3 


Sarousga gaben vom 


DeutfcheRichterzeitung 


Doutfisen Richterbund 


Schriftleiter: Reichsgerichtsrat Dr. Schwarz, Leipzig 93, Eliſenſtr. 111", Fernruf 30991 


Im Auftrage des Deutſchen Richterbundes 
gegründet von Staatsanwalt Dr. Leeb. 
Erſcheint jährlich 12 mal (am 15. jeden 


Monats) zum Jahres-Preiſe von 16 RM. 
Einzelhefte RM 1.60. 


Beiträge werden vergütet. 


Anzeiaenpreis: Die 6 geſpaltene Milli⸗ 
meterzeile RM — 25, bei Wiederholung 
Ermäßigung. Zu beziehen durch den Buch- 
handel und Carl Heymanns Verlag, 
Berlin WE, Mauerſtraße 44. 
Fernſprecher: A 2 Flora 7381, 
Poſtſcheckverkehr: Berlin 234. 


25. Jahrgang 


Leipzig, den 15. März 1933 


Heft 3 


Abhandlungan 


Bismarck, Geffckenprozeß und Reichsgericht. 


Don Direktor der Bibliothek am Reichsgericht Dr. Hans Schulz, Leipzig. 


Das Jahr 1888 hatte den Tod Kaiſer Wilhelms J. ge— 
bracht, die 99 Tage Regierung des todkranken Kaijers 
Friedrichs III. und Mitte Juni den Übergang der Kaifer- 
krone auf den 29jährigen Wilhelm II. Die gewaltige Er— 
regung des Reichs, der Streit der Generationen und Par— 
teien ſchien ſich allmählich im Gleiſe des Alltags zu be— 
ruhigen. Die Wahlen in Preußen ſollten neuen Boden 
ſchaffen der junge Kaiſer gedachte, im verbündeten Wien 
und bei den ſüddeutſchen Staaten ſeine Antrittsbeſuche 
zu machen. Da erſchien am 20. September an der Spitze 
des Oktoberheftes der führenden Monatsſchrift „Deutſche 
Rundſchau“ ein Abdruck „Aus Kaiſer Friedrichs Tage— 
buch“. Er enthielt Aufzeichnungen vom 11. Juli 1820 
bis zum 12. März 1871, alſo aus dem Deutſch-franzöſi⸗ 
ſchen Kriege und der Seit der Gründung des Deutſchen 
Kaiferreichs. Der Einſender war nicht genannt, aber die 
Schriftleitung gab an, daß Kaiſer Friedrich ſelbſt ihm das 
Tagebuch mitgeteilt und er ſich nur aus Gründen der Dis— 
kretion auf die nachfolgenden Auszüge beſchränkt habe. 
Es war etwas Unerhörtes, die Stimme des betrauerten 
Toten tönte aus dem Grabe, und was er ſagte, riß den 
Schleier von vielem Geheimen und verkündete Anſchauun— 
gen, die niemand erwartete. Wer gab dies der Welt be— 
kanntd Wie ſtellten ſich die Führenden dazu, wie der 
Kaifer, der Sohn des Toten, und wie der Gründer des 
Reiches, Bismarck 

Der Reichskanzler, der es nun unter dem dritten Kai- 
ſer war, empfing fern von Berlin, in Friedrichsruhe, die 
Hunde. Wir wiſſen bisher, daß er in einem Immediat— 
bericht an den Kaiſer vom 25. September dazu Stellung 
nahm. Ein neues Buch des vielbewanderten Juriſten 
Otto Gradenwitz, „Bismarck am Schreibtifch”t), ermöglicht 
jetzt noch tiefere Einblicke in die Entſtehung dieſes Be— 
richts, als er ſelbſt annimmt. Bismarck empfing den Tage- 
buchabdruck vom Vortragenden Rat im Auswärtigen Amt 


1) Berlin, Verlag von Franz Vahlen (1932). 


Dr. Kapſer, der ſpäter Kolonialdirektor und ſchließlich 
Senatspräſident am Reichsgericht geworden iſt, mit einem 
Begleitſchreiben, in dem Kayfer auf drei Leitmotive in 
den Aufzeichnungen hinweiſt, den ausgeprägten unitari⸗ 
ſchen Grundzug, das offene Bekennen zu linksliberalen 
Grundſätzen und die fortdauernd feindliche Stimmung 
gegen Bismarck. Auch auf Englandfreundlichkeit weiſt 
Dr. Kayjer hin und darauf, daß es ſcheine, als ob Zuſätze 
in das Original des Tagebuches eingeſchoben ſeien. Zu 
all ſeinen Bemerkungen fügt er die Seitenzahlen. Am 
nächſten Tage, dem 22. September, berichtet er über die 
Stellung der Tageszeitungen und betont, wie die fort— 
ſchrittliche Preſſe den „freiſinnigen“ Kaifer feiere und in 
ſeinem Tagebuch ihr Wahlprogramm begrüße. Bismarcks 
Unterſtreichungen und Randbemerkungen in dieſen über— 
ſandten Seitungen ſind die erſten Spuren ſeiner Stellung— 
nahme, ſeine erſte auf uns gekommene Außerung iſt ein 
knappes Telegramm an das Auswärtige Amt vom Mittag 
des 25. September, das ſchon den weſentlichen Inhalt 
ſpäterer Ausführungen angibt: Sweifel an der Echtheit 
wegen chronologiſcher und tatſächlicher Irrtümer, wie ſie 
die tägliche Aufzeichnung in friſcher Erinnerung aus— 
ſchließt. So beginnt er denn auch das Schreiben an das 
Auswärtige Amt vom ſelben Tage, das die Grundlage 
des Vortrags beim Kaifer zu bilden hatte, mit den Worten: 

„Ich halte das in der Deutſchen Rundſchau veröffentlichte 
‚Tagebuch‘ in der Form, wie es vorliegt, nicht für echt. Ob⸗ 
ſchon S. K. H. der damalige Kronprinz außerhalb der politiſchen 
Verhandlungen blieb, nach dem durch das Bedürfnis der Dis— 
kretion England gegenüber beſtimmten Willen S. M. des Königs, 
iſt es doch kaum möglich, daß bei täglicher Niederſchrift der 
empfundenen Eindrücke ſo viele und ſo ſtarke Irrtümer tat— 
ſächlicher, namentlich aber chronologiſcher Natur in den Auf— 
zeichnungen enthalten ſein könnten, als darin ſind.“ Bismarck 
geht nun auf eine Reihe ſolcher Irrtümer ein und behandelt 
auch die Seit von Auseinanderſetzungen zwiſchen Kronprinz 
Friedrich Wilhelm und ihm über die Zukunft Deutſchlands und 
über eventuelle Anwendung von Gewalt gegen die ſüddeutſchen 
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Fürſten und Truppen. Wäre es echt, ſo würde der Art. 92 des 
StGB. Anwendung finden, vorſätzliche Bekanntmachung von 
Staatsgeheimniſſen; iſt es unecht, jo habe die Juſtizverwaltung 
den Urheber der Fälſchung zu ermitteln. Selbſt wenn das 
juriſtiſche Verfahren wegen der Mängel des jtrafrechtlichen 
Textes den Staat und das Recht in Stich laſſen ſollte, ſo 
könnte doch die feindliche Quelle aufgedeckt werden, aus welcher 
dieſe Bosheit entſpringt und weitere vielleicht zu erwarten ſei. 
Bismarck wünſcht, daß ein Antrag, in dieſem Sinne vorgehen 
zu dürfen, „ſofort und noch morgen bei S. M. geſtellt werde.“ 
Dieſes Konzept iſt von Bismarcks Schwiegerſohn, Graf 
Rantzau, geſchrieben, Bismarck ſelbſt hat dann mit Blei- 
ſtift Anderungen und Suſätze angebracht. Gleich nach 
Beginn fügte er ein langes Einſchiebſel ein, das ſo klingt, 
als beantworte er eine Swiſchenfrage. Es heißt nun: 


„S. M. der damalige Kronprinz ſtand allerdings außerhalb 
der politiſchen Verhandlungen. Ich beſaß nicht die Erlaubnis 
des Königs, über interne Fragen unſerer Politik mit S. A. H. 
zu ſprechen, weil S. M. davon einerſeits Indiskretionen an den 
franzöſiſch geſinnten engliſchen Hof fürchteten, andererſeits 
Schädigungen unſerer Beziehungen zu den deutſchen Bundes— 
genofjen wegen der zu weit geſteckten Siele und der Gewaltſam— 
keit der Mittel, die S. HK. . von politifchen Ratgebern zweifel- 
hafter Natur empfohlen waren. Der Kronprinz ſtand alſo außer— 
halb aller ernſthaften Verhandlungen. Vichtsdeſtoweniger iſt es 
kaum möglich, daß bei täglicher Niederſchrift . ..“ Dieſe Faſ— 
ſung zeigt nun ein zweites ebenfalls vom 25. September datier— 
tes Reinkonzept von Schreiberhand, das wiederum von Bismarck 
eigenhändig mit Bleiſtift geändert worden iſt. Neu eingeſchoben 
iſt am Anfang des Satzes über den Kronprinzen ... außer- 
halb der politiſchen Verhandlungen „und konnte deshalb über 
manche Vorgänge unvollſtändig oder unrichtig berichtet fein“. 
Neben anderen wichtigen Anderungen iſt beſonders eine hervor— 
zuheben. Übereinſtimmend mit dem allererſten Konzept von 
Graf Kantzaus Hand heißt es: „In Derfailles iſt die Mög— 
lichkeit einer Gewalttat gegen unſere Bundesgenoſſen von 
S. M. H. nicht mehr angeregt worden. Es iſt nicht denkbar, daß 
in dieſer Beziehung des Datums ein Irrtum ſtattfinden konnte, 
wenn ein regelmäßiges Tagebuch durch tägliche Eintragungen 
entſtanden wäre.“ Nun ſchreibt Bismarck: „In Verſailles haben 
Erörterungen von Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen S. K. B. 
und mir über die künftige Verfaſſung Deutfchlands nicht mehr 
ſtattgefunden. Im Gegenteil habe ich mich bei den wenigen 
Gelegenheiten, wo die Frage in Gegenwart beider Höchſten 
Herrſchaften zur Sprache kam, des Beiſtandes S. M. H. den Be- 
denken S. M. gegenüber ſtets zu erfreuen gehabt. Die Behaup- 
tung des ‚Tagebuchs‘, daß S. MK. N. beabſichtigt haben könne, 
Gewalt gegen unſere Bundesgenofjen anzuwenden und denſelben 
eventuell die von ihnen treu gehaltenen und mit ihrem Blute 
beſiegelten Verträge zu brechen, halte ich für eine Verleumdung 
des Hochjeligen Herrn.“ Auch einen anderen Satz über die 
Schwierigkeiten der Reichsgründung hat Bismarck jetzt ge— 
ändert: „Der Kronprinz iſt nie darüber zweifelhaft geweſen, 
daß ich ein Oberhaus, in welchem die Könige von Bapern und 
Sachſen mit der Preußiſchen Berrenhaus⸗Curie auf einer Bank 
ſitzen ſollten, ſtets für unmöglich gehalten habe.“ So hieß es bis— 
her, jetzt: „Der Kronprinz iſt nie darüber zweifelhaft geweſen, 
daß das Kaifertum 1866 weder möglich noch nützlich geweſen 
wäre und ein ‚Norddeutfcher Kaifer‘ wohl ein ‚Empereur‘, aber 
kein geſchichtlicher Fortſchritt zur nationalen Wiedergeburt fein 
würde. Ebenſo war die Oberhaus-Idee in Donchery am 3. Sep- 
tember abgetan.“ Die Bundesſtaaten wurden dadurch noch mehr 
geſchont, daß ſie gar nicht mehr im Zuſammenhang mit der 
Oberhaus-Idee erwähnt wurden. Auch dieſes Schriftſtück ſchließt 
mit dem Wunſche, daß ein Antrag zu ſtrafrechtlicher Verfolgung 
„ſofort und noch morgen bei Seiner Majeſtät geſtellt werde“, 
hier ohne irgendeine Anderung von Bismarcks Hand. 

Der Anfang aber, der bisher begann: „Ich halte das 
Tagebuch in der Form, wie es vorliegt, nicht für echt“, iſt von 
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Bismarck geändert: „Auf Ew. N. Majeſtät Befehl beehre ich mich 
bezüglich des in der ‚Deutſchen Rundſchau' veröffentlichten an⸗ 
geblichen Tagebuchs des Hochfeligen Kaifers folgendes zu be» 
richten.“ Wann hat der Kaifer diefen Bericht befohlend — Am 
Schluß des Konzepts ſteht von Bismarcks Hand: „2. An S. E. 
Juſtizminiſter. Ew. beehre ich mich in der Anlage Abſchrift 
meines Immediatberichtes vom 25. mit der Eröffnung ergebenſt 
mitzuteilen, daß S. M. den von mir darin geſtellten Schluß— 
antrag genehmigt, die Veröffentlichung des Berichtes befohlen 
und mich beauftragt haben, Ew. um Ausführung allerh. Willens⸗ 
meinung zu erſuchen. v. B.“ 


Wenn nun auch das Schriftſtück durch Bismarcks Blei— 
ſtift⸗Vorſatz an den Kaiſer gerichtet tft, jo enthält es doch 
im Schluß noch nicht einen an dieſen gerichteten Schluß— 
antrag, ſondern einen Auftrag an die Reichskanzlei. Was 
iſt daraus zu ſchließend Am 24. September entnahm Bis- 
marck aus einem Schreiben des Hofmarſchalls der Kaiſerin 
Friedrich, daß dieſe der Veröffentlichung des Tagebuchs 
völlig fern ſtehe, daß ſie in dieſer Form durchaus nicht im 
Sinne des Hohen Entſchlafenen gelegen und daß fie den 
Charakter der Indiskretion trage. Es iſt denkbar, daß 
Bismarck die Kaiſerin Friedrich im Bintergrunde der 
Veröffentlichung gemutmaßt habe, jetzt konnte er von ihr 
abſehen und Nachforſchungen weniger gehemmt anſtellen 
laſſen. Am 25. September fuhr er zum Kaiſer nach Ber- 
lin, ob gerufen oder nicht, läßt ſich nicht ſagen. Er fand 
Wilhelm II. „quite in a rage“ und erfuhr, daß er gegen 
die Veröffentlichung ſcharf eingeſchritten wiſſen wollte. 
Auch die Kaiferin Friedrich hat ihrer Mutter geſchrieben: 
„Wilhelm war wütend und nannte es Hochverrat und 
Diebſtahl an Staatspapieren.“ Über den Verlauf von Bis- 
marcks Unterredung mit dem Kaiſer wiſſen wir nur, was 
aus dem Schreiben an den Juſtizminiſter ſich ergibt: 

Strafrechtliches Einſchreiten, Veröffentlichung des Immediat⸗ 
berichts. Genehmigt wird der Antrag auf erſteres, befohlen das 
zweite. Die Bleiſtiftfaſſungen Bismarcks zeigen, daß der 
Immediatbericht noch gar nicht vorhanden war, ſondern nur 
die Grundlage des Vortrages. Der Immediatbericht mit Schluß— 
antrag wird alſo erſt in der Audienz befohlen, er wird abgefaßt 
nach der Audienz, auf Grund der Audienz, zum Sweck der Der- 
öffentlichung. Das Datum bekommt er von der erſten Nieder— 
ſchrift einer Anweiſung an die Reichskanzlei, das Schreiben an 
den Juſtizminiſter erhält das Datum der Audienz, des Faifer- 
lichen Befehls. Wer den Gedanken der Veröffentlichung gefaßt 
hat, ob der Kaifer oder der Kanzler, das ſteht dahin. Noch 
Tags darauf, am 26. September, hat Bismarck in Friedrichsruh 
nach dem Seugniſſe von Moritz Buſch am „Immediatbericht“ 
geändert, am 27. September erſchien er im Deutſchen Reichs- 
anzeiger. 

Den Hinweis auf die Indiskretionen England gegen— 
über — ſie ſind ein ſchmerzliches Kapitel im Leben des 
Kronprinzen Friedrich Wilhelm — ließ Bismarck in der 
zweiten ſchärferen Faſſung beſtehen, hatte ſich ja doch die 
franzoſenfreundliche Stimmung des Prinzen von Wales 
vor kurzem erſt gezeigt, als er bei der Beſtattung Kaiſer 
Friedrichs anweſend war. Was dagegen in dem veröffent— 
lichten Tagebuch⸗Auszuge fo ſchwer ins Gewicht fiel, die 
Abſicht der Gewaltanwendung gegen die ſüddeutſchen Bun⸗ 
desgenoſſen, das ſuchte er im Immediatbericht nach Mög⸗ 
lichkeit abzubiegen und unſchädlich zu machen. Allerdings 
änderte er nicht die König Wilhelm dem Erſten am Bes 
ginne des Berichts zugeſchriebene Rückſicht auf des Kron- 
prinzen Gewaltſamkeit der Mittel, ſo daß zwiſchen die⸗ 
ſem Teil und der ſpäteren Verurteilung ſolcher Annahme 
als Verleumdung ein ſchroffer Widerſpruch beſteht. Bier 
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iſt er nicht zur letzten Faſſung durchgedrungen. Er hatte 
einſtmals des Kronprinzen Friedrich Wilhelm Stellung⸗ 
nahme zu den Bundesfürſten überwunden, jetzt ſollte die 
Hand des Toten noch einmal am Reichsbau rütteln, dem 
mußte er entgegentreten. Um fo mehr, als der neue Kaifer 
ſich zum Beſuch in Süddeutſchland anſchickte. Die Pein- 
lichkeit der Lage konnte dadurch gemildert werden, daß 
das Tagebuch in dieſer Form öffentlich als Fälſchung er— 
klärt wurde. Wie ſehr dem Kaifer daher an der Der- 
öffentlichung des Immediatberichtes lag, zeigt ein Tele— 
gramm vom 27. September aus Stuttgart an Bismarck: 
„S. M. wünſcht zu wiſſen, wann Sw. Immediatbericht 
zum Abdruck gelangt, da Allerhöchſtdieſelben ſich von die— 
ſer Publikation großen und heilſamen Eindruck verſpre— 
chen.“ Am ſelben Tage erſchien er. 

Kaifer und Kanzler wußten da bereits durch die Kaiferin 
Friedrich und durch Wilhelms II. früheren Lehrer Hinzpeter, 
daß es ein Kriegstagebuch des Kronprinzen Friedrich Wilhelm 
gab. Im Hausarchiv wurden drei Faſſungen ermittelt, es er— 
gab ſich, daß Bismarck recht hatte, wie er ſchon in der An- 
weiſung an die Reichskanzlei vom 25. September niedergelegt 
hatte: Die täglichen Eintragungen waren ſpäter überarbeitet 
worden auf Grund von Briefſchaften und von Notizen und Fu— 
ſätzen anderer. Die Veröffentlichung der ‚Deutfchen Rundfchau‘ 
brachte Auszüge und Zuſammenziehungen, die auch Seitfolge 
und Zufammenhang änderten, ‚echt‘ war ſie nicht. Aber fie war 
aus echten Aufzeichnungen entnommen. Am 29. September 
konnte Bismarck dem Kaifer den Täter melden und hinzufügen: 
‚Die Haltung der freiſinnigen Preſſe in diefer Frage beruht alſo 
wahrſcheinlich nicht auf urſprünglicher Mitſchuld an der Der- 
öffentlichung, ſondern nur auf der Freude an Allem, was die 
Monarchie und das Reich ſchädigt, ohne Rückſicht auf den Ur- 
ſprung.“ 

Es war keine Derfchwörung des Kreifes um die Kai- 
ſerin Friedrich, und es war kein Schachzug einer bismarck— 
feindlichen Partei, ſondern ein einzelner, ein Fanatiker, 
hatte Bismarck und ſeiner Politik den Stein in den Weg 
geworfen. Der Verleger der „Deutſchen Rundſchau“, 
Elwin Paetel, nannte als Einſender des Tagebuchs den 
ehemaligen Straßburger Profeſſor Heinrich Geffden 
in Hamburg, einen Mann von 58 Jahren, früher im diplo— 
matiſchen Dienfte der Hanſeſtädte, bekannt als reichsfeind- 
licher Mitarbeiter deutſcher und engliſcher Blätter. Er 
hatte fein Tagebuch⸗Material und den Briefwechfel mit 
Julius Rodenberg, dem Herausgeber der „Deutſchen Rund— 
ſchau“, verbrannt und war nach dem damals noch eng— 
liſchen Helgoland geflüchtet; auf Wunſch ſeiner Familie 
kehrte er zurück und wurde am 29. September in Hamburg 
verhaftet. 


Als einſtiger Studiengenoſſe des Kronprinzen war er 
mit ihm in Beziehungen geblieben, er gehörte zu den 
„zweifelhaften Ratgebern“, die ihm 1870 die „Unifika— 
tion“, die Gewalt gegen die ſüddeutſchen Staaten emp- 
fohlen haben. 1873 gab ihm Friedrich Wilhelm fein 
Kriegstagebuch für drei Wochen nach Karlsbad mit, da 
hat er ſich Auszüge daraus gemacht. Die Erlaubnis hatte 
er weder erbeten noch erhalten. Das Tagebuch habe über 
200 Seiten umfaßt und ſei völlig eigenhändig geweſen. 
Heines der drei vom Hausminiſterium ermittelten Tage⸗ 
bücher kommt dafür in Frage. Die Vorlage, aus der 
Geffcken ſeine Auszüge allein gemacht haben kann, iſt erſt 
1908 im Hausarchiv aufgefunden worden, obwohl ſie ſchon 
1888 darin verwahrt war, ſie iſt aber von einem Ab— 
ſchreiber hergeſtellt. Kronprinz Friedrich Wilhelm hat 
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darin verfügt, daß fie erſt nach Ablauf des Jahres 1922 
veröffentlicht werden dürfe. Als Rodenberg den Abdruck 
des Tagebuchauszuges mit einer Bemerkung begleiten 
wollte, daß der Einſender von Kaiſer Friedrich zur Der- 
öffentlichung ermächtigt ſei, hat Geffcken erklärt, daß er 
ſolche Ermächtigung nie erhalten habe (Brief Geffckens 
an Bamberger). Auch die Kaiferin Friedrich würde ihm 
die Erlaubnis nicht gegeben haben, ſie traute ſeiner Ge— 
ſinnung nicht und auch nicht ſeinem Takt (Bambergers 
Tagebuch). Geffcken war fich bewußt, daß die Deröffent- 
lichung großes Aufſehen, großen Skandal machen würde, 
und verlangte, daß ein zweiter Aufſatz von ihm mit Na⸗ 
mensnennung in demſelben Rundſchau-Hefte abgedruckt 
werde, was auch geſchehen iſt, um von ihm als Derfaffer 
des Tagebuch-Auszuges abzulenken, da man nicht an⸗ 
nehmen werde, daß er in einem Hefte zwei Aufſätze 
bringe. Seine Gattin hatte ihn von der Deröffentlichung 
abgemahnt; ſein Nervenzuſtand hatte die Familie ſchon an 
ſeine Entmündigung (Interdikt ſagt Bamberger) denken 
laſſen. Über die Gefährlichkeit der Veröffentlichung waren 
ſich die Heugen einig, Guſtav Freytag hatte den Kron— 
prinzen ſelbſt dringend gebeten, das Tagebuch nicht zu 
veröffentlichen und Dritten nicht Einſicht zu geſtatten. Das 
Bekanntwerden ſeiner Mitteilungen über die Gründung 
des Reiches ſei ihm für deſſen Wohl ſowie für das An- 
ſehen des Hohen Derfaſſers ſelbſt als durchaus unzuträg- 
lich erſchienen. 

Am 16. Dezember 1888 erhob der Gberreichsanwalt 
Teſſendorff die Anklage, am 4. Januar 1889 erging der 
Beſchluß des Erſten Strafſenats des Reichsgerichts, den 
Beſchuldigten außer Verfolgung zu ſetzen. Der Derdact 
ſei allerdings begründet, daß Geffcken Nachrichten, deren 
Geheimhaltung anderen Regierungen gegenüber für das 
Wohl des Deutſchen Reichs erforderlich ſei, öffentlich be— 
kannt gemacht habe; es ſeien aber nicht genügend Gründe 
vorhanden für die Annahme des Bewußtſeins des Be- 
ſchuldigten, daß ſein Aufſatz Nachrichten der bezeich— 
neten Art enthalte. — Daß der Reichsgerichtspräſident 
Ed. v. Simſon zum Kaiſer vom Freiſpruch und feiner 
Bedeutung bei der Grundſteinlegung des Neichsgerichts- 
gebäudes am 51. Oktober 1888 geſprochen haben ſoll 
(„Germania“ 5. Auguſt 1891, vgl. Penzler, Bismarck 
nach ſeiner Entlaſſung 2, 187), zeigt ſich als unmöglich, 
damals war die Anklage noch gar nicht erhoben. Um 
Entſtellungen der Tatſachen und des gerichtlichen Ver— 
fahrens in der Preſſe des In- und Auslandes, insbeſon⸗ 
dere um ungerechtfertigten Angriffen gegen das Reichs⸗ 
gericht und den Gberreichsanwalt vorzubeugen und um 
Regierungen und Reichsangehörigen die Möglichkeit eige- 
nen Urteils zu geben, wandte ſich Bismarck in einer 
Immediateingabe vom 15. 1. 1885 an den Kaiſer. Dort 
heißt es: 

. Entſtellungen der Tatſachen und des gerichtlichen Ver— 
fahrens, ſowie der Gründe der Einleitung und der Einſtellung 
desſelben finden gegenwärtig in der reichsfeindlichen Preſſe des 
In⸗ und Auslandes ftatt und werden ausgebeutet, um die Un⸗ 
parteilichkeit und das Anſehen der Kaiferlichen Juftizverwal- 
tung im Reich zu verdächtigen. Dieſelben haben den Zweck, das 
Verfahren der Reichsanwaltſchaft und des Reichsgerichts im 
Lichte der Parteilichkeit und der tendenziöſen Verfolgung darzu— 
ftellen. Es iſt daher für Euerer Majeſtät Juftizverwaltung im 
Reich ein Bedürfnis, die Möglichkeit eigenen durch die 
reichsfeindliche Preſſe nicht gefälſchten Urteils über das ein⸗ 
gehaltene Verfahren, zunächſt bei den verbündeten Regierungen, 
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dann aber auch in der öffentlichen Meinung der Reichsange— 
hörigen herzuſtellen. Dies kann nur auf dem Wege geſchehen, 
daß das geſamte Material, durch welches die Entſchließungen 
der Reichsanwaltſchaft und des Reichsgerichts beſtimmt worden 
find, zur Kenntnis aller derer gebracht werde, welche ein be— 
rechtigtes Intereſſe daran haben, daß das Verhalten der Reichs- 
juſtizbehörden ſich überall als ein gerechtes und ſachgemäßes er— 
weiſe. 

Zu dieſem Sweck erbittet Bismarck dann vom Kaifer 
den Befehl zur Veröffentlichung der Anklageſchrift und 
ihrer geſamten Unterlagen. Mit Zuſtimmung des Kaifers 
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iſt dieſe Veröffentlichung im Reichsanzeiger vom 16. Ja— 
nuar 1889 und in den Bundesrats-Druckſachen erfolgt. 

Vielleicht hat Bismarck die Schwere des Angriffs durch 
den Tagebuch-Druck überſchätzt. Daß er ſich damals in 
ſeiner Bekämpfung im Einvernehmen mit dem jungen 
Kaiſer befand, iſt erfichtlich. Das Andenken Kaifer Fried— 
richs war durch Geffckens Tat geſchädigt, daß Bismarck 
dem um des Reiches willen entgegentrat, war notwendig. 
Sein Mittel deckte aber anderen Schaden auf. So bleibt 
ein Reſt, der nicht aufgeht. 


Zwei Bücher über Richter und Rechtspflege. 


Don Reichsgerichtsrat Dr. Schwarz, Leipzig. 


Mit Recht und Richter befchäftigen ſich gerade in 
neuerer Seit viele Seitungsaufſätze, Bücher und Theater— 
ſtücke. Doch ſind es meiſtens nicht Freunde des Rich— 
ters, die ſich dort über ihn äußern. Um ſo erfreulicher 
iſt es daher, in den Derfaffern zweier jüngſt erſchienener 
Bücher wahre Freunde des Gerichts und der Richter 
kennenzulernen. Ihre Anſichten ſind deshalb von beſon— 
derem Wert, weil es ſich um ausgezeichnete Kenner der 
Rechtspflege und der Lage des Richterſtandes handelt, 
nämlich um einen früheren Reichsjuſtizminiſter und um 
einen Rechtsanwalt von Ruf. Damit ihre Stimmen nicht 
ungehört verhallen, ſollen ſie hier durch Auszüge aus 
ihren Werken zu Wort kommen. 

1. Der frühere Reichsjuſtizminiſter Koch-Weſer 
ſchreibt in ſeinem Buche „Und dennoch Aufwärts“ 
über die Juſtiz (S. 192 ff.): 

Unſere Seit iſt juriſtiſchen Gedankengängen wenig zugeneigt. 
Wirtſchaftliche Notwendigkeiten, ſoziale Rückſichten, ethiſche 
Werturteile, die jugendliche Freude am Techniſchen und Kon- 
ſtruktiven und der Rückgang der humaniſtiſchen Bildung 
ſchwächen weithin das Intereſſe am Recht. Die Juſtiz wird 
in ihrem eigenen Wirkungsgebiet durch weſensfremde Er— 
wägungen bedroht. Die Beſchattung der Rechtsidee iſt ſchmerz⸗ 
lich für jeden, dem für den Staatsbürger das Recht im Staat 
noch wichtiger erſcheint als das Recht am Staat. 

Die Unbedenklichkeit, mit der man zur Abhilfe wirtſchaftlicher 
und fozialer Nöte durch Geſetz oder Notverordnung beſtehende 
Rechte ausgelöſcht hat, iſt ein Kennzeichen dieſer neuen An⸗ 
ſchauung. Die Unantaſtbarkeit des Vertrages, die allein Der- 
trauen gibt und ohne die keine privatwirtſchaftliche Ordnung 
beſtehen kann, wird von der Geſetzgebung weithin nicht mehr 
geachtet. Mietsverträge werden gebrochen, Sinſen herunter- 
geſetzt, Anſtellungsverträge aus der Welt geſchafft, Zahlungen 
geſtundet, durch die Arbeit eines Lebens erworbene Ruhe— 
gehaltsanſprüche vernichtet. Man ſpricht von einer Juſtizkriſe, 
als ob es ſich um ein Derfagen der an der Gerichtsbarkeit be— 
teiligten Organe handele. . .. Viel gefährlicher aber als die 
Juſtizkriſe iſt die Rechtskriſe, in der wir uns befinden. Sie 
geht aus dem mangelnden Gefühl der Regierenden und der 
Dolfsgenofjen für die Notwendigkeit hervor, wohlbegründete 
Rechte nicht den Bedürfniſſen des Tages zu opfern. In keinem 
Staat der Welt, es ſei denn Rußland, iſt der Volksmeinung ein 
Bruch begründeter Rechte ſo gleichgültig geworden wie in 
Deutſchland. Man kann mit einer gewiſſen Übertreibung ſagen, 
daß ſich der Bolſchewismus in Deutſchland in erſter Linie in 
einer Art Rechtsbolſche wis mus Bahn bricht. 

Der Rechtsgedanke iſt auch im Strafrecht abgeſtumpft. So er- 
freulich es iſt, daß man den Täter und feine Motive pfycho- 
logiſch erforſcht, ſo bedeutungsvoll ſolche Unterſuchungen für 
die richterliche Erkenntnis ſind, ſo wertvoll die Beſtrebungen 
ſind, den Verbrecher nicht in Verdammnis hinabzuſtoßen, jon- 
dern nach einer Erklärung für ſein Tun zu ſuchen und ihn 


wieder aufzurichten, ſo bedenklich iſt es auf der anderen Seite, 
wenn ſolche Sinnesart dazu führt, über dem Täter das Opfer 
zu vergeſſen und nur ihm, nicht dem Verletzten die Teilnahme 
zuzuwenden. . . . Die Selbſtverſtändlichkeit des Gefühls dafür, 
daß das beleidigte Recht Sühne verlangt, iſt verlorengegangen. 
Goethe hat wenige Jahre, nachdem er feine höchſte Kunft daran 
geſetzt hat, uns in feinem Fauſt die Geſtalt einer Kindesmör— 
derin menſchlich rührend zu geſtalten, durch ſein Votum die 
Hinrichtung einer Kindesmörderin entſchieden. . . . Heute ſind 
Urteile, die ſich nur in den Seelenzuſtand des Angeklagten ver— 
ſetzen, den Schutz von Staat und Volk, von Geſellſchaft und 
Individuum aber in den Wind ſchlagen, nicht ſelten. 

Die allergefährlichſte Erweichung des Rechtsgedankens hat die 
raſche Aufeinanderfolge von Amneſtien mit ſich gebracht. 
Amneſtien ſollen ſein, wenn man objektiv auf die Sünden 
einer unruhigen Seit vom wiedererrungenen ſicheren Port 
herabſieht. Sie dürfen aber nicht fein, ſolange der Gärungs— 
ſtoff im Volke noch vorhanden iſt und immer wieder durchbricht. 
Sonſt verliert das Schwert der Gerechtigkeit feine Treffſicher— 
heit und der Optimismus des Täters verläßt ſich darauf. Be⸗ 
klagenswert ſind dabei auch die Gerichte, die fortgeſetzt müh— 
ſame und tumultuöſe Rieſenverhandlungen führen müſſen, um 
bald zu erleben, daß ihre Arbeit mit einem Federſtrich unwirk— 
ſam gemacht wird. Das Drängen nach Amneſtien hat immer 
mehr zugenommen. Was letzthin im Reichstag eine Mehrheit 
von Nationalſozialiſten und Kommuniſten unter dem Zuzug der 
Sozialdemokraten ſich gegenſeitig an Amneſtien bewilligt hat, 
gibt geradezu einen Freibrief auf politiſche Gewalttätigkeit und 
iſt überhaupt nicht mehr als ein ſtaatlicher Hoheitsakt, ſondern 
nur als Kriegsgefangenenaustaufch zwiſchen zwei feindlichen 
Mächten zu bezeichnen, dem der Staat, am Wohlwollen der Par— 
teien intereſſiert, ſeine Patronage leigt. — — 

Keine Rechtspflege kann gedeihen, ohne daß die Stellung des 
Richters eine gehobene, von dem Vertrauen, ja ich wage das 
Wort: von der Ehrfurcht des Volkes getragene iſt. Allein die 
Unabſetzbarkeit und Unverſetzbarkeit des Richters vermag eine 
gehobene Stellung nicht zu gewährleiſten. Um ſo weniger, wenn 
man fortfährt, das Richteramt als eine Karriere anzuſehen, 
in der nicht etwa ſchon die Derſetzung in die höhere Inſtanz, 
ſondern nur eine leitende Stellung in der höheren Inſtanz als 
begehrenswert erſcheint. 

Die materiellen Vorbedingungen, die der Staat dem Richter 
bietet, um ſeine hohe Stellung zu wahren, ſind unzureichend. 
Wurde im alten Regime der Richter gegenüber dem Regierungs- 
beamten gefliſſentlich zurückgeſetzt, jo mag heute eine Gleich⸗ 
ſtellung erfolgt ſein, aber nicht dadurch, daß die Stellung des 
Richters gehoben, ſondern dadurch, daß die Stellung des Regie⸗ 
rungsbeamten herabgedrückt iſt. Das knappe Gehalt gibt man— 
chem Richter nicht die Möglichkeit, feinen Horizont über die 
Enge ſeines Arbeitszimmers hinaus zu erweitern. Man kann 
Werturteile über Fragen der Literatur und Kunft nicht einem 
Richter zutrauen, der kein Buch, geſchweige denn ein Theater- 
billett erſchwingen kann. Man kann nicht von ihm erwarten, 
daß er ſich politiſchen Fragen gewachſen erweiſt, wenn er ſich 
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auf die Lektüre ſeines Generalanzeigers beſchränken muß. Man 
kann auch nicht ein ſicheres Urteil über Land und Leute er— 
hoffen, wenn er auf jede Urlaubsreiſe verzichten muß. 

Aber auch die Hilfsmittel, die dem Richter bei feiner Tätig- 
keit zur Verfügung ſtehen, ſind faſt durchweg unzureichend. 
Schon die Baulichkeiten. Wenn man in Frankreich bis an die 
äußerſten Grenzen Algeriens reiſt, iſt man überall erſtaunt 
darüber, wie vortrefflich die Gerichte gebaut und ausgeſtattet 
ſind, im Gegenſatz etwa zu den Poſtgebäuden, die man manch— 
mal kaum zu betreten wagt. In Deutfchland ſcheint es um— 
gekehrt, daß das Geſchäft des Briefmarkeneinkaufs oder des 
Paketabholens mit einer ganz anderen Feierlichkeit umkleidet 
werden muß als das Erſcheinen vor Gericht. In unzureichen- 
den und dumpfen Räumen wird vom frühen Morgen bis zum 
ſpäten Abend gerichtet. Warteräume find häufig gar nicht vor- 
handen, häufig ſo abgelegen, daß jeder fürchtet, dort ſeine 
Stunde zu verſäumen. Termine müſſen manchmal wegen Man⸗ 
gels an Zimmern auf Wochen vertragt werden. Es fehlt an 
ausreichenden Bibliotheken, ſo daß die Richter häufig genötigt 
ſind, die notwendige Literatur ſich von den Anwälten leihweiſe 
zu beſchaffen. Der Richter muß Arbeiten ſelbſt vollbringen, für 
die bei einer Derwaltungsbehörde ſelbſtverſtändlich Hilfsarbeiter 
zur Verfügung ſtänden. Selbſt in den wichtigſten Strafprozeſſen 
kommt eine ſtenographiſche Niederſchrift wegen der Koſten nicht 
in Frage. 

Dabei iſt die Stellung des Richters erheblich ſchwieriger ge— 
worden als früher. Sie erfordert zunächſt eine höhere Kunft 
der Menſchenbehandlung, denn er iſt nicht mehr der unfehlbare 
Dorgefette des Publikums, der Anwälte und der Öffentlichkeit, 
ſondern alle zerren an ihm. Die Regierung und die Polizei ſind 
unzufrieden, wenn er ihre öffentlichen Intereſſen nicht hin— 
reichend wahrnimmt. Der Staatsanwalt verſucht nicht ſelten, 
die Führung der Verhandlung an ſich zu ziehen. Die Rechts— 
anwälte ſtellen ſich ihm gleichberechtigt gegenüber und verlangen 
eine gebührende Rückſicht. Der Angeklagte im Strafprozeß und 
die Parteien im Sivilprozeß glauben, zu einer anmaßenden 
Sprache ihm gegenüber berechtigt zu ſein. Die Preſſe bemächtigt 
ſich jedes falſchen FHungenſchlags und jedes prozeſſualen Feh— 
lers. Deswegen kommt, namentlich in der großen Stadt, der 
Richter faſt nur noch dann durch, wenn er ſich als der gute 
Kamerad und der ehrliche Makler aller derjenigen gibt, die am 
Prozeß beteiligt find. Die Anonymität des Richters entſchwin— 
det. Er kann ſein Amt nicht wie einen Schild vor feine Der- 
wundbarkeit halten. Er gilt fo viel, wie er als Perſönlichkeit 
iſt. der Richter lernt es mehr und mehr, menſchlich zu ſein. 
Das mag demjenigen, der in den Traditionen einer feierlichen 
und erhabenden Gerichtsbarkeit ſteckt, als ein Fehler erſcheinen. 
Für denjenigen, der in dem Richter nur den Helfer zur Er⸗ 
mittlung der Wahrheit ſieht, iſt es ein Fortſchritt. — — 

Wenn die Schwierigkeit und Einſeitigkeit der Fachvorbildung 
ein Schaden für jeden Beruf iſt, ſo ganz beſonders für den 
Juriſten. Denn urteilen beißt die Tatbeſtände des Lebens unter 
das Geſetz zu ſubſumieren. Ebenſo wichtig wie die Kenntnis 
des Geſetzes iſt es deshalb für den Richter, das Leben zu 
kennen. — — 

So ſehr man dafür eintreten mag, daß neben dem Berufs- 
richter der Laie in Strafſachen mitwirkt, ſo ſehr muß man für 
eine ſorgfältige Auswahl der Laienrichter eintreten. Wenn 
man die Laienrichter planlos bald in die erſte, bald in die 
zweite Inſtanz ſteckt, ſo vermindert ſich die Güte der zweiten 
Inſtanz. Es bedarf einer viel ſorgfältigeren Ausleſe, als es 
heute der Fall iſt, wo man immer wieder Männern begegnet, 
die Laienrichter geweſen ſind, obwohl fie ſich in den Kreifen 
ihrer Mitbürger nur einer ſehr mäßigen Achtung erfreuen. 
Mindeſtens für die zweite Inſtanz müßte garantiert ſein, daß 
nur Perſonen in die Lage kommen, Laienrichter zu werden, die 
ſich in öffentlichen oder gemeinnützigen Einrichtungen bereits 
bewährt haben 
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ließe ſich viel ſagen. Dieſer einſt ſo ſelbſtbewußte und lebens— 
ſichere Stand iſt ein Stiefkind der Geſetzgebung geworden. — — 

Dabei iſt die Abwehr des Anwaltſtandes verhältnismäßig 
ſchwach. . . . Er hat ſich jetzt zu der Forderung eines numerus 
clausus zuſammengefunden. Anſtatt ſich beharrlich gegen Maß⸗ 
nahmen zu wenden, die den Anwalt ungerechtfertigt benach— 
teiligen, verſucht ſie den Sturm auf eine Baſtion, die am 
ſchwerſten zu erobern iſt. Sie ſetzt ſich in Widerſpruch zu den 
Anhängern der Wirtjchaftsfreiheit, ſie zwingt den Nachwuchs 
nicht nur in Gppoſition gegen den eigenen Stand, ſondern 
auch in Not und Schmutzkonkurrenz hinein und drückt den 
eigenen Stand durch Aufſtellung von Zulaſſungsbeſtimmungen, 
die von fremden Organen zu handhaben ſein werden, in Ab— 
hängigkeit hinab. Nur die ſchwere Not erklärt dieſen Antrag. 
Er hat vielleicht den Vorteil, dieſe Not grell hervortreten zu 
laſſen und dadurch ſchwächere Baſtionen ſturmreif zu machen. — — 


2. Rechtsanwalt Dr. Alfred Roſenthal, Berlin, der 
den deutſchen Richtern nicht unbekannt iſt (vgl. DRS. 1929 
S. 125) bringt in feinem Buche „Kulturgeſchicht⸗ 
liche Betrachtungen für Weltleute“ S. 122 ff. 
folgende zum Nachdenken anregenden Bemerkungen: 


Man muß ſich darauf beſinnen, daß die Urteilsbegründung 
nicht Selbſtzweck iſt. Zwar bedarf es ſcharfer, umfaſſender, 
wiſſenſchaftlich erarbeiteter Begriffsbeſtimmungen; denn nur 
mit ihnen läßt ſich ein verwickelter Rechtsſtoff durchleuchten 
und meiſtern. Aber ein guter Richterſpruch iſt niemals eine 
wiffenfchaftlichetechnifche, ſondern vorwiegend eine welt— 
männiſch-künſtleriſche Tat. Man erweiſt ſubalternen Naturen 
keinen Dienſt durch Neranziehung zu einer Tätigkeit, die einen 
ſchöpferiſchen Geiſt und einen ſtarken Willen verlangt. Der 
größte Teil unſerer Richter ſehnt ſich nach Bindung, keines— 
wegs nach Freiheit: Angſtlich wird Umſchau gehalten, ob nicht 
irgendwo ein Hafen aus der Wand rage, der für die zu treffende 
Entſcheidung einen Stützpunkt bietet. Man merkt es faſt jedem 
Urteilsſpruch an, ob er dem Rechtsgefühl und der geſtaltenden 
Phantaſie entfloſſen iſt oder ob er ſich in ſtarren Bahnen be— 
wegt, m. a. W. ob der Verfaſſer reichsunmittelbar iſt oder 
mediatiſiert.“ Vauvenargues ſagt: „Alle Menſchen halten ſich 
höchſter Stellungen für würdig; aber die Vatur, die ſie dazu 
nicht befähigt, wirkt, daß ſie auch in den geringſten ganz 
zufrieden ſind.“ Die zuverläſſigſte Grundlage für den Urteils» 
ſpruch iſt das Rechtsgefühl eines welterfahrenen, klugen und 
gütigen Richters von ſtarkem Perſönlichkeitsgehalt. Unſere 
Einrichtungen erſchweren eine freie und kühne Betrach— 
tungsweiſe, verlocken zu ſpitzfindigen Deduktionen. Spitzfindig— 
keiten, Vordergrundperſpektiven, kleinliche Geſichtspunkte, alle 
Arten von Schulmeiſterei ſind leicht greifbar, liegen weſentlich 
näher als klare, ſcharf zu Ende durchgedachte Erwägungen, 
edle, großmütige Einſichten. Es gibt keine Schlußfolgerung, zu 
der auf formaliſtiſchem Wege ein zielbewußter Wille nicht ge— 
langen könnte. . .. Wer Streitigkeiten unter Menſchen ſchlichten 
ſoll, muß ein in ſich gefeſtigter ganzer Mann ſein, und er muß 
immer wieder Gelegenheit haben, das Leben zu betrachten. Ehe 
man Bewerber ins Richteramt einſetzt, ſollte man gewiſſenhaft 
ihre allgemeine Qualifikation erproben. Dies iſt ſachgemäßer 
als die Feſtſtellung des Dorhandenfeins von „Menntniſſen“. ... 
Das deutſche Syſtem, ſchwer überlaftete Stubenſitzer zu 
züchten, führt in die Niederungen des Handwerfsmäßigen. Die 
Engländer befolgen das entgegengeſetzte Prinzip. Ihre hohen 
Richter, obwohl ausgeſucht hervorragende Juriſten, betrachten 
ſich nicht als Gelehrte oder juriſtiſche Techniker: Keiner von 
ihnen will etwas anderes ſein als ein feingeiſtiger Weltmann, 
der die Früchte ſeiner in Jahrzehnten gewonnenen Erfahrung 
den Rechtſuchenden zugute kommen läßt. Je höher ein eng- 
liſcher Richter ſteht, deſto mehr urteilt er nach ſeinem Rechts⸗ 
gefühl. Er verficht ſeine Auffaſſung, unbekümmert um die 
Konftruftion, mit der ſelbſtſicheren Kraft einer Vollnatur. Sein 
Berrenrichtertum beſtimmt auch prozeffual die Grenzen 
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des eigenen Machtbezirks. In nicht überfehbarem Umfange 


dient die Freiheit des engliſchen Richters der ausgleichenden 
Gerechtigkeit, ſtiftet Tag für Tag Segen und verhütet Unrecht 
durch ſchnellen Eingriff. Damit wird zugleich ein nationales 
Erziehungswerk vollführt: Wenn in weiten Kreifen des eng⸗ 
liſchen Volkes ein ungeſtümer Drang zu fair play (zum An⸗ 
erkennen fremder Rechte) beſteht, jo hat daran die tiefe Befee- 
lung, der erfriſchend weltmänniſche Zug der Urteilsſprüche An⸗ 
teil. . .. Wenn die engliſche Behörde einen Fall längſt erledigt 
hat, befindet er ſich bei uns noch mitten in der „Bearbeitung“: 
ſeitens der Beteiligten wird geſchrieben und geſchrieben; manche 
Akte nimmt ſchließlich einen Umfang an, den kein menſchliches 
Gehirn mehr zu durchdringen vermag; die Parteien zermürben 
im Warten auf ihr „Recht“. — Was hat die Helgoländer, als 
fie von engliſcher unter deutſche Herrfchaft kamen, trotz der Der- 
günſtigungen, die wir ihnen gewährten, fo gegen uns auf- 
gebracht? Daß fie durch den ihnen verhaßten Bürofratismus 
gequält wurden. . .. Der wahre Richter iſt der Einzel- 
richter. Dies ergibt ſich aus dem Weſen der richterlichen 
Tätigkeit: aus ihrer Univerſalität, aus ihrem höchſtperſönlich— 
ethiſchen Gehalt, alſo aus ihren Anforderungen an ein volles 
und reifes Menſchentum, in dem ſich jeweils das Bild des 
Rechtsfalles ſpiegelt. Man wolle ſich vorſtellen, welcher Auf- 
ſtieg möglich wäre, wenn das träge, abſtumpfende, blutver— 
dickende, für alle Nichtphlegmatiker geradezu unnatürliche Bei— 
ſitzertum entfiele, dieſe ſchmähliche Dergeudung von Zeit, 
Arbeitskraft und vitaler Elaſtizität; wenn ſtatt deſſen alle 
richterlichen Beamten nach ihrer Anlage den zugewieſenen 
Wirkungskreis ausfüllen und freudig mitarbeiten würden an 
dem großen Ziele der Gerechtigkeit! ... Entweder iſt jemand 
ſchöpferiſcher Juriſt: dann drängt ihn feine Weſensart zu tat- 
kräftiger Geſtaltung. Oder jemand iſt Ordner und Sammler: 
dann erſtrebt er mit einer Sehnſucht, deren er ſelbſt ſich viel⸗ 
leicht gar nicht bewußt iſt, die Betätigung dieſer ſeiner Eigen⸗ 
ſchaften.“ „Eine bewunderungswürdige Weisheit liegt in der 
Art, wie man in England Richterperſönlichkeiten heranbildet, 
wie man den Stand zu den höchſten Leiſtungen entflammt, in⸗ 
dem das Mannestum und die Derantwortungsfreudigkeit denk— 
bar hoch bewertet werden.“ — — 

Weshalb erregen zuweilen die Urteile kluger Juriſten Kopf- 
ſchütteln? Wie erklärt es ſich, daß der Kernpunft des Rechts⸗ 
falls nicht erkannt, die innere Melodie ungehört verklungen 
iſt? Die Löſung des Rätſels liegt darin, daß der nach Konftruf- 
tionen jagende Richter das Tun der Parteien nicht zu beur- 
teilen vermag: er iſt ſo beherrſcht von ſeinen dogmatiſchen Sie⸗ 
len, daß ihm die feine Empfindung und das ſcharfe Geſicht für 


I. Der Richter ſoll richten, d. h. recht machen, zurecht 
machen, den Prozeß auf beſte Art mit den beſten Mitteln 
zum beſten Ergebnis führen. Jus est ars boni et aequi. 
Richten heißt aber ſowohl allein entſcheiden wie durch 
Schlichten mit den Parteien geſtalten. 

Viele meinen, der Richter ſolle nicht ſchlichten; die 
Parteien hätten eine Einigung nicht finden können, des⸗ 
halb wollten ſie jetzt ſeine Entſcheidung, nicht ſeine Ver⸗ 
mittlung. Sie vergeſſen, daß, was ohne den Richter nicht 
ging, mit ihm ſehr wohl werden kann. Da das Schlichten 
ſtets des Suſammenarbeitens beider Parteien mit dem 


Richter bedarf, fo kann ohne ihren Willen kein Schlichten 


werden. 


Andere meinen, es käme das Schlichten dem Richter 
nicht zu. Die verkennen das Richten. Die überſchätzen 
menſchliches Ermitteln und menſchliche Entſcheidung. Die 
vergeſſen, daß das Geſetz für viele Fälle ausdrücklich, für 
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Nuancen mangeln: weder edle noch unedle Motive der Parteien 
machen irgendwelchen Eindruck, ſondern nur, was man meſſen, 
wiegen, greifen kann. — — 

Vor 15 Jahren habe ich im „Roten Tag“ darauf hingewieſen, 
daß die Richter ſozial hoch ſtehen müſſen, hoch über den ſtrei— 
tenden Parteien; daß ihre Einordnung in die „Gehaltsklaſſen“ 
der Oberlehrer auf einem umfaſſenden Mißverſtändnis beruht; 
alles komme darauf an, Richter zu haben von einem ſo weiten 
Blick, einer ſo tiefen Gerechtigkeit und Urteilskraft, daß auch 
die Angehörigen der extremen politiſchen Parteien mit un- 
begrenztem Dertrauen ihre Nöte ſolchen Männern unterbreiten. 
In England weiß man dies, oder vielmehr: Der Engländer 
ſpürt das Einleuchtende dieſer Theſe in Blut und Nerven, ſo 
daß er gar nicht darüber diskutiert. . .. Es gibt keine beſſere 
Anlage ſtaatlicher Gelder, als hohe Gehälter für wirkliche, d. h. 
königliche Richter. Die Ausübung von Gerechtigkeit, und zwar 
nicht etwa in einem Einzelfalle, vielmehr als amtliche Funktion, 
ſtellt an die Perſönlichkeit des Richters Forderungen, über die 
wir uns nicht hinreichend klar ſind. . . . Solche Perſönlichkeiten 
wachſen regelmäßig nur aus dem Nährboden einer gefeſtigten 
Familientradition; ihre Weſensart hat ein kulturelles Erbgut, 
nämlich ein geiſtiges und ſeeliſches Training der Doreltern zur 
Prämiſſe. Die Staatsleitung ſollte die unter den Menſchen 
beſtehende natürliche Rangordnung beachten: Men, noi 
measures. Nicht die Einrichtungen wahren den inneren 
Frieden, ſondern der Geiſt, mit dem der Hochftand des Richter— 
tums ſie erfüllt. . .. Der Gewaltakt, der an der deutſchen Seele 
verübt wurde durch die Aufpfropfung des römiſchen Rechts, hat 
uns den Geiſt der Klügelei eingeimpft, die Neigung, aus ſtar⸗ 
ren Formeln gemeingültige Regeln abzuleiten, das organiſch 
Wachſende in ein „Syſtem“ zu preſſen. An die Stelle trieb- 


after Lebenskraft und einer feinen Achtung vor fremdem 


Menſchentum trat die kalte Engherzigkeit eines Rechts, das der 
niedergeſunkenen Kultur eines antiken Volkes angepaßt war. 
Die formaliſtiſche Grundanſchauung dieſes Rechts iſt mitſchuldig 
an der in Deutſchland herrſchenden Wirrnis, Zwietracht und 
Streitſucht. Ein Kechtsfriede wird uns erſt beſchieden fein, 
wenn die heranwachſende Jugend ſich nicht mehr ſo mühſam 
hindurchzuarbeiten braucht durch das überwuchernde Geſtrüpp 
des Chaotiſchen, wenn ſie beſeelt iſt von dem Drange zur 
Duldung fremder Eigenart, d. h. wenn ſie ſich damit abfindet, 
daß die Leute „hinterm Berge“ nicht in die eigene Schablone 
paſſen. Dies iſt auch der Weg, unſere Beziehungen zu anderen 
Uulturvölkern erträglicher zu geſtalten, namentlich wenn wir 
darauf verzichten, ihnen vorzuſchlagen, daß ſie „am deutſchen 
Weſen geneſen“ möchten. 


Soll der Richter ſchlichten? 


Don Amtsgerichtsrat Dr. Karl Plume ver, Berlin. 


andere ſtillſchweigend das Schlichten für das Beſſere er— 
klärt. Gewiß, in vielen Fällen iſt das Urteil ſo ſelbſt— 
verſtändlich, daß ſich jeder Schlichtungsverſuch von ſelbſt 
verbietet. In den meiſten Rechtsſtreitigkeiten aber ſollte 
das Schlichten verſucht werden. Oft wird die Einigung 
weit über dem Urteil ſtehen. 

II. Warum? 

I. Das Können des Staates iſt begrenzt. Wilhelm 
von Humboldt hat in feinen Ideen zu einem Derſuch, 
die Grenzen der Wirkſamkeit des Staates zu beſtimmen, 
die Sorgfalt des Staates für die Sicherheit durch 
rechtliche Entſcheidung der Streitigkeiten unterſucht. 
In dem Rechtsſtreite trete der Staat an die Stelle der 
Bürger. Was die Bürger ſich nicht mehr ſelbſt verſchaffen 
könnten, das müſſe der Staat nunmehr den Bürgern 
leiſten. Daraus folgert er das Prinzip, der Staat dürfe 
nicht einen Schritt weiter gehen, als die Parteien es 
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verlangten, er müſſe das Verfahren der Parteien während 
des Prozeſſes ſpeziell unter Aufſicht halten, damit nicht 
einer der Parteien Unrecht geſchähe. Daraus folgert, daß 
der Staat zurücktritt, ſobald er für die Parteien entbehr⸗ 
lich wird oder daß er ſeine Tätigkeit einſchränkt, ſobald 
er die Parteien zur Entſcheidung mit heranziehen kann. 

Iſt es nicht überhaupt Grundſatz ſtaatlicher Tätigkeit 
geweſen, immer nur dann einzugreifen, wenn die Der— 
hältniſſe ſich nicht von ſelbſt regelten, und ferner das Ein— 
greifen auf das unbedingt erforderliche Maß zu beſchrän⸗ 

ken, um den Staat nicht zu ſehr zu verpflichtend 

2. Auch das Können des Richters iſt begrenzt. Er ſoll 
ermitteln, den wahren Sachverhalt erforſchen, gleich, ob 
auf Grund der Parteivorträge oder von Amts wegen — 
und entſcheiden. Aber das Sachbild ſeiner Entſcheidung 
wird oft nicht Wirklichkeit fein. Unvollkommen find fo- 
wohl feine Mittel wie die Mittel der Parteien, Zeugen 
und Sachverſtändigen. Erinnerungs- und Beherrſchungs⸗ 
vermögen der vor dem Richter Stehenden, ferner Swangs⸗ 
mittel, Erkennen, Erfühlen, Finden und Bauen des Rich 
ters, alles tft durch menſchliche Schwäche begrenzt. Kechts⸗ 

1 und Menſchenkenntnis, Eide und Rechtsmittel, 
ſie alle können nur Menſchenwerke ſchaffen. Und kommt 
es denn immer fo fehr auf das genaue Finden des Der- 
gangenen, kommt es nicht auf das oft davon unabhängige 
Sukünftige an? War fchon je etwas bejtändig? 
b Wie das Sachbild, ſo wird auch das Rechtsbild vieler 
Entſcheidungen bei noch fo großem Können nicht genügen. 
Nicht immer decken ſich Rechtsgefühl und Rechtsordnung. 
Nicht immer iſt der, der mit Recht unterliegt, der Ge— 
ringere ... Und nun die Rechtsordnung ſelbſt. Sie iſt 
unſichtbar. Sie iſt nicht unwandelbar, wie einſt die Natur⸗ 
rechtslehrer gelehrt haben. Sie iſt ewig veränderlich. In 
ihr wie überall im Weltall iſt ein Werden und Dergehen, 
und wie dieſes, ſo hat auch ſie ewige Größen. Wie der 
Gelehrte im Unergründlichen die Wahrheiten finden will, 
ſo ſoll der Richter die Rechtsordnung ſuchen und auf den 
Einzelfall anwenden. In Geſetze ſucht der Geſetzgeber ſie 
zu faſſen. Sie auslegen heißt, ſie aus unzureichenden 
Sätzen befreien, ſie erleben. Und auch das iſt ihm nur 
beſchränkt gewährt. Durch vielerlei Formalismen iſt er 
gebunden. Ohne fie iſt der Rechtsordnung nicht beizu- 
kommen. Es iſt die Selbſtbeſchränkung des Meiſters, um 
etwas zu leiſten. Je primitiver die Rechtsordnung, um ſo 
ſtarrer die Feſſeln, keine noch ſo große Vollkommenheit 
macht ſie entbehrlich. Und doch iſt groß der Meiſter, der 
ſich über alles hinwegſetzte und Neues ſchuf, was aner- 
kannt wurde. Auch das Brechen der Feſſeln kann Größe 
zeigen. So iſt das Derhandeln und Entſcheiden nur ein 
unvollkommenes Suchen nach Tatbeſtand und Rechts- 
folgen. Mag der Richter noch ſo befähigt ſein, niemals 
wird es feiner Kunft gelingen, beides reſtlos zu er— 
reichen. 

III. Deshalb iſt zwar nicht immer, aber doch oft das 
Schlichten beſſer als das Entſcheiden: Auf den Sachver- 
halt kann es ankommen, wenn er nach dem Inhalte des 
Vergleiches ihm zugrunde gelegt wird. Entſpricht er nicht 
der Wirklichkeit und wäre der Streit oder die Ungewiß— 
heit bei Kenntnis der Sachlage nicht entſtanden, dann iſt 
der Vergleich, wenigſtens des bürgerlichen Rechts, un⸗ 
wirkſam. Es wird für den Richter darauf ankommen, 
wenn irgend möglich, den Vergleich von einem beſtimmten 
Sachverhalt unabhängig zu machen. Wo er es nicht kann, 


Abhandlungen (Gerichts verfaſſun g) 21 


da wird er in der Regel Beweiſe erheben oder auf andere 
Art und Weiſe den Sachverhalt aufzuklären verſuchen. In 
der Wahl der Mittel hat er in der Regel viel freiere Hand, 
wenn er zu einem Dergleiche kommt, als wenn er ent- 
ſcheiden will. Er kann den Umfang der ſachlichen Er— 
örterung frei beſtimmen, kann andere anhängige oder 
drohende Steitigkeiten mit hineinziehen, er kann ganz vom 
Stoff des Rechtsſtreits abſchweifen, um den Kern der 
Swiſtigkeiten zwiſchen den Parteien zu erfaſſen. Weder 
in der Verhandlungsart, noch in den Derhandlungsmitteln 
iſt er an das Geſetz gebunden. Und wie oft kann der 
Richter erſt ſo die Parteien innerlich verſtehen, ſie zu 
höheren Einſichten führen und ihnen zeigen, wie unerheb— 
lich alles war, worum ſie ſich ſtritten, wie wichtig andere 
Dinge find, an die fie nicht gedacht oder die fie aus ge— 
kränktem Rechtsgefühl nicht mehr kennen wollten. 

Die Rechtsordnung wird nicht mehr auf einen angeblich 
gefundenen Sachverhalt angewendet . .. Durch den Der- 
gleich ſoll ja der Streit und die Ungewißheit der Par— 
teien über ein Rechtsverhältnis im Wege gegenſeitigen 
Nachgebens beſeitigt werden. An die Stelle des alten 
beſtrittenen Rechtsbildes tritt ein neues, das noch unbe— 
ſtrittene des Vergleichs. Und beim Finden des neuen 
Rechtsbildes find die Parteien nicht an Anſchauungen und 
Rechtsordnungen gebunden, wohl bei den Folgerungen, 
die aus dem neuen Rechtsbilde zu ziehen find. Die gericht⸗ 
liche Einigung iſt vielfach noch wertvoller als die unter 
den Parteien ohne fremde Mithilfe. Denn hier wirken 
Richter und Parteien zuſammen. Wo die Kräfte der Par- 
teien für ſich oder die des Richters zur Entſcheidung nicht 
genügt hätten, da kann gerade durch das Zuſammenwirken 
von Richter und Parteien Wertvolles entſtehen. Auf 
der einen Seite wägen die Streitenden ihre Intereſſen 
ſelber ab, auf der anderen Seite kann der Richter dem 
einen die Intereſſen des anderen zur Nachprüfung vor— 
halten, die Wirkungen bei beiden Parteien abwägen oder 
ihnen ganz neue Geſichtspunkte zu befferen Löſungen zei- 
gen. Und durch zweckmäßigeres Formen kann neuer Streit 
verhindert oder gebändigt werden. 


IV. Gilt das auch für den Strafprozeß? 

Sweierlei iſt hervorzuheben. Die Strafprozeßordnung 
enthält keine Beſtimmungen über das Schlichten. Sodann 
gilt die Inquiſitionsmaxime und der Grundſatz, daß an 
einen beſtimmten Tatbeſtand unbedingt eine beſtimmte 
Rechtsfolge ſich anſchließen müſſe, jedes Vergehen er— 
fordere ſeine Sühne. 

Allein ganz fremd iſt das Schlichten dem Strafprozeß 
doch nicht. Den meiſten Privatklagen muß ein fruchtloſer 
Sühneverſuch beim Schiedsmann vorangehen. Bier hat 
das Geſetz deutlich ausgeſprochen, daß es in geeigneten 
Fällen dem Schlichten den Vorzug gebe. 

Und die Inquiſitionsmaxime tft doch weſentlich einge— 
ſchränkt. Sie gilt nur, wenn Urteil ergeht, ſie gilt aber 
vielfach nicht dafür, ob eins ergehen ſoll. Überall da, wo 
der Staat den Parteien Einwirkungsmöglichkeiten ge— 
geben hat, da hängt es von ihnen ab, ob entſchieden wer— 
den ſoll. So werden viele ſtrafbare Handlungen nur auf 
Antrag verfolgt; bei einem Teile kann der Strafantrag 
wieder zurückgenommen werden. Viele Vergehen können 
bei mangelndem öffentlichen Intereſſe nur im Wege der 
Privatklage verfolgt werden. Die Privatklage kann jeder- 
zeit zurückgezogen werden. Das Strafverfahren kann bei 
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Vergehen und übertretungen eingeſtellt werden, wenn das 
Derfchulden des Täters gering und die Folgen der Tat 
unbedeutend ſind. Die Beurteilung der Größe der Folgen 
einer Tat wird zugunſten des Angeklagten beeinflußt, 
wenn er mit dem Geſchädigten ſich einigt und ſo den 
Schaden tatſächlich vermindert; man denke nur an die 
zahlloſen Vergehen gegen die öffentlichen Verſicherungs— 
kaſſen wegen Nichtabführung von Arbeitnehmerbeiträgen. 
Inſofern wird alſo im Strafverfahren die Inquiſitions— 
maxime durch die Parteimaxime zurückgedrängt. 

Wo aber der Staat im Strafverfahren die Parteimaxime 
gelten läßt, da wiederum fördert er dadurch den Der- 
gleich, das Schlichten. Und er tut es mit gutem Grunde. 
Denn er weiß, wie viele Seit und Koſten der Beteiligten, 
wieviel Arbeit des Richters für oft unwürdige Streite— 
reien, wieviel Meineidprozeſſe und andere Rechtsſtreitig— 
keiten ſo vermieden werden können und wie oft ſo eine 
viel zweckmäßigere, das Rechtsgefühl der Beteiligten 
ſchonende, erziehende Regelung gefunden werden kann. 


Soweit die Maßnahmen der Notb . vom 14. 6. 1952 
in das Gebiet des Strafprozeſſes eingegriffen haben, ſind 
bei der Auslegung und Durchführung der DVorſchriften 
verſchiedene Streitfragen entſtanden. Man erinnert ſich, 
wie es mit der Überleitungsbeſtimmung in Teil 1 Kap. I 
Art. 2 § 5 gegangen iſt. Das RG. hat die Meinung 
vertreten, daß die Rechtsmittelbeſchränkung (Art. 2 8 1 
Nr. 1) nur Platz greift, ſofern das Urteil der erſten 
Inſtanz nach dem 50. Juni 1952 verkündet wurde. Die 
OLG. find faſt alle bei der im Schrifttum anerkannten 
Auffaſſung geblieben, daß es auf den Tag der Er— 
laſſung des Berufsurteils anzukommen hat (vgl. 
LF. 1952, 1414 und 1434). Widerſprüche in Übergangs⸗ 
fragen ſind nicht ſo von Bedeutung, wie offenkundige 
Ungleichheiten vor dem Geſetze, die ſich zufolge höchſt— 
richterlicher Entſcheidungen bei Anwendung wichtiger für 
die Dauer beſtimmter Regeln ergeben. 


Bisher wurde es für unbeſtreitbar gehalten, daß die 
Vorſchrift des $ 540 StPO. auch für die neu geſchaffene 
Wahlreviſion zutrifft. Nun kommt überraſchend ein Ur— 
teil des RG., worin dieſer Standpunkt für unrichtig er— 
klärt wird (vgl. DRS. 1955 Rſpr. Nr. 159). Als Leit⸗ 
ſatz dieſer Entſcheidung war zuerſt ohne jede Begrün— 
dung in der DIS. 1955, 254 zu leſen: 

„Die Unzuläſſigkeit von Prozeßrügen, die für die Sprung— 
reviſion galt, gilt nicht für die Wahlreviſion nach Teil 1 Art. 12 
S 1 d. D. vom 14. Juni 1952.“ 


So werden wieder Sweifel auftauchen, und die Ein— 
heitlichkeit der Rechtſprechung gerät in Gefahr. Wer vor 
die Wahl geſtellt wird, ob das erſte Urteil mit Berufung 
oder Reviſion anzugreifen iſt, muß Gewißheit darüber 
haben, welche Beſchwerden im Reviſionsverfahren zuläſſig 
ſind, ſonſt fehlt die Grundlage für die Entſchließung. 
Werden freilich nur Derfahrensrügen, die nach dem Ge— 
ſetze unzuläſſig find, geltend gemacht, fo iſt der Derluft er— 
träglich. Es paſſiert nichts weiter, als daß der Beſchwerde— 
führer ohne fein Zutun mit der „Reviſion“ in die Be- 
rufungsinſtanz abgedrängt wird (Art. 2 8 1 Nr. 4 Abſ. 5; 
Entſch. d. Bay Obs G. in DRS. 1955 Rſpr. Nr. 138). 


Wahlreviſion und 


Don OGberſtlandesgerichtsrat i. K. Wunderer, München. 
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Dieſer Weg iſt ſicherlich beſſer als der, die Privatklage 
ganz oder teilweiſe zu beſeitigen und oft beſſer als eine 
Einſtellung einer Privatklage ohne jede Verhandlung. 

V. Das Schlichten iſt eine Kunſt. Nur der ſoll ſie üben, 
der dazu geboren iſt. 

„Wenn ihr's nicht fühlt, ihr werdet's nicht erjagen, 
Wenn es nicht aus der Seele dringt 

Und mit urkräftigem Behagen 

Die Herzen aller Hörer zwingt.“ 

Viele können es, ſie haben es nur noch nicht erprobt 
oder ſich noch nicht genügend darin geſchult. Andere aber 
ſind dem innerlich ſo abgeneigt oder das Schlichten liegt 
ihmen ſo wenig, daß ſie es lieber laſſen ſollen. Denn eins 
iſt klar. Der Richter ſoll nur da zu ſchlichten verſuchen, 
wo er es in jeder Beziehung kann. Das Schlichten iſt 
nicht Selbſtzweck, ſondern ſoll immer nur Mittel zum 
Swecke werden. Wo das Mittel wenig taugt, weil es 
nicht zum Richter oder zur Sache paßt, da muß das Ent— 
ſcheiden ſtets beſſer ſein als das Schlichten. 


Verfahrensrügen. 


Schon nach dem Inkrafttreten des §8 8 Kap. 1 Teil 6 
d. DO. vom 6. Oktober 1951 hatte ſich die Praxis mit 
jener Frage zu befaſſen. Nicht eine Stimme iſt laut 
geworden, daß eine ſolche Reviſion von der Feſſel des 
§ 540 StPO. befreit fei. Das BapOb G. hat wiederholt 
bei Reviſionen in Privatklageſachen Derfahrensrügen 
(außer $ 558 StPO.) für unzuläſſig erklärt. Es ſollte 
wohl damals an der Sprungreviſion, für die nach dem 
Wortlaut des 8 540 StP®. die Regel aufgeſtellt war, 
formell nichts geändert werden. Wenn es aber hieß, 
„hatte in einer Privatklagſache der Angekl. oder fein Der- 
teidiger die Berufung eingelegt, ſo ſteht dem Angekl. das 
Rechtsmittel der Reviſion gegen das Urteil des LG. nicht zu“, 
ſo läßt ſich ein Unterſchied fachlicher Art gegenüber 
der in Art. 2 8 1 Nr. 1 der DO. vom 14. Juni 1932 
enthaltenen Norm nicht finden. Nur der Wirkungskreis 
iſt durch Ausdehnung auf alle vom AG. oder SchöffGer. 
abgeurteilten Strafſachen ſehr vergrößert. Im übrigen 
iſt hier wie dort der Grundgedanke verwirklicht, daß nur 
noch ein Rechtsmittel gewährt wird. Die neue Faſſung, 
wonach Berufung und Reviſion zwecks Auswahl neben- 
einandergeſtellt werden, während nach der DO. vom 6. Ok— 
tober 1951 der Schein gewahrt blieb, als ſei die Be— 
rufung das ordentliche Rechtsmittel, die Reviſion (§ 555 
StPO.) die Ausnahme, bedingt nicht eine Umformung des 
Rechtsmittels nach Inhalt und Tragweite. Ausſchlag— 
gebend iſt allein die Einrichtung des Wahlrechtes. 

Schrifttum und Rechtſprechung waren denn auch dar— 
über einig, daß für die Wahlreviſion ebenfalls die 
Schranke des 8 540 StP®. beſteht. Dal. Urt. d. GSG. 
Düſſeldorf v. 19. 10. 52 (DRZ. 1952 Rſpr. Nr. 850) und 
die dort aus der Rechtslehre angeführten Belege (Kofffa, 
Schäfer, Töwe). Zu ergänzen iſt, daß ſich auch Schwarz 
im Nachtrag zum Taſchenkomm. d. StpO. Seite 12 in 
gleicher Weiſe, alſo für Anwendung des § 540 geäußert 
hat. Ebenſo LS. 1952, 1456 und Bay Obs. in DRS. 
1955 Rſpr. Nr. 158 ſowie Urt. v. 14. Dez. 1952 RR. TA 
Nr. 152/1952. 

Die abweichende Meinung des RG. wird nur mit dem 
auch ſtiliſtiſch bedenklichen Satze gerechtfertigt: 
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„da für eine Anwendung oder entſprechende Anwendung der 
für das außerhalb des ordentl. Rechtsganges liegende Rechts- 
mittel der Sprungreviſion (8 555 StPO.) gegebenen Dorſchrift 
des 8 540 Stp. auf das gänzlich anders geſtaltete Rechts- 
mittel der Wahlreviſion nach Teil 1 Kap. J Art. 2 8 1d. DO. 
v. 14. Juni 1952 kein Raum iſt“. 

Das große Gewicht, das ſonſt reichsgerichtl. Entſcheidun⸗ 
gen beigelegt wird, iſt in dieſem Falle nicht am Platze; 
denn es ſollte hier von einer „abſchließenden Stellung— 
nahme zu der Frage“ abgeſehen werden, weil die Ur— 
teilsfindung ſelbſt nicht davon abhing. Die Rechtsmeinung 
iſt nur gelegentlich und nebenbei geäußert, ſo daß eine 
Plenarentſcheidung nicht nötig wäre, wenn ein anderer 
Strafſenat anders erkennen wollte. Im übrigen wird ſich 
das RG. mit der Wahlreviſion kaum mehr zu beſchäftigen 
haben, denn fie iſt nur gegenüber einem Urteil des AG. 
oder Schöff Ger. möglich, geht alſo nach der neuen Ord— 
nung ſtets an das OSG. (Art. 2 8 1 Nr. 1). Auch bei 
dieſer Löſung hat das RG., das ſchon in der oben be— 
zeichneten Übergangsfrage Härten der DO. auszugleichen 
ſuchte, wohl danach getrachtet, eine allzu große Ab— 
ſchwächung des Rechtsſchutzes zu verhüten. So ſehr die— 
ſes Streben zu ſchätzen ift, nach Sinn und Sweck der UG. 
erſcheint es nicht angängig, der Partei durch Ausſchaltung 
des § 540 StpO. die Reviſion zu erleichtern, obſchon es 
an ſich zu wünſchen wäre. 

Außerhalb der Wahlreviſion gibt es heutzutage über— 
haupt keine Möglichkeit mehr für eine Anwendung des 
Ss 540 StPO. Es müßte alſo, wollte man dem RG. fol- 
gen, angenommen werden, daß die Dorjchrift gegenſtands— 
los geworden iſt und durch die Not. ſtillſchweigend 
beſeitigt wurde. Swingende Gründe ſprechen jedoch, wenn 
man die Sprungreviſion und die Wahlreviſion mitein— 
ander vergleicht, dafür, daß fie auch in der neuen Rechts- 
mittelordnung ihren Platz behauptet hat. Mit Recht ſagt 
Koffka (JW. 1952, 1951) zu Art. 2 8 1 Nr. 1: „Diefe 
Reviſion entſpricht der bisherigen ſogen. Sprungreviſion.“ 
Man darf hinzufügen, daß die Beſtimmung des $ 335 
StPO. vollkommen erſetzt iſt und jede ſelbſtändige Be— 
deutung verloren hat. Es wäre ein Streit um Worte, 
wollte man aus der DO. etwas anderes herauslefen. Der 
Kernpunft nach $ 555 StP®. war die Freigabe der un— 
mittelbaren Reviſion unter Verzicht auf Berufung, die 
Freiwilligkeit des Entſchluſſes und die Wahlhandlung 
ſelbſt. Nicht anders ift es nach der Notb O. Ob ehedem 
bei Einlegung der Berufung die Reviſion gegen das Be— 
rufungsurteil nachfolgen konnte oder jetzt nur die zum 
endgültigen Abſchluß des Verfahrens führende alternative 
Beſtimmung geſtattet iſt, kann für die rechtliche Na⸗ 
tur der gewählten Reviſion, den Weg der Durchführung 
und die Art der Begründung nicht von Belang ſein. 

Nach $ 580 StPO. a. F. waren bekanntlich Derfahrens- 
rügen bei der Reviſion gegen die in der Berufungsinſtanz 
erlaſſenen Urteile des LG. ausgeſchloſſen. Es galt alſo 
der Grundſatz, daß Prozeßverftöße, wenn in zwei Tat⸗ 
ſacheninſtanzen verhandelt worden iſt, zu übergehen ſeien, 
daß die Garantie dieſer beiden Rechtszüge in bezug auf 
das Derfahren genügt und die Rechtsinftanz nicht in 
Anſpruch genommen werden foll. Die Emminger-Vovelle 
hat die fachliche Huſtändigkeit der Strafgerichte von Grund 
auf geändert und Derfahrensbefchwerden bei der Reviſion 
gegen Berufungsurteile im allgemeinen zugelaſſen, um 
dem Rechnung zu tragen, daß nun auch die ſchwere 
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Kriminalität an das AG. und ſodann im nächſten Zuge 
an die landgerichtliche Berufungsinſtanz verwieſen wurde. 
Aufrecht erhalten blieb die Dorfchrift für die neu einge— 
führte Sprungreviſiont), wobei nur der Gedanke leitend 
geweſen ſein kann, es ſtehe ja zur Herbeiführung 
eines geſetzmäßigen Derfahrens die Berufung zur Ver— 
fügung. Die Möglichkeit der Wahl wurde dem gleich— 
geſtellt, was im alten Prozeß geſchehen mußte, um über— 
haupt zur Reviſionsinſtanz zu gelangen. 


Wenn das RG. ſagt, die Wahlreviſion ſei „ein gänz— 
lich anders geartetes Rechtsmittel“, fo iſt entgegenzuhal- 
ten, daß ſie gerade in dem einen Punkte, der für die Bei— 
behaltung des 8 340 nach der Emminger-Vovelle maß- 
gebend war, mit der Sprungreviſion übereinſtimmt, d. i. 
hinſichtlich gefliſſentlicher Nichtausübung der Befugnis, 
die Verhandlung in der zweiten Tatfacheninftanz wieder— 
holen zu laſſen und damit ausreichende Sicherheit für ein 
geordnetes Verfahren zu gewinnen. Die Reviſion ſelbſt 
aber iſt, wenn ſie frei gewählt wird, auch unter der 
Not O. dasſelbe Rechtsmittel geblieben, wie es der 8 555 
StPO. geſchaffen hatte, und demgemäß auch hinfichtlich 
der formellen und ſachlichen Begründung den bisherigen 
Prozeßvorſchriften unterworfen. Wenn in § 540 Stp. 
die Dorjchrift des $ 555 StP®. angeführt iſt, fo gilt die 
Derweifung nun von ſelbſt für Art. 2 8 1 Nr. 1 der DO. 
vom 14. 6. 1952, weil er an ihre Stelle getreten iſt. 
Nur bei der oberlandesgerichtl. Reviſion, zu der es 
außerhalb der neuen Wahlordnung kommt, iſt nach 
wie vor der Weg zu verfahrensrechtlichen Rügen offen 
(vgl. Koffka⸗Schäfer, die Vorſchriften der V., 2. Aufl. 
S. 40/550 und LH. 1952, 1456/1457). N 


Revifionsangriffe wegen Verletzung von Derfahrensvor- 
ſchriften haben, ſoweit es ſich nicht um erſtinſtanzielle Er— 
kenntniſſe der gr. StrK. oder Schwurgerichtsurteile han— 
delt, nicht mehr die große Bedeutung wie vor der D., 
fo daß auch die durch 8 540 StPO. verurſachte Ein— 
buße weniger ſchadet. Früher diente zur Stütze von Der- 
fahrensrügen ſehr oft die Behauptung, daß die Derteidi- 
gung durch Ablehnung oder Übergehung von Beweisan— 
trägen unzuläſſig beſchränkt worden ſei. Demgegenüber 
übt nun bei allen Sachen, die ſchließlich an die DIE. 
gelangen können, die übertriebene Neuerung der freien 
Beweisaufnahme (Art. 5 § 1) ihre nachteilige Wirkung 
und bringt ohnedies Verfahrensbeſchwerden dieſer Art zu 
Fall. Freilich könnte man, ſoferne die angefochtene Ent— 
ſcheidung fehlerhaft erſcheint, wie es früher geſchah, durch 
Umdeutung der Mängelrüge in eine Beſchwerde wegen 
Verletzung der Pflicht zur Wahrheitsermittlung (8 155 
Abſ. 2 Stp .) helfen, würde nicht das Hindernis des 
Ss 540 StPO. beſtehen (vgl. beiſpielsweiſe Entſch. d. 
BayObs G. in DRS. 1952 Rſpr. Nr. 582 u. ÖLE. Dres⸗ 
den in DRS. 1955 Ripr. Nr. 65 a. E.). Solange aber der 
Prozeß mit feinen verſchiedenen Schmälerungen der Par— 
teirechte nach Maßgabe der Not. beſteht und die von 
jeher viel umſtrittene Beſtimmung des 8 540 StP®. auf- 
recht erhalten wird, iſt jede nicht von Amts wegen ge— 
botene Nachprüfung des Derfahrens in der oberlandes- 
gerichtl. Rechtsinſtanz auf Wahlreviſion hin ausgeſchloſſen, 
es ſei denn, daß Verletzung nach 8 558 StPO. zu rügen iſt. 


1) Urſprünglich auch für die Reviſion nach §S 554 StPO., 
was durch Geſ. v. 27. Dez. 1926 geſtrichen wurde. 
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Die Beſchränkung der Rechtsmittel und des Umfangs 
der Beweisaufnahme im Strafprozeß. 


Von Dr. P. Scheppler, Landgerichtsrat, München. 


Die Notverordnung vom 14. 6. 1952 hat unter dem Ge— 
ſichtspunkt der Vereinfachung und Erſparung ſehr weit- 
gehende Anderungen für das Strafverfahren und die Zu— 
ſtändigkeit der Strafgerichte gebracht. Die Frage, ob ſich 
gerade die Strafrechtspflege für Einſparungen beſonders 
eignet und die Unterſuchung über die Zweckmäßigkeit der 
Änderungen in der fachlichen Suſtändigkeit der Strafge— 
richte ſollen hier ausſcheiden. Geprüft werden nur die 
Vorſchriften über die Beſchränkung der Rechtsmittel 
(Art. 2) und jene über den Umfang der Beweisaufnahme 
(Art. 5). Die Beurteilung, wie ſich dieſe Neuerungen bis- 
her in der Praxis bewährt haben, ſchließt ſich an. 

1. Dorausſetzung für die Beſchränkung der Rechtsmittel 
war die Anderung der fachlichen Suſtändigkeit der Straf— 
gerichte (Art. 1). Unter Aufhebung des erweiterten SchG. 
(8 29 Abſ. 2 GG.) find jetzt für bedeutendere, näher be— 
ſtimmte Strafſachen ($ 1 Nr. 1) die großen Strafkammern 
(StrK.) entweder von vornherein Gerichte erſter Inſtanz 
geworden, oder aber es kann für an ſich in der Suſtändig⸗ 
keit der Schöffengerichte verbleibende Sachen, ſoferne es 
nach Umfang oder Bedeutung erforderlich erſcheint, durch 
die StAnwaltſchaft die Zuſtändigkeit der großen Str. 
begründet werden (8 1 Nr. 2). In beiden Fällen iſt die 
Folge, daß es in dieſen Sachen als einziges Rechtsmittel 
nur mehr die Reviſion gibt (§88 512, 555 RStpOO.). Da- 
mit ſcheiden u. a. alle ſog. Monſterprozeſſe für die Prü- 
fung durch eine 2. Tatſacheninſtanz aus. Schon dieſer 
Hinweis zeigt deutlich, daß hier große Erſparnismöglich— 
keiten lagen und auch ausgeſchöpft worden ſind. 

Die Berufung iſt für dieſe Sachen alſo weggefallen. Die 
für und insbeſondere gegen dieſes Rechtsmittel ſprechenden 
Gründe ſind zahlreich. Sie können hier nicht erörtert wer— 
den. Su erinnern iſt lediglich daran, daß es nach dem 
alten deutſchen Reichsrecht und den alten deutſchen Terri- 
torialrechten eine Appellation in peinlichen Sachen — im 
Gegenſatz zum römiſchen Recht — überhaupt nicht gegeben 
hat, daß die ſogen. „weitere Verteidigung“ lediglich auf 
Dorfchlag Carpzows gemeinrechtliche Autorität erlangt 
hatte, die Appellation erſt am Anfang des 19. Jahrhun- 
derts zugelaſſen wurde und das neuere deutſche Recht auf 
dem Gebiet der Rechtsmittel ſich dem franzöſiſchen Recht 
angeſchloſſen hat. Aus eigener Erfahrung hat ſchon jeder 
Strafrichter vielfach das „Verſchwimmen der Beweiſe“ in 
der Berufungsverhandlung beobachtet und kennt zur Ge— 
nüge die Fälle, in denen offenſichtlich das Rechtsmittel 
nur deswegen eingelegt wurde und die Berufungsverhand— 
lung unter großen Koſten für die Staatskaſſe durchgeführt 
werden mußte, damit der Verurteilte Seit gewann, die 
ſchließliche Vollſtreckung der Strafe nach Möglichkeit zu 
verzögern. In nicht wenig Fällen hatte daher die Be— 
rufung nur die Folge, daß entweder der Verbrecher der 
Strafe entzogen oder die Strafvollſtreckung verzögert wor— 
den iſt. Wenn demnach jetzt die Berufung für die oben 
bezeichneten Strafſachen wegfällt, ſo iſt dies keine Maß⸗ 
nahme, die ſich nicht mit guten Gründen rechtfertigen 
ließe. Es iſt klar, daß die Juftizverwaltung — in dieſer 
außergewöhnlichen Notzeit zu ſcharfen Einſparungen ge⸗ 
zwungen — in erſter Linie ein Rechtsmittel fallen ließ, 


das koſtſpielig ift und für deſſen Beibehaltung weder eine 
jahrhundertealte Übung, noch eine einheitliche Dolfsüber- 
zeugung ſprach, über deſſen Sweckmäßigkeit und Notwen— 
digkeit vielmehr jederzeit die Meinungen geteilt waren. 

Für den Wegfall der Berufung war die Schaffung einer 
beſtmöglichſt beſetzten Tatſacheninſtanz Vorbedingung. Für 
den nicht mehr berufungsfähigen Teil der Strafſachen 
wurde deshalb die Suſtändigkeit der großen Str. ge— 
ſchaffen, die in ihrer Beſetzung mit 5 Richtern und 2 Laien 
der verantwortungsvollen Aufgabe, in großen Strafſachen 
die einzige Tatſacheninſtanz zu ſein, am beſten gerecht 
wird. 5 Richter genügen erfahrungsgemäß für die tat⸗ 
ſächliche und rechtliche Beurteilung eines Straffalles. 
Durch die Mitwirkung der Laien wird meiſt eine aus= 
gedehntere Erörterung nötig, die vielfach zur Gewinnung 
allſeitiger Klarheit dient, ganz abgeſehen davon, daß die 
Mitwirkung von Männern aus dem Volke ſchon im alten 
deutſchen Strafprozeß üblich war, auch im Volksbewußt— 
fein verwurzelt ift und ein rein gelehrtes Richtertum nie— 
mals populär war. Die Laienbeteiligung wirkt insbeſon— 
dere auch bei politiſchen Prozeſſen dem tief eingewurzel— 
ten Mißtrauen gegen die Gerichte entgegen und verbürgt 
den Zuſammenhang zwiſchen Richter und Volk. Darin 
aber liegt ihr eigentlicher, von niemand im Ernſt abzu— 
ſtreitender Nutzen. 

Die Beſchränkung der Beweisaufnahme gilt für dieſe 
einzige Tatſacheninſtanz naturgemäß nicht (Art. 5 8 1). 
Zuzuſtimmen iſt der Forderung, daß in dieſen Fällen mit 
Kückſicht auf die Tatſache, daß es nur eine einzige Tat⸗ 
ſacheninſtanz gibt, von der Möglichkeit der OGffizialver⸗ 
teidigerbeſtellung kein zu engherziger Gebrauch gemacht 
wird. Gegen die Urteile der großen Str. gibt es, wie 
erwähnt, als einziges Rechtsmittel die Reviſion. Auch 
gegen die Urteile des Amtsrichters und der Sch. iſt 
grundſätzlich nur noch ein Rechtsmittel, entweder Be— 
rufung oder Reviſion, zuläſſig (Art. 2 8 1). Wer Be- 
rufung eingelegt hat, darf gegen das Berufungsurteil 
nicht mehr mit Reviſion vorgehen. Denn die Fälle, in 
denen trotz durchgeführter Berufung auch das Reviſions⸗ 
gericht entſcheidet — nach der N. hat jener Teil, der 
nicht Berufung eingelegt hat, noch das Recht zur Reviſion 
— fallen nicht ins Gewicht. 

2. Es waren überwiegend Erſparnisgründe, die zur 
Beſchneidung der Beweisaufnahme geführt haben. Denn 
hierdurch werden die einzelnen Verhandlungen abgekürzt, 
ſo daß im Laufe der Seit mehr Fälle als bisher erledigt 
werden können, und häufig werden auch die läſtigen Aus- 
ſetzungen zu vermeiden ſein. Dadurch iſt Seit und Geld 
in nicht unbeachtlichem Maß zu erſparen. Sweifellos 
liegt jedoch in dieſen Beſtimmungen, wonach vor dem 
Amtsrichter, dem Sch. und der Str. in der Berufungs- 
inſtanz das Gericht nach freiem Ermeſſen den Umfang 
der Beweisaufnahme beſtimmt (Art. 5 Nr. 1) — alſo 
in allen Sachen, in denen 2 Tatſacheninſtanzen gegeben 
find — der gefährlichſte und infolgedeſſen auch angreif- 
barſte Punkt der ganzen Verordnung. Denn in all dieſen 
Fällen gibt es bezüglich der Beweiserhebung jetzt keine 
geſetzliche Bindung mehr. Das Gericht kann demnach 
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nicht nur jeden Beweisantrag ablehnen, ſondern auch 
von der Vernehmung geladener und bei Gericht anweſen— 
der Zeugen mit der Begründung Abſtand nehmen, daß 
der Sachverhalt genügend geklärt ſei. Der Grundgedanke 
bei dieſer ſo weit gehenden Ermächtigung iſt der, man 
könne beſtimmt darauf rechnen, daß im Laufe 2er In- 
ſtanzen durch das Zuſammenwirken von Berufs- und 
Laienrichtern alle für die beftmöglichfte Klärung des Sach— 
verhalts notwendigen Beweiſe auch ohne zwingende Vor— 
ſchrift wirklich erhoben würden. Die Frage bleibt natür— 
lich offen, ob dies tatſächlich immer geſchehen wird. Es 
iſt bekannt, daß das RG. in ſtändiger Rechtſprechung für 
die Ablehnung von Beweisanträgen ſehr ſtrenge Grund— 
ſätze entwickelt hat, die dazu führten, daß manchmal auch 
unbegründete Anträge nicht gut abgelehnt werden konn— 
ten und eine Ausſetzung der Verhandlung nach ſich zogen. 
Die neuen Dorfchriften geben hier Freiheit. Sie können 
je nach der Perſönlichkeit des Richters verſchiedene Wir— 
kungen haben. Der eine wird, durchdrungen von der Der- 
antwortung, daß ſein Urteil unabänderlich ſei, beſonders 
behutſam vorgehen, der andere kann in dem Bewußtſein, 
keine Rechtsinſtanz mehr über ſich zu haben, in feinem 
Beſtreben, das Höchſte zu leiſten, gemindert werden. 
Immerhin ſcheinen mir aber dieſe Möglichkeiten doch 
mehr auf theoretifchem Gebiet zu liegen. Denn man kann 
annehmen, daß mindeſtens der Berufungsrichter, der regel— 
mäßig eine langjährige Praxis in Strafſachen aufzuweiſen 
hat, jeden zur Klärung des Sachverhalts geeignet ſchei— 
nenden Beweis wirklich erhebt, lieber einen mehr als 
einen zu wenig zuläßt und bei der Ablehnung geladener 
oder auch nur mitgebrachter Zeugen und Sachverſtändigen, 
ſchon mit Rückſicht auf die Pſychologie des Angeklagten 
mit der äußerſten Dorficht zu Werk geht. 

5. Die neuen Dorſchriften find erſt ſeit verhältnismäßig 
kurzer Zeit in Geltung. Es iſt daher noch nicht möglich, 


Abhandlungen (Strafſach een) 75 


über ihre Bewährung ein abſchließendes Urteil zu fällen. 
Dies muß vielmehr den Erfahrungen einer fpäteren Seit 
vorbehalten bleiben. Soweit der einzelne es jedoch von 
ſeinem naturgemäß beſchränkten Blickfeld überſehen kann, 
hat ſich ihre Einführung in der Praxis reibungslos voll- 
zogen. Von Beſchwerden der Angeklagten oder einzelner 
Anwälte, etwa wegen angeblich leichthin abgelehnter Be— 
weisanträge, hat man nichts gehört. Das Wahlrecht des 
Angeklagten in den in Betracht kommenden Fällen zwi— 
ſchen Berufung und Reviſion ſchlägt begreiflicherweiſe 
zugunften der Berufung aus, da für ihn das Hauptinter⸗ 
eſſe an einer 2. Tatſacheninſtanz beſteht. Die mit dem 
teilweiſen Wegfall der Reviſionsinſtanz vielfach befürch— 
tete Mehrung der Anträge auf Wiederaufnahme des Der- 
fahrens tft noch nicht zu beobachten. Ebenſowenig iſt bis- 
lang ein übermäßiges Anſchwellen der von der großen 
StrK. zu verhandelnden erſtinſtanziellen Sachen zu be: 
merken. Dagegen ſteht als poſitiver Gewinn die Tatſache 
feſt, daß dem bisherigen Inſtanzenwahn weiter Dolfs- 
kreiſe endlich einmal Halt geboten wurde, daß das Inter— 
eſſe der Allgemeinheit an einer raſchen Aburteilung der 
Straffälligen und die alsbaldige Strafvollſtreckung gegen- 
über dem bisher wohl allzu ängſtlich geförderten Intereſſe 
des einzelnen wieder mehr zum Durchbruch gelangt iſt 
und die Gerichte von der in den letzten Jahren ins Un— 
erträgliche gefteigerten, vielfach geradezu frivolen Ein- 
legung von Rechtsmitteln zur Verzögerung der endgültigen 
Entſcheidung und damit von einer auf die Dauer unmög⸗ 
lichen Belaſtung der mit dem Strafrecht befaßten Richter 
befreit worden ſind. 

Daß durch die getroffenen Maßnahmen erhebliche Ein— 
ſparungen im Juſtizweſen erzielt werden, iſt nicht zu be— 
zweifeln. Es wäre zu wünſchen, daß die hier in Betracht 
kommenden zahlenmäßigen Beträge der Gffentlichkeit be— 
kanntgegeben würden. 


Die Notverordnungen zur Erhaltung des inneren Friedens 
und zum Schutze des deutſchen Volkes). 


Don Oberſtaatsanwalt i. R. Schreiber, Schweidnitz. 


Nach dem vorletzten Regierungswechſel war die Reichs- 
regierung zu der Überzeugung gelangt, daß eine politiſche 
Beruhigung eingetreten und daß daher die Seit gekommen 
ſei, einen großen Teil der von vornherein nur für die 
Seit beſonderer politiſcher Spannungen vorgeſehenen 
Ausnahmevorſchriften aufzuheben und nur diejenigen von 
ihnen aufrecht zu erhalten, die noch nicht entbehrt werden 
könnten (ſ. dazu Roche, DJS. 1955 S. 139 ff.). Die Folge 
war, daß die Verordnung des Reichspräſi⸗ 
denten vom 19. 12. 1952 zur Erhaltung des 
inneren Kriedens die beiden D. gegen politiſche 
Ausſchreitungen und diejenige gegen politiſchen Terror 
aufhob (8 1) und das Geſetz zum Schutze der Republik 
vom 25. 5. 1950 (RepschGeſ.) formell ganz, inhaltlich 
zu einem erheblichen Teil beſeitigte, indem ſie von ſeinen 
Beſtimmungen nur diejenigen übernahm, die für den 
Staatsſchutz noch weiter notwendig erſchienen, übrigens 
mit der bemerkenswerten Anderung, daß fie die wichtig- 
ſten von ihnen in das allgemeine StG. einfügte, alfo 
für die Dauer beſtimmte. 


1) Der Aufſatz iſt vor dem 28. Februar 1955 geſchrieben. 
Die Schriftleitung. 


Die Erwartung der Reichsregierung hat ſich nicht er— 
füllt; die Derhegung hörte nicht auf, die politifchen Ge— 
walttaten nahmen ſogar noch zu. Deshalb erließ der 
RPräſ. am 4. 2. 1955 die Derordnung zum 
Schutze des deutſchen Volkes (RGBl. I S. 55 ff.), 
in Kraft getreten am 7. 2., welche die wichtigſten Be— 
ſtimmungen der aufgehobenen Not., namentlich auf dem 
Gebiet des Verſammlungs- und Preſſerechts, zum Teil in 
veränderter Geſtalt, wieder aufleben ließ, ſie ergänzte und 
teilweiſe verſchärfte und im Abſchnitt III eine Dorſchrift 
über Sammlungen zu politiſchen Sweden hinzufügte. 

Eine Suſammenſtellung deſſen, was fortgefallen, was 
geblieben und was hinzugekommen iſt, alſo des auf dieſen 
Gebieten 3. 3. geltenden Rechts dürfte von Wert fein: 

J. Fortgefallen ſind zunächſt alle Strafvor— 
ſchriften des RepschGeſ., die den Schutz der „verfaſſungs⸗ 
mäßig feſtgeſtellten republikaniſchen Staatsform“ unmittel⸗ 
bar und ausdrücklich enthielten, wie die des 8 4 Nr. I 
(Teilnahme an geheimen oder ſtaatsfeindlichen Derbin- 
dungen zur Untergrabung dieſer Staatsform), des 8 5 
Nr. 34 (Derherrlichung des gegen die Staatsform oder den 
Beſtand des Reichs oder eines Landes begangenen Voch— 
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verrats), vor allem aber die fo häufig zur Anwendung 
gekommene Dorfchrift des S 5 Nr. 1 (Befchimpfung und 
Derächtlichmachung der republikaniſchen Staatsform); an 
ihre Stelle iſt eine viel umfaſſendere getreten, die andere 
Güter ſchützt, welche dem Herzen weiteſter Volkskreiſe 
vielfach näher ſtehen als die Staats form, ſo daß dieſe 
fortan nur mittelbar, als unter den Derfaſſungsſchutz 
fallend, geſchützt iſt (ſ. Näheres unter III.). Fortgefallen 
find weiter die Dorſchriften, welche durch die angeführten 
bedingt waren, wie § 8, ferner die Strafbarkeit von Ge— 
walttätigkeiten gegen ein Mitglied der Reichs- oder einer 
Landesregierung (8 3), der Schutz eines verſtorbenen 
Reichspräſidenten oder eines verſtorbenen Regierungs- 
mitgliedes gegen Beſchimpfung und Verleumdung (8 5 
Nr. 5), ſowie einige andere Beſtimmungen von minderer 
Bedeutung. 


II. Dagegen find vom RepschGeſ. beſtehen ge- 
blieben und aus ihm in das StGB. übergegangen: 
1. die Vorſchrift des §S 1 RepSch&ef., die, zwar aus poli— 
tiſchem Anlaß entſtanden, doch ohne politiſchen Einſchlag 
gefaßt (ſ. dazu Schneidewin in Stenglein, Strafrechtl. 
Nebengeſetze, 5. Aufl. S. 822), nun auch in das StGB. 
als § 49 b übernommen wurde. Danach wird die Teil- 
nahme an einer Verbindung oder Derabredung, die Der- 
brechen wider das Leben bezweckt oder als Mittel für 
andere Swecke in Ausſicht nimmt, mit Gefängnis nicht 
unter 5 Monaten, in beſonders ſchweren Fällen mit 
Zuchthaus bis zu 5 Jahren beſtraft; jedoch dem Straf— 
freiheit zugeſichert, der der Behörde oder dem Bedrohten 
ſo rechtzeitig Nachricht gibt, daß ein Verbrechen wider 
das Leben verhindert werden kann; 2. die Dorfchrift des 
§ 5 RepsSchGeſ., ſoweit danach beſtraft wird, wer einen 
Angriff auf Leib oder Leben (Gewalttätigkeit) gegen den 
Keichspräſidenten (nicht mehr gegen ein Regierungsmit⸗ 
glied, ſ. oben) begeht (8 94 StGB.). In denſelben Para— 
graph iſt neu der Schutz des RPräſ. gegen öffentliche 
Beſchimpfung oder Verleumdung aufgenommen. 


III. Don beſonderer Wichtigkeit ift die ſchon oben er— 
wähnte, an Stelle des 8 5 Nr. 1 u. 2 RepSch@ef. als 
Ss 154d in das StGB. eingefchaltete Vorſchrift, deren 
Auslegung in der Praxis zunächſt einige Schwierigkeiten 
bereiten dürfte, bis durch das Reichsgericht eine feſte 
Grundlage dafür geſchaffen fein wird. § 15 a lautet: 

„Wer öffentlich das Reich oder eines der Länder, ihre Ver— 
faſſung, ihre Farben oder Flaggen oder die deutſche Wehrmacht 
beſchimpft oder böswillig und mit Überlegung verächtlich macht, 
wird mit Gefängnis beſtraft.“ 

Hierzu iſt vielleicht folgendes zu ſagen: Geſchützt 
ſind a) das Reich und die Länder. In ana⸗ 
loger Verwertung der Auslegung, die der Begriff der 
„verfaſſungsmäßig feſtgeſtellten republikaniſchen Staats- 
form“ im Schrifttum und durch das RG. erfahren hat, 
(ſ. hierzu beſonders Schneidewin a. a. G. S. 889 u. 
Rt. 57, 212 u. 65, 189 ff.) und unter Berüdfichtigung 
des Swecks der Not-D. — Erhaltung des inneren Frie— 
dens — werden darunter das Reich und die Länder zu 
verſtehen fein, wie fie fich im Laufe der geſchichtlichen Er— 
eigniſſe entwickelt haben, und zwar nicht bloß (wie Ever— 
ling DJS. 1955 S. 143 ff. annimmt) als ſtaatliche Rechts- 
perſönlichkeiten, ſondern auch ihre weſentlichen Ein- 
richtungen, ihre Bevölkerung, ihre Kultur, grundſätzliche 
Anſchauungen uſw., freilich immer nur unter der Dor— 


Heft 5 1955 


ausſetzung, daß der Angriff ſich, wenigſtens mittelbar, in 
erkennbarer Weiſe gegen das Reich oder das Land als 
Ganzes richtet und ſelbſtverſtändlich gegen Reich und 
Länder, wie fie eben ſind, nicht, wie fie etwa zur Seit 
des Kaiſerreichs oder des Rats der Dolksbeauftragten 
waren. Ob dieſe Dorausſetzungen vorliegen, iſt Tat⸗ 
frage des Einzelfalles, die auch hier nach den geſamten 
Umſtänden (wie fie Schneidewin a. a. O. S. 888 auf- 
zählt) zu entſcheiden ſein wird. Dieſe allerdings recht 
weite Auslegung findet ein natürliches Gegengewicht in 
den anderen Tatbeſtandsmerkmalen des Paragraphen, 
wonach nicht jede Beleidigung oder Herabſetzung beſtraft, 
ſondern mehr verlangt wird, nämlich eine nach Form 
oder Inhalt rohe Außerung oder eine ſolche, welche, 
aus feindſeliger Geſinnung entſprungen, das Reich oder 
das Land als der Achtung der Volksgenoſſen unwürdig, 
mit einem ſittlichen Makel behaftet, hinſtellt (RBSt. 65, 
190); b) die Verfaſſung. Auch hier geht die Noth. 
weiter als das RepSchdef. Die Staatsform wird nicht 
für ſich allein und beſonders geſchützt, ſondern der Schutz 
erſtreckt ſich auch auf Einrichtungen, die zwar weſentliche 
Beſtandteile der Verfaſſung find, aber mit der Staats- 
form nichts zu tun haben, wie die Unabhängigkeit der 
Richter (Art. 102 d. R.). Die Derfafjung iſt eben in 
jeder Beziehung, ſowohl ihrem Inhalt wie ihrer äußeren 
Form nach, geſchützt; e) die Farben und Slag- 
gen. Die Vorſchrift entſpricht der des 85 Nr. 2 des 
RepSchGeſ. mit der Maßgabe, daß die Not. auch hier 
— außer Beſchimpfen — Derächtlichmacen, alſo mehr 
als ein „Herabzuſetzenſuchen“, zur Strafbarkeit verlangt; 
d) die deutſche Wehrmacht. Bisher konnten Be- 
ſchimpfungen der Wehrmacht nicht immer gefaßt werden, 
da eine Beleidigung unter dieſer Kolleftivbezeichnung bei 
der Größe des in Betracht kommenden Perſonenkreiſes 
kaum als Beleidigung der einzelnen Soldaten angeſehen 
werden kann. Jetzt iſt die Wehrmacht etwa den Behörden 
(S 196 StGB.) gleichgeſtellt. Gewiß wird auch hier nur 
die deutſche Wehrmacht, wie ſie jetzt iſt, als geſchützt an- 
zuſehen fein, aber auch Beſchimpfungen des alten Heeres 
werden infolge feiner Traditions-Derbundenheit mit der 
Reichswehr oft mittelbar auch die letztere treffen. Auch 
das iſt Sache der Entſcheidung des Einzelfalles. 

IV. Auf dem Gebiete des DVereinsrechts hat die 
Not. vom 19. 12 1952 zunächſt für die Auflöſung von 
Vereinen, deren Sweck den 88 81—86, 127—129 StGB. 
(Hochverrat, Bandenbildung uſw.) zuwiderläuft — (die 
Suläſſigkeit der Auflöſung beruht auf dem Reichs- 
vereinsgeſetz) — Dorjcriften über Suſtändigkeit und 
Beſchwerdeverfahren gegeben (8 5). Suſtändig find die 
oberſten Landesbehörden oder die von ihnen beſtimmten 
Stellen. Über Beſchwerden, die keine aufſchiebende Wir- 
kung haben, entſcheidet ein Senat des RG., ſofern nicht 
die oberſte Landesbehörde oder der RM. des Innern, 
durch deſſen Hände fie gehen, ihnen abhilft. Das RG. 
entſcheidet auch bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen 
oberſter Landesbehörde und RM. des Innern darüber, ob 
die Auflöſung anzuordnen iſt. Weiter wiederholt die 
Notb. die Ermächtigung zur Beſchlagnahme des Der- 
mögens ſolcher Vereine und bedroht die Beteiligung an 
einem aufgelöſten Verein ſowie ſeine Unterſtützung und 
Fortſetzung mit Strafe. 

V. DasDerfammlungsrect wird von der Notb. 
vom 4. 2. 1953 zuſammenfaſſend geordnet, indem 
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fie die Dorfchriften, die verſtreut in den aufgehobenen 
Not. und den dazu ergangenen D. des RM. des Innern 
enthalten waren, zum größten Teil wiederholt. Jetzt gilt 
danach folgendes: a) Gf fentliche politiſche Der- 
ſammlungen ſowie alle Derfammlungen und Aufzüge 
unter freiem Himmel find ſpäteſtens 48 Stunden vorher 
der Ortspolizeibehörde anzumelden (8 1 Abſ. J). 
b) Die Ortspolizeibehörde kann fie im Einzelfall 
verbieten, „wenn nach den Umständen eine unmittel- 
bare Gefahr für die öffentliche Sicherheit zu beſorgen iſt“, 
— oder fie unter Auflagen genehmigen (Abf. 2). c) Der 
Rm. des Innern kann allgemein oder mit Ein— 
ſchränkungen für das ganze Reichsgebiet oder einzelne Teile 
Derfammlungen unter freiem Himmel und Aufzüge — 
(alſo nicht alle öffentlichen politiſchen Derfammlungen) — 
verbieten und für Suwiderhandlungen Gefängnis— 
oder Geldſtrafe androhen (8 5); die Landesbehörden haben 
das gleiche Recht nur bei „unmittelbarer Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit“ und nur für beſtimmt abgegrenzte 
Ortsteile (8 6). d) Die zu a) genannten Derfammlungen 
und Aufzüge können nach § 2 aus beſtimmten Gründen 
aufgelöſt werden. Weiter wiederholt die Votverord— 
nung vom 4. 2. 1955 die Dorfchriften über Entſendung 
von Beauftragten der Polizeibehörde in öffentliche Der- 
ſammlungen, Einräumung eines angemeſſenen Platzes, bei 
Weigerung Möglichkeit der Auflöſung und Geldſtrafe 
(88 5, 17). 

VI. über Uniformtragen ſagt die NotD. nur 
(S 5), daß der AM. des Innern allgemein oder 
mit Einſchränkungen für das ganze Reichsgebiet oder ein— 
zelne Teile das Tragen einheitlicher Kleidung, die die 
Zugehörigkeit zu einer politiſchen Vereinigung kenn⸗ 
zeichnet, verbieten und unter Strafe ſtellen kann. Bier 
taucht eine Sweifelsfrage auf: In der aufgehobenen 
Not. vom 28. 6. 1952, deſſen 8 2 dieſe Dorfchrift nach— 
gebildet iſt, war gleichzeitig im § 1 II beſtimmt, daß das 
Tragen einheitlicher Kleidung von den Landes behör— 
den nur im Einzelfall bei unmittelbarer Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit verboten werden darf. Aus 
der Nichtübernahme dieſer Beſtimmung müßte gefolgert 
werden, daß die Landesbehörde, ſoweit es das Landesrecht 
erlaubt, das Tragen einheitlicher Kleidung allgemein für 
ihr Land verbieten kann. 


VII. Beſonders einfchneidend find die ebenfalls die Ma— 
terie zuſammenfaſſenden Dorfchriften der Not. vom 4. 2. 
1055 über Druckſchriften, welche über die Beſtim— 
mungen des RepschGeſ. und der früheren Not. erheb- 
lich hinausgehen. Die neue NotD. ſtellt die Dorſchrift 
voran, daß Druckſchriften, deren Inhalt geeignet iſt die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung zu gefährden, poli- 
zeilihbefhlagnahmtundeingezogen wer- 
den können (8 7), während fie im nächſten Paragraphen 
die Dorfchriften des Preßgeſetzes über die Beſchlagnahme 
von Druckſchriften ohne richterliche Anordnung (SS 23 ff.) 
auf einige weitere ſchwerwiegende Delikte (Hochverrat 
ufw.), nicht aber auf ihren eigenen $ 7 für anwendbar er- 
klärt. Hiernach kommt für die Beſchlagnahme auf Grund 
des 87 Not. eine richterliche Beſtätigung oder Auf- 
hebung nicht in Frage; nur die Aufſichtsbeſchwerde iſt 
dagegen gegeben. Erheblich vermehrt ſind die Gründe, 
nach dem RepschGeſ. (8 15) konnten periodiſche Druck— 
ſchriften verboten werden, ſo insbeſondere, wenn 
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in ihnen begangene Gewalttätigkeiten verherrlicht wer— 
den (8 9 Nr. 5), zu einem Generalſtreik oder zu einem 
Streik in einem lebenswichtigen Betriebe aufgefordert 
oder angereizt wird (Nr. 4) oder offenſichtlich unrich- 
tige Nachrichten enthalten find, deren Verbreitung geeig- 
net iſt, lebenswichtige Intereſſen des Staates zu gefährden 
(Nr. 7). Suſtändig für das Verbot, von dem auch die 
Kopfblätter und Erſatzblätter der Zeitung betroffen wer- 
den, ſowie jede neue Druckſchrift, die ſachlich als die alte 
oder als ihr Erſatz anzuſehen iſt, ſind auch hier die oberſten 
Landesbehörden oder die von ihnen beſtimmten Stellen 
($ 10). Auch das Derfahren iſt ebenfo wie für die Auf- 
löſung von Dereinen geregelt (ſ. oben zu IV), alſo Be— 
ſchwerde an das RG. ohne aufſchiebende Wirkung. 


VIII. Die Sstrafbeſtimmungen des 4. Abſchnitts 
der Not. vom 3. 2. 1955 haben in ihrer Mehrzahl die 
Sicherſtellung der Wirkſamkeit der vorangeführten Vor— 
ſchriften zum Gegenſtand; im einzelnen muß hier auf 
ihren Text (RGBl. I S. 58 ff.) Bezug genommen werden. 
Erwähnt ſeien aber der einleitende, der Not. vom 14. 7. 
1952 entnommene $ 15, wonach die öffentliche Aufforde— 
rung oder das Anreizen zu Gewalttätigkeiten (alſo nicht 
bloß in Derfammlungen oder durch die Preſſe) unter 
Strafe geſtellt wird, ferner die Ermächtigung der Polizei— 
behörde, eine Perſon bei dringendem Verdacht des Hoch- 
verrats und einiger anderer ſchwerer Delikte bis zu 5 Mo— 
naten in polizeiliche Haft zu nehmen, jedoch mit der Ein— 
ſchränkung, daß über die Frage des dringenden Tatver— 
dachts auf Antrag des Verhafteten der Amtsrichter zu ent— 
ſcheiden hat, ſchließlich die Befugnis der Polizei, Räume 
lichkeiten, die als Sammelſtellen oder Stützpunkte für poli— 
tiſche Gewalttätigkeiten oder zur Berftellung und Der- 
breitung verbotener Schriften oder der unerlaubten Fort— 
ſetzung eines verbotenen Vereins dienen, zu ſchließen 


(5 25). 


IX. In den Übergangs- und Schlußvorſchriften der 
NotD. vom 19. 12. 1952 wird angeordnet, daß $ 2 Abf. 2 
StGB. Anwendung findet, obwohl es ſich doch bei allen 
dieſen Verordnungen augenſcheinlich um ſog. Seitgeſetze 
handelt, wofür übrigens auch die eingangs erwähnte Be— 
gründung der ReichsReg. ſpricht. Da dieſe Beſtimmung 
durch die Not. vom 4. 2. 1935 nicht aufgehoben iſt, iſt 
die zunächſt auffallende, aber unzweifelhafte Folge die, 
daß Suwiderhandlungen gegen Dorfchriften, welche in der 
Seit vom 21. 12. 1952 bis 6. 2. 1955 nicht in Kraft 
waren, jetzt aber wieder hergeſtellt ſind, nicht zu beſtrafen 
find, ſelbſt dann nicht, wenn fie vor dem 21. 12. 1952 be⸗ 
gangen waren (3. B. ein Vergehen gegen den unter VIII 
angeführten § 15), da das mildeſte Geſetz anzuwenden ift, 
mag es auch nur in einer Swifchenzeit zwiſchen Be⸗ 
gehung der Tat und Aburteilung gegolten haben (ſ. dazu 
Schwarz, Komm. z. StGB., Anm. 5 zu $ 2). Der gleiche 
Grundſatz dürfe auf die Beſtimmungen der 88 16 bis 18 
anzuwenden fein, nach denen die Dollftredung von Stra— 
fen, die auf Grund der aufgehobenen Dorfchriften ver- 
hängt find, unterbleiben, die darauf bezüglichen Straf- 
regiſtervermerke auf Antrag getilgt werden und rechts— 
kräftig erkannte Strafen gegebenenfalls gemildert werden 
ſollen. Die Schlußvorſchriften der NotD. vom 4. 2. 1933, 
für die ſich gleiche Vorſchriften erübrigten, beſtimmen nur, 
daß der RM. des Innern die zur Durchführung erforder— 
lichen Rechts⸗ und Derwaltungsvorſchriften, z. T. im Ein⸗ 


Zivilsachen 
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vernehmen mit dem RM. der Juſtiz, erläßt und den Kreis 
der leitenden Reichsbeamten beſtimmt. Als ſolche ſind 
von ihm der Reichskanzler, die Reichsminiſter und Staats⸗ 
ſekretäre ſowie die mit der Führung der Preuß. Miniſte— 


Der in den letzten Monaten ſtets heftiger gewordene 
Kampf der politiſchen Parteien hat auch vor der Woh— 
nung des einzelnen Staatsbürgers nicht haltgemacht: 
bei beſonderen Anläſſen, insbeſ. bei Wahlen, ſind die 
Wohnhäuſer oft bunt durcheinander mit politiſchen Fah— 
nen geſchmückt. Der Sweck der Fahnen tft klar; die Frage 
nach der Berechtigung ſolchen Handelns bisher nicht einheitl. 
beantwortet. Mehrfach haben Hauseigentümer den Mietern 
das Anbringen von Fahnen kurzerhand verboten. Nicht 
immer haben ſich die Mieter ſolchen Verboten gefügt; 
Meinungsverſchiedenheiten waren unausbleibl., weil bis— 
her wohl kein einziger Mietvertrag die Frage regelt, ob 
der Mieter flaggen darf, und weil auch geſetzl. Dorſchr. 
hierüber nicht beſtehen. Oft lag die tiefere Urſache für 
das Flaggverbot des Hauswirts nur in der Abneigung 
gegen die vom Mieter vertretene politiſche Auffaſſung und 
weniger in dem Beſtreben, Beſchädigungen des Hauſes 
vorzubeugen. Die Ger. haben ſich wiederholt mit ſolchen 
Slaggverboten befaſſen müſſen; als Grundlage konnten 
mangels einer ausdrückl. Dorfchr. über das Flaggrecht nur 
die allgem. Beſt. des Bürgerl. Rechts und die Sonderbeſt. 
des Mietrechts (88 555ff. BGB.) herangezogen werden. 
Die Entſch. widerſprechen einander; weniger wegen der 
verſchiedenen Beurteilung der Tatſachen als wegen der 
Auslegung der vorhandenen geſetzl. Vorſchr. allgemeiner 
Natur. Da für ſolche Streitigkeiten wohl nirgends ein 
Streitwert von mehr als 100 RM. angenommen werden 
konnte, hat ſich auch infolge der Tatſache, daß das AG. 
als erſte und zugleich letzte Inſtanz entſchied, nicht ein⸗ 
mal für einen LGBezirk eine einheitl. Meinung bilden 
können. 

Für die Unterſuchung, welche Rechte dem Mieter in 
dieſer Beziehung zuſtehen, iſt der im Geſ. zwar nicht 
wörtl. feſtgelegte, aber deutl. erkennbare Grundſatz maß— 
gebend, daß der Mieter die ihm überlaſſene Sache während 
der Mietzeit ſchonend und pflegl. zu behandeln hat (ſo 
auch Komm. der RER., BGB., Anm. 4 zu $ 555). Sollte 
dies nur heißen, daß Fahnen keinen unmittelbaren 
Sachſchaden herbeiführen dürfen, ſo wäre damit nichts ge— 
wonnen. Die benutzten Flaggen ſind meiſt kleinen oder 
mittleren Umfanges und leicht zu befeſtigen, ſie können 
deshalb weder durch die Anbringung einen Schaden am 
Hauſe verurſachen noch bedecken fie etwa die Wandfläche 
in größerem Umfange. Der Löſung der Frage kommt man 
deshalb nur näher, wenn man forſcht, ob das Anbringen 
von Fahnen mittelbar Schaden verurſachen kann und 
aus dieſem Grunde eine unpflegl. Behandlung der Miet— 
ſache bedeutet. Der Grund zum Flaggverbot kann in der 
verſchiedenen politiſchen Auffaſſung von Vermieter und 
Mieter liegen. In dieſem Falle beſchränkt das Verbot des 
Hauswirts das dem Mieter nach Art. 118 RD. zu⸗ 
ſtehende Recht der freien Meinungsäußerung. Weder der 
Hauseigentümer noch die anderen Mieter werden durch 
das Aushängen kleiner oder mittlerer Fahnen im Ge— 
brauch ihrer Räume beeinträchtigt: der Mieter benutzt 
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rien betrauten Kommiſſare des Reichs beſtimmt (RGBl. 
1955 J S. 41, 54), während in einer gemeinſamen D. der 
RM. des Innern und der Juſtiz das Verfahren vor dem 
Senat des RG. (S. 55) näher geregelt iſt. 


Das Flaggenrecht des Mieters. 


Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Herbert Seidel, Dresden. 


nur ſeine eigenen Räume zur Mitteilung ſeiner politi— 
ſchen Geſinnung, tut dieſe nur innerhalb der zur Freiſtatt 
erklärten Wohnung (Art. 115 RD.) kund. Dagegen kann 
der Vermieter im allgemeinen nichts tun. Meint der 
Hauswirt aber, der Anblick der Fahne ſtöre fein Emp— 
finden und beeinträchtige den Genuß des Grundſtücks, ſo 
reicht dieſer rein gefühlsmäßige Grund für ein Verbot 
nicht aus. Für das Nachbarrecht iſt die Unerheblichkeit 
rein gefühlsmäßiger Erwägung allgemein anerkannt (ſo 
RG. 57, 259). In dieſer Entſch. hat das RG. den An- 
ſpruch eines Grundſtückseigentümers abgewieſen, der die 
Entfernung des angrenzenden Bordellbetriebes deshalb 
forderte, weil dieſer ſein ſittliches Empfinden verletze. 
Ebenſo wenig gibt ein ſtark ſchadhafter Haun, der das 
Nachbargrundſtück nicht berührt, dem Nachbarn ein Recht, 
Beſeitigung des Schadens zu fordern, wenn dieſer An— 
ſpruch allein damit begründet wird, daß der ſchadhafte 
Saun das Landſchaftsbild ſtöre. 

Eine andere, vornehml. von Vermietern vorgetragene 
Meinung bezeichnet das Flaggen als eine hausfremde und 
der Zuftimmung des Hauswirts unterliegende Reklame. 
Anerkannt iſt, daß die Hausfläche zur Anbringung von 
Firmenſchildern ohne beſondere Genehmigung des Haus- 
wirts nur dann verwandt werden darf, wenn der Mieter 
die ihm überlaſſenen Räume zu Gewerbezwecken gemietet 
hat. Reklame dient nach dem Sprachgebrauch nur der 
Förderung wirtſchaftl. Intereſſen und kann deshalb beim 
Biffen einer Fahne aus einer Wohnung — alſo ohne Be⸗ 
decken der Wandfläche —, wo es nur auf die Unterſtützung 
eines politiſchen Bekenntniſſes ankommt, nicht angenom— 
men werden. — Die ebenfalls vertretene Auffaſſung, die 
Derfehrsfitte geſtatte das Anbringen von Fahnen zu 
politiſcher Meinungsäußerung nicht (jo AG. Düſſeldorf 
— 15 G 1425/32 v. 5. 8. 1952 —, abgedr. Mitteilungsbl. 
des Bundes deutſch. Mietervereine v. J. 10. 1952, S. 502), 
verkennt, daß die Derkehrsſitte ſtarken Schwankungen 
unterworfen ſein kann und heute als erlaubt anſieht, was 
geſtern allgemein verpönt war. Die Tatſache, daß alle 
Part. dieſes Flaggrecht für ſich in Anſpruch nehmen, be— 
weiſt am beſten die Bildung einer neuen Verkehrsſitte, der 
auch im Rechtsleben die notwendige Beachtung geſchenkt 
werden muß. Der Vermieter, der heute nur die ihm miß— 
liebigen Fahnen verbieten würde, bräche damit gerade den 
Grundſatz, daß alle politiſchen Meinungen gleichmäßig 
behandelt werden ſollen, und würde nur die Unduldſam— 
keit gegen den politifchen Gegner verſtärken. Ein Derbots- 
recht kann er hier ſchon deshalb nicht haben, weil vielfach 
in einem Hauſe alle Parteirichtungen von den Mietern 
bekundet werden. — Anſprechender erſcheint ein Recht 
zum Verbot dann, wenn dem Dermieter von anderen 
Mietern, die an der Fahne des einen Mieters Anſtoß 
nehmen, mit Kündigung gedroht wird. Der Anſpruch des 
Vermieters auf Beſeitigung der Fahne beſteht aber auch 
hier nicht. Was der einzelne Mieter zu tun und zu laſſen 
hat, richtet ſich nächſt dem Geſetz nur danach, was die 
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Dertragspart. gewollt haben. Durch den Dorftoß anderer 
Mieter (Kündigungsandrohung) würden auf die Der- 
tragsauslegung aber Kräfte einwirken, die nach dem 
willen der Beteiligten gar kein Einflußrecht haben. In 
anderer Richtung laufende wirtſchaftl. Intereſſen des Der- 
mieters können die Entſch. deshalb nicht zu Ungunſten des 
flaggenden Mieters beeinfluſſen. Das ergibt auch die 
bereits zitierte Entſch. des RG. in einem anderen Punkte. 
Das RE. hat näml. feſtgeſtellt, daß der Inhaber eines 
Bordells dem angrenzenden Grundſtückseigentümer keine 
Entſchädigung dafür zu zahlen habe, daß das Bordell die 
Dermietbarfeit des Nachbarhauſes erſchwere und auf die 
Mieten ungünſtig einwirke. Das Anbringen einer Fahne 
iſt gegenüber dieſer Einwirkung ein ungleich geringerer 
Umſtand. Nicht angenommen werden kann auch, daß das 
Anbringen einer Fahne den Hausfrieden gefährde. Wer 
eine Sahne aushängt, bekennt feine politiſche Auffaſſung 
auch ſonſt; die Mitbewohner ſind alſo ohnehin ſchon unter— 
richtet. Soweit Störungen überhaupt denkbar ſind, liegt 
der Keim zu ihnen nicht erſt in dem Hiffen einer Fahne. 

Gerechtfertigt iſt das Flaggverbot indeſſen, wenn der 
Hauswirt mit Recht den Angriff Andersdenkender auf 
fein Haus befürchtet mit dem Siel, mißliebige Fahnen — 
gegebenenfalls mit Gewalt — zu entfernen. Kann der 
Mieter eine ſolche Möglichkeit und die darin liegende Ge— 
fahr einer Hausbeſchädigung erkennen, fo handelt er ver— 
tragswidrig, wenn er nicht die Fahne entfernt und ſchon 


Zur Frage der Haftung 
Von Reichsgerichtsrat i. 


Im Sportteil der Deutſchen Allgemeinen Zeitung vom 
22. 12. 1952 findet ſich eine äußerſt abfällige Beurteilung 
einer dieſe Frage behandelnden Entſch. des Reichsgerichts. 

Ein Autobeſitzer war eines Abends in der Dunkelheit mit 
feiner geſchloſſenen Limouſine vor feiner Wohnung in Köln 
vorgefahren und hatte ſich in ſeine Wohnung begeben, ohne die 
Wagentüren abzuſchließen und ohne aus dem Motor die Ver— 
teilerklaue herauszunehmen. Während ſeines Aufenthalts in 
der Wohnung wurde der Wagen von jungen Burſchen weg— 
genommen, die etwas ſpäter einen Zuſammenſtoß des Wagens 
mit einer Kraftörofchfe ſchuldhaft verurſachten. Die Droſchke 
wurde zertrümmert und der Fahrgaſt, der Ul., ſowie der Führer 
ſchwer verletzt. Der Ul. drang in allen drei Rechtszügen mit 
feiner gegen den Autobeſitzer gerichteten Klage auf Schadens- 
erſatz durch. 5 

Dieſe „allerhöchſte“ Entſch., fo ſagt der Berichterftatter, 
erwecke liebliche Ausſichten, was er an Beiſpielen dar— 
zutun ſucht, von denen ich der Kürze halber nur eines 
erwähne: Ein Bettler entwendet mir ein Küchenmeffer 
und ſticht damit zwei Stunden ſpäter einen Menſchen 
nieder. Bin ich als der unglückliche Beſitzer des geſtohle— 
nen Meſſers ſchadenserſatzpflichtig, oder kann ich in folge⸗ 
richtiger Weiterentwicklung der RGentſch. ſogar zum 
Schafott verdammt werdend Er fährt dann fort: Auf alle 
dieſe Fragen kann der geſunde Menſchenverſtand nur eine 
Antwort geben: Nein und abermals nein! Es ſei hohe 
Zeit, daß die Fragen der Autorechtſprechung beim RG. 
von Richtern bearbeitet werden, die in dem Automobil 
einen Gegenſtand des täglichen Verkehrs erblickten und 
nicht ein Ungeheuer, das mit Stacheldraht und Ausnahme- 
geſetzen gebändigt werden müſſe. Würden ſelbſt die hier 
erhobenen Vorwürfe ſachlich berechtigt ſein, ſo würde doch 
der ganze Ton, in dem ſie vorgebracht ſind, entſchieden zu 
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von ſich aus alles tut, um die Mietſache pfleglich zu er- 
halten. Oft wird dieſer Fall drohender Gefahr allerdings 
nicht eintreten; das öftere Aushängen politiſcher Fahnen 
führt eine Gewöhnung auch des Andersdenkenden an 
dieſen Anblick herbei. Für unvermutet eintretende Gefah- 
ren, bei denen die Anrufung des Ger. zu ſchleppend wäre, 
hat der Hauswirt gegen einen widerſtrebenden Mieter 
das Selbſthilferecht (S 229 BGB.). — Ebenſo iſt ein 
Aushängen von Fahnen dort unzuläſſig, wo der Mieter 
in einem öffentl. Gebäude oder im Hauſe eines bekannten 
Staatsmannes wohnt. In dem einen Falle würde der 
Mieter durch ſein Verhalten den Charakter der öffentl. 
Gebäude als unbedingt neutral zu haltender Einrichtungen 
gefährden. Im anderen Falle verſtieße es gegen Treu und 
Glauben, wenn der Mieter, der eine von der politiſchen 
Auffaſſung ſeines Hauswirts ſtark abweichende Meinung 
hat, in dieſem Hauſe eines führenden Politikers eine 
gegenſätzliche Flagge anbringen würde. 

Wenn ſchließl. das Bayr. Gberſte Landesger. Bedenken 
gegen das Hiffen von Paxteifahnen geäußert hat (JW. 1933, 
S. 654) , jo betrifft dies die Anbringung einer Fahne am 
Grundſtück eines Mannes, zu dem der Hiffer der Fahne 
keinerlei rechtl. Beziehungen hatte. Die Beziehungen zwi- 
ſchen Mieter und Vermieter werden dadurch nicht berührt. 
Im allgemeinen kann danach geſagt werden, daß der Der- 
mieter kein Recht hat, dem Mieter das Anbringen von 
Fahnen zu unterſagen. 


aus dem Automobilgeſetz. 
R. Simonſon, Leipzig. 


mißbilligen ſein als die Achtung verletzend, auf die unſer 
höchſter Gerichtshof in jedem Fall Anſpruch hat. 

Die gegen das RG. und die Richter von ihm gerichteten 
Vorwürfe ſind aber auch durchaus unbegründet und nur 
erklärlich durch anſcheinend völlige Unkenntnis des 
Automobilgef. v. 21. 7. 1925. Es handelt ſich um ein zur 
Aufnahme in die fog. amtl. Samml. beſtimmtes Urt. des 
6. SS. v. 17. 11. 1952 (VI 251/32). Die Revif. gegen das 
Berufungsurt., das die Verurteilung nur auf $ 7 Abf. 5 
Satz 2 Kraftfahrzeuggeſ. gründet, iſt zurückgewieſen worden. 

Abſ. 5 lautet: „Benutzt jemand das Fahrzeug ohne Wiſſen 
und Willen des Fahrzeughalters, fo iſt er an Stelle des Halters 
zum Erſatze des Schadens verpflichtet. Daneben bleibt der 
Halter zum Erſatze des Schadens verpflichtet, wenn die Be— 
nutzung des Fahrzeugs durch fein Derſchulden ermöglicht wor— 
den ijt.“ 

Die Frage, ob im vorl. Falle der Bekl. als „Halter“ 
anzuſehen ſei, bejaht das Urt. Das BerufUrt. hatte fie 
ebenfalls bejaht, weil der Bekl. den ihm obliegenden Be⸗ 
weis nicht erbracht habe, daß es ſich nicht um eine ohne 
Sueignungsabficht vorgenommene vorübergehende Der- 
wendung, ſondern um einen Diebſtahl im Rechtsſinn ge— 
handelt habe. Gegen dieſe Begründung wendet ſich das 
RG.; m. E. mit Recht, in Übereinſtimmung mit der 
herrſch. Meinung im Schrifttum. Denn da die Haftung 
des Halters bei Benutzung des Fahrzeugs ohne ſein Wiſſen 
und Willen nur eintritt, wenn die Benutzung durch ſein 
Verſchulden ermöglicht worden iſt, ſo kann unter dem Halter 
i. 5. dieſer Dorfchr. nur die Perſon, wie das Urt. ausführt, 
verſtanden werden, die dieſe Eigenſchaft nicht etwa 3. Z. 
des Unfalls, ſondern zu der Seit beſaß, als die Benutzung 
des Fahrzeugs ermöglicht wurde. Unter „Ermöglichen“ 
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verſteht das Urt. in übereinſt. mit dem BerufUrt. (ſ. auch 
Müller, Automobilgeſ., 8. Aufl., S. 288) das Setzen von 
günſtigen Bedingungen für die unbefugte Ingebrauch— 
nahme und nicht etwa das Möglichmachen der letzteren, 
während dieſe ſonſt unmöglich geweſen wäre. Dies recht- 
fertigt ſich m. E. mit Rückſicht auf die möglichen gefähr- 
lichen Folgen. Das Urt. wendet ſich damit offenbar gegen 
die Verteidigung des Bekl., daß die verlangten Siche— 
rungsmaßnahmen wie das Abſchließen der Wagentüren 
und die Herausnahme der Derteilerflaue kein unbedingt 
ſicherer Schutz gegen unbefugte Benutzung eines Kraft- 
fahrzeugs ſei und von ihm nicht mehr verlangt werden 
könne als das Abziehen des Kurzſchlußſchlüſſels vor Ver— 
laſſen des Wagens. 

Wenn das Beruf. die Fortnahme dieſes Schlüſſels 
nicht für ausreichend hält, ſo befinde es ſich, wie das Urt. 
bemerkt, in Übereinftimmung mit dem Senat. OGbſchon 
das Derfchliegen von Türen kein ſicheres Mittel gegen 
Diebſtahl bilde, fo könne doch dem Beruf. nicht ent- 
gegengetreten werden, wenn es das Abſchließen der 
Wagentüren eines auf einer belebten Straße ohne Aufſicht 
ſtehenden Autos zumal dann für eine weſentliche Er— 
ſchwerung der Ausführung eines Diebſtahls hält, wenn, 
wie hier, der Verſchluß durch einen Sonderſchlüſſel und 
nicht durch einen Serienſchlüſſel erfolgt ſein würde. Das 
angefochtene Urt. habe daher ohne Rechtsverſtoß annehmen 
dürfen, daß den Bekl. als ſelbſtfahrenden Halter des 
Wagens ein Derfchulden i. S. der erwähnten Beſt. treffe, 
wenn er von dieſem einfachen und naheliegenden Mittel 
keinen Gebrauch gemacht hat. Der Hinweis des Bekl. und 
eines ſeiner Sachverſtändigen, daß erfahrene Auto— 
mobiliſten mit Recht ihre Wagen nicht verſchlöſſen, um 
das Serſtören der Türſchlöſſer zu vermeiden, gehe fehl. 
Gegenüber den ſchweren Gefahren, die durch unbefugte 
Benutzung von Kraftfahrzeugen für den geſamten Straßen- 
verkehr oftmals herbeigeführt würden, könne es keine 
Rolle ſpielen, wenn infolge der Anwendung eines zur 
Erſchwerung von Wagendiebſtählen an ſich geeigneten 
Mittels dem Eigentümer ein verhältnismäßig recht un- 
bedeutender Schaden erwachſe. Hiermit ſieht das Urt. ein 
Derfchulden des Bekl. nach 8 7 Abſ. 5, S. 2 HFG. ohne 
Rechtsverſtoß als feſtgeſtellt an. Aber auch die Auffaſſung 
des Beruf., daß den ſelbſtfahrenden Halter ein Der- 
ſchulden i. S. dieſer Beft. treffe, wenn er die Heraus- 
nahme der Derteilerflaue unterlaſſe, könne den getroffenen 
tatſächlichen Feſtſtellungen nach aus Rechtsgründen nicht 
beanſtandet werden. Denn das BerufuUrt. erachte dieſe 
Maßnahme als eine weſentliche Erſchwerung einer beab— 
ſichtigten unbefugten Benutzung des Kraftwagens und 
füge aus eigener Sachkenntnis bei, daß die Herausnahme 
und Wiedereinſetzung der Klaue eine einfache Maßnahme 
ſei, die von jedem mit leichter Mühe vorgenommen werden 
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könne, der den Motor etwas kenne, was von jedem Kraft— 
wagenführer gefordert werden müſſe. Abzuweiſen ſei die 
von einem Gutachter des Bekl. aufgeſtellte Anſicht, die 
Unmöglichkeit der Herausnahme der Derteilerflaue ergebe 
ſich, wenn man die Belange des Herrenfahrers auch nur 
im geringſten berückſichtige, für einen ſolchen ſchon daraus, 
daß jedes Hantieren an der Maſchine ſtets ein Der- 
ſchmutzen der Hände und der Kleidungsſtücke verurſache. 
Hierzu macht das Urt. die durchaus zutreffende Bemerkung, 
daß der Herrenfahrer hinſichtlich der Erfüllung der Der- 
kehrsſorgfaltspflichten in keiner Weiſe anders ſtehe als 
der Berufsfahrer. Fehlten ihm die erforderlichen tech— 
niſchen Kenntniffe, oder wolle er ſich dabei die Finger. 
nicht beſchmutzen, jo müſſe er ſich der Hilfe eines Berufs- 
fahrers bedienen. Die Derfehrsficherheit dürfe darunter 
nicht leiden, daß ein Herrenfahrer ſelbſt feinen Wagen 
fahre. Die Norm für die Derfehrsforgfaltspflicht bilde 
nicht die verkehrs übliche, ſondern die im Verkehr er- 
forderliche Sorgfalt i. S. des 8 276 Abſ. 1 S. 2. Nun 
hat allerdings der Bekl. vor dem RG. unter Vorlegung 
eines Gutachtens betont, daß durch ein häufiges Heraus- 
nehmen der Derteilerflaue der Motor in kurzer Seit zer— 
ſtört werden würde. Mit Recht bemerkt aber das Urt., daß 
dieſe techniſche Frage, weil erſt in der RevInſt. vor- 
gebracht, vom RG. nicht nachgeprüft werden könne, möge 
das Dorbringen auch vielleicht an ſich nicht unbeachtlich 
ſein. Es beſteht alſo durchaus die Möglichkeit, daß ſich 
aus der Behandlung einer ſpäteren anderen Sache ergibt, 
wie ſich aus der Nichtherausnahme der Derteilerflaue ein 
Verſchulden i. S. der erwähnten Beſt. nicht herleiten läßt. 

Gegenüber dem Beſtreiten des urſächlichen Zufammen- 
hangs durch die Rev. bemerkt das Urt., daß die gegen— 
teilige, näher begründete Auffaſſung des Beruf G. der 
wiederholt ausgeſprochenen Anſicht des Sen. entſpricht, 
daß gerade bei der Benutzung von Kraftwagen durch Un— 
befugte, zumal wenn ſie zum erſten Male den fremden 
Wagen fahren und deſſen Konſtruktion vermutlich nicht 
kennen, Unfälle ſich beſonders häufig ereignen. Der er— 
forderliche urſächliche Sufammenhang ſei damit gegeben. 
Es würde übrigens, wie das Urt. hinzufügt, ſchon genügt 
haben, wenn das Beruf G. einen ſolchen Huſammenhang 
nur zwiſchen dem Derfchulden des Bekl. und der Be— 
nutzung des Wagens — nicht auch dem Unfalle des Kl. — 
und ferner feſtgeſtellt hätte, der Bekl. habe erkannt oder 
hätte erkennen müſſen, daß ſein Verhalten geeignet war, 
die unbefugte Benutzung ſeines Wagens — und nicht auch 
Unfälle dritter Perſonen — zu ermöglichen. 

Ich überlaſſe dem Leſer dieſer auszugsweiſen Wieder— 
gabe der angegriffenen Entſcheidung gern das Urteil 
darüber, ob ihm die erhobenen Vorwürfe und die Art 
ihrer Erhebung tatſächlich gerechtfertigt und billigenswert 
erſcheinen. 


Genehmigung zum Eintritt 


des minderjährigen Mündels in den Heeresdienſt. 


Von M. Rittau, Erſter Staatsanwalt in Gleiwitz. 


In der unter der gleichen Überſchrift in der DRZ. 1952, 
256 veröffentlichten Abhandlung verneint LER. B. K. 
Reblin die Rechtsgültigkeit der in der Neufaſſung der 
Heeresergänzungsbeitimmungen (HEB.) vom 29. 2. 52 
(RGBl. II, 55) enthaltenen Vorſchr., daß eine vormund— 


ſchaftsgerichtl. Genehmigung der Einwilligung des Vor— 
munds zum Eintritt des Mündels in die Wehrmacht nach 
§ 1822 Nr. 2 BGB. nicht erforderl. iſt. Meines Dafür- 
haltens mit Unrecht. 

Zutreffend geht Reblin davon aus, daß das militäriſche 
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Dienſtverhältnis nicht durch einen nur nach bürgerl. Recht 
zu beurteilenden Vertrag begründet wird. Es beruht viel- 
mehr auf einem Dertrag öffentlich- rechtl. Natur 
zwiſchen dem Freiwilligen und der durch den Truppenteil 
vertretenen Heeres verwaltung, der durch Annahme der 
von dem Freiwilligen angebotenen Dienſte zuſtandekommt 
(RM G. 19, 289/2915 RGS. 99, 261; RGSt. 56, 19). 
Dieſer Vertrag iſt mithin van derſelben Art wie der Be— 
amtendienſtvertrag, „kein Kontrakt des Gbligationen— 
rechts, ſondern er begründet ein Gewaltverhältnis des 
Staates, eine beſondere Gehorſams-, Treue- und Dienſt⸗ 
pflicht“ des Soldaten, „andererſeits eine Pflicht des 
Staates zum Schutze und zur Gewährung des zugeſicherten 
Dienſteinkommens!)“ und der im Abſchn. III des Wehrgeſ. 
(WG.) näher geregelten Rechte. Auf dieſen Dertrag fin- 
den alſo die Vorſchr. des bürgerl. Rechts über Verträge 
nur inſoweit Anwendung, als nicht abweichende Sonder— 
vorſchr. beſtehen, insbeſ. die HEB., in denen auch die 
Form des Vertragsſchluſſes im einzelnen geregelt iſt. 

Folgt man dieſen, meinem Komm. zum WG. (2. Aufl., 
Berlin 1926) entnommenen Darlegungen, ſo wird man 
dem Reichspräſidenten (RP.), deſſen Ermächtigung zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen für das Gebiet der Wehr— 
macht durch §S 11 WE. auch Reblin nicht in Abrede ſtellt, 
die Befugnis nicht ſtreitig machen können, für die Wirk— 
ſamkeit des militäriſchen Dienſtvertrages vom bürgerl. 
Recht abweichende Erforderniſſe aufzuſtellen. Die Behaup— 
tung von Reblin, daß infolge Fehlens einer ausdrückl. Er— 
mächtigung die auf Grund des 8 11 WG. vom RP. zu er- 
laſſenden DO. dem ſonſt geltenden Recht nicht wider— 
ſtreiten dürften, iſt an ſich richtig. Nur iſt, wie er ſelbſt 
vorher feſtgeſtellt hat, das „ſonſt geltende Recht“ nicht das 
des BGB., deſſen Vorſchr., wie er ſchreibt, auf das mili— 
täriſche Dienſtverhältnis „an ſich nicht anwendbar ſind“. 
Anwendbar ſind ſie wohl, aber eben nur ſubſidiär, d. h. ſo— 
weit nicht öffentl.-rechtl. durch das WG. oder eine auf 
ihm fußende Rechts DO. etwas anderes beſtimmt iſt. 

Fragl. kann daher nur fein, ob die in der DO. des RP. 
über die Ergänzung des Heeres vom 9. 12.27 (RGBl. II, 
1169) dem Neichswehrmin. erteilte Ermächtigung „zu 
Anderungen nicht grundſätzl. Art“ ihn zu dem Suſatz in 
der Neufaſſung vom 29. 2. 52 (RGBl. II, 55) berechtigte: 
„Eine vormundſchaftsgerichtl. Genehmigung nach § 1822 
Nr. » BGB. iſt nicht erforderlich“ ($ 10 Nr. 1 d). Hierzu 
habe ich in einem die Neufaffung der BEB. im Su— 
ſammenhang behandelnden Aufſatz in der „Deutfchen 
Wehr“ (Seitſchr. für die militär. und wehrpolit. Inter⸗ 
eſſen Deutſchlands, 6. Jahrg. S. 7) wie folgt Stellung 
genommen: 

„Von den Dorfchr. des bürgerl. Rechts über Derträge ab— 
weichende Sonderbeſt. für den militär. Dienſtvertrag können, 
um wirkſam zu fein, nur durch Gef. oder durch Rechts. 
getroffen werden. durch 8 11 WG. tft der AP. über die ihm 
durch 8 47 WG. übertragene Befugnis zum Erlaß von Aus- 
führ eſt. hinaus zum Erlaß von Rechts O. für das Gebiet 
der Wehrmacht ermächtigt worden und hat, wie ſchon erwähnt, 
in der DO. v. 9. 12. 27 (RGBl. II, 1169) den Reichswehr⸗ 
miniſter zum Erlaſſe von Erläuterungen und zu Anderungen 
der HEB. ermächtigt, jedoch nur zu ſolchen ‚nicht grundſätzlicher 
Art‘. Die vom Reichswehrminiſter veröffentlichte Neufaſſung 


1) P. Laband, Das Staatsrecht des Deutſchen Reiches 
(Tübingen 19111914), 5. Aufl. Bd. 1 S. 454. 
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der HEB. enthält nun, abweichend von der früheren, gegenüber 
§ 1822 Siff. ? BGB. die Beſtimmung, daß die Einwilligungs⸗ 
erklärung des Vormunds eines Minderjährigen zum Eintritt 
feines Mündels in die Wehrmacht nicht der vormundfchafts- 
gerichtl. Genehmigung bedarf ($ 10, fd). Da die 88 1821, 
1822 BGB. nur Ausnahmen von der grundſätzl. unbeſchränkten 
Vertretungsmacht des Vormunds als eines Teiles der Für— 
ſorge für ſein Mündel (8 1795 BGB.) feſtſetzen, wird darin, 
daß eine ſolche Ausnahme für den Eintritt Minderjähriger 
in die Wehrmacht außer Kraft geſetzt iſt, keine Anderung 
‚grumdfäglicher Art‘ der PEB. zu erblicken und die Frage, ob 
der Reichswehrminifter dazu befugt war, zu bejahen fein. Damit 
entfällt auch die Notwendigkeit vormundſchaftsgerichtl. Ge⸗ 
nehmigung der vom Pfleger eines Freiwilligen abgegebenen 
Einwilligungserklärung zu deſſen Eintritt in die Reichswehr 
(8 1915 BGB.).“ 


Die oben wiedergegebene, auch von Semler?) vor— 
getragene Lehre vom militäriſchen Dienſtvertrag als einem 
Rechtsgeſchäft, auf das die Dorfchr. des bürgerl. Rechts 
über Verträge inſoweit Anwendung finden, als nicht ab— 
weichende Sondervorſchr. beſtehen, hat Papfe?) bekämpft. 
Er hält die Einſtellung in die Reichswehr für einen rein 
„öffentlich-rechtl. Vertrag in beſchränkter rechtsſtaatl. 
Durchbildung“ und wendet ſich gegen Wagner, der den 
zwiſchen dem Truppenteil und dem Freiwilligen zuſtande— 
kommenden Vertrag von dem „erſt die Rechtsſtellung als 
Soldat verleihenden Staatshoheitsaft der Einſtellung“ 
juriſtiſch ſcharf trennen will (JW. 1927, 754). Wagner 
zieht zum Vergleich heran das bürgerl. Recht, in dem das 
rein ſchuldrechtl. Bindungs- und das ſachenrechtl. (dingl.) 
Ausführungsverhältnis ſtreng zu unterſcheiden ſind, und 
fährt fort: „Der Dertrag bildet alſo rechtlich nur die 
Vorläuferin, die obligatoriſche causa für den Erwerb der 
ſoldatiſchen Staatsdienerſtellung, und erſt der den Der- 
trag verwirklichende Staatshoheitsakt der Einſtellung be— 
deutet die Umſetzung des Dertragswillens in die Tat.“ 
Nieraus folgert er, daß nach erfolgter Einſtellung die 
Soldateneigenfchaft unabhängig von der Nichtigkeit oder 
Anfechtbarkeit des Dienſtvertrages beſteht. Träfe das zu, 
oder würde gar die Soldateneigenſchaft ledigl. durch den 
„formellen Staatshoheitsakt der Anſtellung“ geſchaffen, 
wie Boesler*) meint, ohne dieſe Anſicht näher zu begrün- 
den, ſo wäre jede Auseinanderſetzung darüber müßig, ob 
ein entſprechend den neuen HEB. ohne vormundfchafts- 
gerichtl. Genehmigung der Einwilligung des Vormunds 
zum Eintritt des Mündels in die Wehrmacht eingeſtellter 
Minderjähriger Soldat mit allen Rechten und Pflichten 
wird. Es iſt aber Papke, obwohl ſein Gebilde eines 
„öffentlich-rechtl. Vertrags in beſchränkter rechtsſtaatl. 
Durchbildung“ aus hier nicht näher zu erörternden Grün⸗ 
den abgelehnt werden muß, darin beizutreten, „daß ein 
gleichzeitiges Dorhandenfein zweier Rechtsverhältniſſe 
zwiſchen Reich und Soldat für dasſelbe Dienſtverhältnis 
unmögl. zugeſtanden werden kann“, und daß das Ein— 
kleiden und die Aufnahme in die Stammrolle als „Ab— 
ſchluß der Einſtellung“ (8 16, 4 BEB.) „nur verwal- 
tungstechniſche Bedeutung“ haben. 


2) Komm. 3. WG. (Berlin 1921) S. 60 ff. 

3) „Die Rechtsſtellung des Reichswehrſoldaten“ im Derwal- 
tungsarch. Bd. 54 S. 24. N 

4) Einführung in das Recht der Reichsbeamten und Soldaten 
(Leipzig 1929) S. 12. 
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Gleitender Zinsſatz bei Hypotheken und Grundſchulden. 


Von Amtsgerichtsrat Thurn, Friedberg (Heſſen). 


Unſere ſchwankenden Derhältniffe auf dem Geldmarkt 
haben zur Folge, daß die Sinsſätze nicht ſtabil find, ſon— 
dern ſich dauernd nach kurzen Friſten ändern. Eine Feſt⸗ 
legung auf einem beſtimmten Sinsſatz für längere Seit 
iſt zur Ausnahme geworden. Man hilft ſich durch glei- 
tende (wechſelnde) Hinsſätze. Der Sinsſatz wird entweder 
„von Fall zu Fall“ vereinbart oder man bringt ihn in ein 
Verhältnis zum Reichsbankdiskont oder zu einem anderen, 
vom Willen der Beteiligten unabhängigen Maßſtab oder 


dem Gläub. wird, zumal wenn er ein Geldinſtitut iſt, 


überlaſſen, den jeweils gültigen Sinsſatz (ohne Kün⸗ 
digung) feſtzuſetzen. Der Schuldner wird vielfach durch 
Beſtimmung eines Höchſtzinsſatzes geſchützt. Dies iſt die 
Regel, wenn eine Forderung durch freiwillige Hyp.- oder 
Grundſchuldbeſtellung geſichert wird. Die Notwendigkeit, 
einen ſolchen gleitenden Zinsſatz im Grundbuch einzu- 
tragen, ſteht außer Sweifel. 

Nicht ausreichend beim gleitenden Sinsſatz iſt, den zur 
Zeit der Eintragung der Hyp. geltenden Sinsſatz eintragen 
zu laſſen und dann jeweils bei einer Anderung des Sins— 
ſatzes auf neuen Antrag den neuen Satz. Erhöht ſich näml. 
der Sinsſatz, fo bedarf es, um den Mehrzinſen — wenig— 
ſtens über 5 v. H., alſo regelmäßig — den Rang der Hyp. 
zu ſichern, der Zuftimmung nachgehender Berechtigter, die 
oft nicht zu erlangen ſein wird. Auch würden die Grund— 
buchämter mit Arbeit überlaſtet und das Grundbuch — 
das iſt wichtiger! — würde unüberſichtlich. — Wie läßt 
ſich ein gleitender Sinsfat eintragen? Da ein Höchſtzins— 
ſatz regelmäßig dann vereinbart wird, wenn eine For— 
derung von vornherein dingl. geſichert werden ſoll, iſt man 
verſucht, die ſeit langem durch die Rſpr. feſtgelegten 
Grundſätze über Eintragung eines Höchſtzinsſatzes auf 
den gleitenden Zinsſatz anzuwenden. Nach dieſer haupt⸗ 
ſächlich vom KG., zuletzt in feinem Beſchl. v. 2. 4. 1952 
(DRZ. 1951 S. 458) vertretenen Rſpr. genügt es, daß, 
falls außer den regelmäßig zu zahlenden Sinſen oder 
neben einem Mindeſtzinsſatz für beſtimmte Fälle 


‚ein höherer Sinsſatz zu zahlen iſt, im Grundbuch der 


Normal- oder Mindeſtzinsſatz und der Höchſtzinsſatz ein⸗ 


getragen werden, während im übrigen auf die Bewilligung 


Bezug genommen wird. Es reicht ſogar aus, daß nur der 
Höchſtſatz eingetragen wird, wenn ſich Normal- oder Min— 
deſtſatz und die Bedingungen der Erhöhung aus der Be— 
willigung ergeben; die Eintragung erfolgt dann durch 
Bezugnahme auf die Bewilligung. Hier iſt alfo zu unter- 
ſcheiden zwiſchen dem Normal- oder Mindeſtſatz (die 
Begriffe decken ſich) und dem — höheren — Sinsſatz für 
beſtimmte Fälle, z. B. bei Verzug mit Sahlung fälliger 
Sinfen oder eines Tilgungsbetrags. In ſolchen Fällen 
iſt ein Suſchlag zu zahlen, der Normalſatz erhöht 
ſich um . . . . vb. H., der höhere Sinsſatz ergibt ſich alſo 
durch Zuſammenrechnung von Normalſatz und Suſchlag. 
Fällt die Deranlaffung zur Zahlung höherer Sinſen weg, 
iſt z. B. der Sinsrückſtand getilgt, ſo gilt ohne weiteres 
wieder der Normalſatz. \ 

Ganz anders liegen die Dinge beim gleitenden Sins— 
ſatz. Zunächſt: Die Bedingungen laſſen ſich nicht feſt⸗ 
legen, bei deren Eintritt der Hinsſatz ſich ändert. Man 
findet zwar in Bewilligungen oft umfangreiche „Bedin— 
gungen“, ſie beziehen ſich aber immer auf Nebenumſtände, 


nicht auf die Punkte, auf die es nach der Rſpr. des KG. 
gerade ankommt. Dieſe verlangt die Beſtimmbarkeit des 
Zinsanſpruchs aus dem Grundbuch in Verbindung mit 
der Bewilligung. Beſtimmbarkeit liegt aber nur vor, 
wenn ſich ſo feſtſtellen läßt, in welchen Fällen und um 
welchen Betrag ſich der Sinsſatz ändert. Sieht man ſich 
die Bedingungen hierauf an, ſo muß man feſtſtellen, daß 
fie den Begriff der Beſtimmbarkeit i. S. des KG. nicht 
erfüllen und — nicht erfüllen können. Man kann ledigl. 
ſagen, daß die Sinſen ſich erhöhen, wenn es die Geldver— 
hältniſſe notwendig machen, und ſich ermäßigen, wenn es 
die Geldverhältniſſe zulaſſen. Mehr läßt ſich eben nicht 
ſagen. Es läßt ſich nicht einmal vorausſehen, ob die 
nächſte Anderung eine Erhöhung oder Herabſetzung des 
Zinsſatzes bringen wird. Bei dem gleitenden Sinsſatz 
wird ein Sinsſatz durch den folgenden abgelöft. Die Hins- 
ſätze ſtehen nicht in Beziehung zueinander. Es tritt keine 
Erhöhung oder Herabfegung „um“. . . v. B. ein. Der eine 
Satz wird einfach durch einen neuen, den Geldverhältniſſen 
angepaßten erſetzt. Wird der erſte Sinsſatz verlaſſen, ſo 
hat er jede Bedeutung für immer verloren. Selbſt wenn 
im Auf und Ab der Sinſen der Sinsſatz einmal in Höhe 
des erſten Satzes beſtimmt wird, fo iſt dies nur ein SZu— 
fall. In den Fällen des KG. hat der Normalſatz ſtets Be— 
deutung, er gilt außer in Ausnahmefällen. Bei dem glei⸗ 
tenden Sinsſatz gibt es nicht „einen“ Normalſatz, alle 
Sätze ſind Normalſätze, ſind gleichberechtigt, einer iſt ſo 
wichtig wie der andere. In den Fällen des KG. hat die 
Eintragung des Normalſatzes ihren guten Grund. Beim 
gleitenden Sinsjfa gibt es nur einen Anfangszins⸗ 
ſatz, der nicht mehr Anſpruch auf Eintragung hat wie 
jeder folgende Finsſatz, der naturgemäß nicht eingetragen 
werden kann. Wendet man die Rechtſprechung des KG. 
ſchematiſch an, ſo wird man verlangen, daß die Be— 
willigung einen Normal- und einen Höchſtzinsſatz angibt. 
Man gibt dann als „den“ Normalzinsſatz den Anfangs- 
zinsſatz, den zur Zeit der Eintragung der Hypothek gelten- 
den, an, obwohl er, wie ausgeführt, nicht „der“ Normal— 
zinsſatz iſt. Es hat alſo keinen Sinn, einen Normalzins⸗ 
ſatz beim gleitenden Sinsſatz anzugeben und ihm irgend- 
welche beſondere, durch Eintragung (ausdrückl. oder durch 
Bezugnahme auf die Bewilligung) hervorzuhebende Be— 
deutung beizumeſſen. 

Man kann auch einen „Mindeſtzinsſatz“ angeben, d. h. 
hier einen Satz, von dem man annimmt, daß er nicht 
unterſchritten werden wird. Das iſt dann ein willkürl. 
gewählter Satz, der ebenſo gut wegbleiben kann, zumal der 
Mindeſtſatz mit o ſtets feſtſteht. (Ricks in „Grundbuch— 
praxis“.) Es iſt deshalb richtig und ausreichend, wenn 
in der Bewilligung nur der Höchftzinsfa angegeben wird. 
(Durch den Antrag, Zinfen bis zu .. . v. H. einzutragen, 
erkennt der Eigentümer einen gleitenden Sinsſatz an.) 
Nur der Höchſtzinsſatz iſt einzutragen. Der Schuldner iſt 
ſo geſchützt und Intereſſenten ſehen, wie hoch ſchlimmſten⸗ 
falls die Belaſtung iſt. Früher hatte der Normal- oder 
Mindeſtzinsſatz die Funktion, den Schuldner zu ſchützen, 
heute vermöchte er nur, den Gläub. zu ſchützen, der — die- 
ſen Schutz nicht beanſprucht. 

Dieſer Standpunkt wird bereits in der Praris vieler 
AG. vertreten, jo ganz allgemein in Beſſen, wo 3. B. die 
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vom Staat gewährleiſteten „verbilligten Baudarlehen“, die 
viele Millionen RM. betragen, auf Grund amtl. Formu— 
lars nur mit einem Höchſtſatz eingetragen find. Die Rſpr. 
der OG. ſtellt ſich meiſt noch auf den Standpunkt des 
HG., fo das O G. Stuttgart, zuletzt im Beſchl. v. 9. 5. 
1052 (IW. S. 2455), nachdem es 1926 noch anderer An⸗ 
ſicht war. Die Begründung des Beſchl. iſt keineswegs über⸗ 
zeugend; um das Erfordernis des Normalſatzes zu halten, 
werden m. E. nicht gerechtfertigte Bedenken allgemein 
gegen die Suverläſſigkeit der Gläubiger ausgeſprochen. 
Dagegen hat neuerdings das OSG. Karlsruhe in einem 
Urt. v. 7. 7. 1952 5 S. B. R. 45/52 ausgeſprochen, daß 

„die Angabe eines Mindeſtſatzes grundbuchrechtl. als eine über— 
flüffige und ſchädl. Eintragung angeſehen werden müſſe.“ ... 
Weiter heißt es: „Daß die Unbeſtimmtheit des Sinsfußes für 
die perſönl. Schuld ſchon von Anfang an beſtanden hat, mag 
richtig ſein; die höchſtmögl. Belaſtung mit Sinſen, worauf es 
allein ankommt, ſtand aber von Anfang an feſt für die Grund— 
ſchuld. Biernach iſt der Zinseintrag als wirkſam anzuſehen.“ 

Es kommt alſo allein darauf an, daß der Höchſtſatz an— 
gegeben und eingetragen wird. Macht man ſich, wie hier 
verſucht iſt, den grundſätzl. Unterſchied zwiſchen ſich in 
beſtimmten Fällen erhöhendem Sinsſatz und dem gleiten— 
den (ſich erhöhenden oder ermäßigenden) Sinsſatz klar, ſo 
muß die Angabe des Höchſtſatzes als genügend angeſehen 
werden. Stimmt man übrigens der Anſicht des KG. zu, 
ſo hat das m. E. nicht zur Folge, daß nur mit einem 
Nöchſtſatz eingetragene Hypotheken, was den Sinsſatz an⸗ 
langt, als unzuläſſige Eintragungen gem. $ 54 GBO. be- 
handelt werden müſſen. Es dreht ſich um eine Frage der 
Auslegung des Begriffs der Beſtimmtheit und der 
Beſtimmbarkeit, bei der man verſchiedener Anſicht ſein 
kann. Es beſteht um jo weniger Deranlafjung zu einer 
ſolchen Behandlung, als vor der Entſch. des KG. v. 2. 4. 
1951 man zieml. allgemein die Angabe des „Normal-“ 
oder „Mindeſtſatzes“ für überflüſſig hielt. Hoffentlich 
fpricht das RKG. hier bald das letzte Wort! 

Abzulehnen iſt dagegen folgende Art, ſich zu helfen: Der 
Eigentümer läßt einen feſten Sinsſatz eintragen, der über 
dem 3. Z. der Eintragung geltenden liegt und von dem 
man annimmt, daß er nicht überſchritten zu werden 
braucht. Bei Sinsberechnung wird der jeweils geltende 
Satz berechnet. Bier wird alſo der Höchſtzinsſatz (Sinſen 
bis zu . . . v. H.) als feſter Hinsſatz (Sinſen zu . .. v. H.) 
eingetragen. Dieſes Verfahren iſt ſehr bedenkl. Es werden 
unrichtige Angaben über die Höhe der Belaſtung gemacht. 
(Der Richter trägt ein, denn er kann die Unrichtigkeit 
nicht erkennen.) Bei Unzuverläſſigkeit des Gläub., bei 
einem Wechſel in der Perſon der Beteiligten können Nach— 
teile und Streitigkeiten entſtehen. Wird ein zu hoher, 
feſter Zinsſatz eingetragen, jo ſoll er gültig fein. Wird 
dagegen, der Rechtslage entſprechend, ein Höchſtſatz einge- 
tragen, jo ſoll er ungültig fein. Hier wird Dernunft 
Unſinn. 

Wie ſteht es mit der Eintragungsfähigkeit, wenn Zin- 
ſen entſprechend Reichsbanfdisfont (ohne Begrenzung nach 
oben) geltend Die ſcharfſinnige, auf dem Boden der 
herrſch. Meinung ſtehende Abhandlung „Swangshypothek 
und gleitender Zinsſatz“ von Dr. Otte in Heft 10 DRZ. 
zeigt, wohin ein übertriebener Formalismus führt. Man 
kann dieſe Zinfen nicht eintragen, wenn und obwohl ein 
deutſcher Schuldtitel fie zuſpricht. Der Gläub. muß, um 
feinen Finsanſpruch zu ſichern, einen Arreſt erwirken und 
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neben der Swangshyp. für die Hauptſchuld und die auf- 
gelaufenen Sinſen eine Höchſtbetragshyp. zur Sicherung 
künftiger Zinſen eintragen laſſen. Dr. Otte meint (in 
Übereinſtimmung mit Güthe⸗Triebel und dem MG.), die 
Eintragung der Sinſen ſei unzuläſſig, denn wenn auch dem 
Intereſſenten bei der Einſichtnahme im Grundbuch der 
augenblickliche Reichsbankdiskont bekannt ſein möge, ſo 
könnten ihm die wechſelnden Sätze der Vergangenheit nicht 
immer ſo gegenwärtig ſein, daß er ohne weiteres imſtande 
wäre, den Umfang der Belaſtungen hinreichend genau ab— 
zuſchätzen. Das kann man nicht gelten laſſen. Dem Inter— 
eſſenten wird nicht zuviel zugemutet, wenn man verlangt, 
daß er die bezügl. Diskontſätze bei einer Bank oder Spar- 
kaſſe oder ſonſtwie feſtſtellt. Es iſt durchaus nicht nötig, 
daß im Augenblick der Einſichtnahme im Grundbuch die 
Belaſtung ohne weiteres erkennbar iſt. Nachforſchungen 
der Art, wie fie vorliegend nötig würden, kann man un- 
bedenkl. zulaſſen. Die Finſen der Aufwäyp. werden nicht 
eingetragen. Die verſchiedenen Sätze und ihre Dauer ſind 
faſt niemanden mehr geläufig. Man muß in die Geſetze 
uſw. ſehen. Trotzdem ſpricht kein Nenſch von der Unbe— 
ſtimmbarkeit der Sinfen bei Aufwerthhpp.! (Auch der Keichs⸗ 
bankdiskont wird von der Reichsregierung im Reichsge⸗ 
ſetzbl. veröffentlicht!) Schwierigkeit macht m. E. nur, daß 
die Höhe von Sinſen entſprechend Reichsbankdiskont für 
die Zukunft nicht beſtimmbar iſt. Da jedoch der Reichs— 
bankdiskont ſich den Derhältniffen auf dem Geldmarkt an— 
paßt, jo wird ein dem Reichsbankdiskont entſprechender 
Sinsſatz ſtets ein angemeſſener fein. Der Schuldner 
wird nicht übernommen werden, auch wenn Höchſtzinsſatz 
nicht beſteht, ſo daß es dieſes Schutzes nicht bedarf. 
Wir haben, ohne daß es zu Unzulänglichkeiten führte, 
den Begriff des „üblichen Sinsſatzes“ im Aufw— 
Recht kennengelernt, ſollte man nicht wenigſtens bei 
Swangshyp., alſo bei Anſprüchen, bei denen der Gläub. 
urſprünglich nicht an eine dingl. Sicherung dachte, Zinſen 
entſprechend Reichsbankdiskont eintragen können, wenn 
und da damit ein angemeſſener Sinsſatz eingetragen 
wird? (Bei freiwillig beſtellten Hyp. mit Sinſen entfpre- 
chend Reichsbankdiskont mag noch ein HBöchſtſatz verein— 
bart werden.) Die Entſch. des LG. Deſſau, die Dr. Otte 
beſpricht, iſt nur zu begrüßen. Teilt man jedoch die ange- 
führten Bedenken, ſo ſollte man an Stelle des von Dr. Otte 
vorgeſchlagenen Verfahrens zulaſſen, daß der Gläubiger 
ſelbſt Eintragung eines angemeſſenen Höchſtzinsſatzes 
beantragt und inſoweit den Antrag ergänzt, um die Ein— 
tragungsfähigfeit der Zinsforderung herbeizuführen. Der 
Gläubiger begrenzt damit ſelbſt ſeinen Anſpruch nach 
oben. Rechte des Eigentümers werden nicht verletzt. Der 
Anſpruch wird in keiner Weiſe erweitert. Deshalb liegt 
auch kein Derftoß gegen 8 19 GO. vor, wie Ricks fälſch⸗ 
lich („Grundbuchpraxis“ unter „Sinſen“) meint. Wendet 
der Eigentümer ein, daß die Sinſen ſo, wie im Urteil 
zuerkannt, nicht eintragungsfähig ſeien, er alſo durch die 
Ergänzung beſchwert werde, ſo handelt er m. E. wider Treu 
und Glauben. Das Gericht hat dem Gläubiger zu helfen, 
rechtsmäßige Anſprüche rechtswirkſam auf die einfachſte 
und billigſte Art (was dem Eigentümer nur nützt) ſicher⸗ 
zuſtellen. Alle weiteren zuſätzlichen Anträge, insbeſondere 
Angabe eines Mindeſtſatzes, der den Gläubiger 
ſchützt, wird man ablehnen müſſen, zumal auch bei Ein⸗ 
griffen in die Sinsgeſtaltung durch die Geſetzgebung 
Verwirrung entſtehen kann. Dr. Otte hält, wie auch 
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das OLG. Jena (IW. 1952 S. 114) und ſelbſt das KG. 
(Beſchl. v. 11. 12. 1950, HRR. 1951 Nr. 736) Sinſen 
entſprechend Reichsbankdiskont bei Angabe eines Höchſt— 
ſatzes für eintragungsfähig. Damit iſt der Begriff der Be- 
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ſtimmbarkeit im bisherigen Sinne bereits aufgegeben. 
Man darf hoffen, daß die Rſpr. bald allgemein dieſen 
Begriff in einer den gegenwärtigen Geldverhältniſſen 
Rechnung tragenden Weiſe lockern wird! 


Ah 


über die Todesſtrafe in der Beurteilung 
der katholiſchen Moral 


ſprach Privatdozent D. Dr. Kühle von der Fatholifch-theo- 
logiſchen Fakultät der Univerſität Münſter in der Juriſtiſchen 
Studiengeſellſchaft zu Münſter i. W. 

Die katholiſche Moral ſtützt ſich in ihrer Stellungnahme zur 
Todesſtrafe auf Überlegungen ſowohl ihrer Ethik als auch 
ihrer Staatsphiloſophie. Der realiſtiſchen Grundhaltung ihres 
Denkens entſprechend erſchließt ſie aus dem gegebenen Sach— 
verhalt das Weſen der Strafe und das natürliche Recht des 
einzelnen auf Leben, andererſeits das Weſen des Staates und 
die aus ihm fließenden Rechte, die das Verhältnis des einzelnen 
zum Staat und umgekehrt umſchreiben. Allgemein iſt das Weſen 
der Strafe im Prinzip der Vergeltung zu finden, ſo daß nur 
dort von Strafe geſprochen werden kann, wo ein freiwilliges 
Übeltun ein aus inneren Gründen gefordertes Übelleiden wider 
den Willen des Täters nach ſich zieht. Aus dem Vergeltungsprin— 
zip fließen notwendig die weiteren Strafzwecke der Sicherung, 
der Abſchreckung und der Beſſerung, wobei zwiſchen Dergel- 
tung und Sicherung eine innigere Beziehung beſteht als zwiſchen 
Vergeltung und Abſchreckung und Beſſerung, die dem Haupt- 
zwecke als Nebenzwecke untergeordnet ſind. 

Das Weſen des Staates iſt ausgedrückt in dem Begriffe des 
„bonum commune“, des öffentlichen Wohles. Das bonum 
commune als der Hauptzweck des Staates begründet ihn nicht 
nur in ſeinem Sein als eine naturgegebene Entfaltung der 
auf Gemeinſchaft angelegten Menſchennatur, ſondern hebt ihn 
zugleich auch über eine bloße Summe der Staatsbürger hinaus 
in eine überindividuelle Sphäre ſeines eigenen Seins. Als 
naturgegebene, daher notwendige Entfaltung des Menſchen— 
weſens begreift die katholiſche Staatsauffaſſung den Staat in 
mannigfacher Parallele zur Einzelperſönlichkeit als einen 
Organismus, als ein von einer Entelechie geformtes und 
durchwaltetes Weſen. Sie ſpricht ihm damit in gewiſſer Weiſe 
Selbſtzwecklichkeit, Selbſtbewegung auf ein ihm innerliches Ziel 
hin, Selbſtbeſtimmung und Selbſtgeſtaltung zu. Der Staat hat 
daher beſtimmte, ihm eigentümliche, von ſeinem weſentlichen 
Sweck, dem bonum commune her zu umſchreibende Aufgaben 
und Rechte. Insbeſondere ſpricht ſich die Eigenſtändigkeit des 
Staates in der ftaatlichen Strafgewalt aus. Es iſt aber auch 
der tiefgreifende Unterſchied zwiſchen dem ſtaatlichen Organis— 
mus und dem Organismus der Einzelperſon nicht zu überſehen. 
Handelt es ſich bei der letzteren um eine phyfifche Einheit, in 
der jeder Teil um des Ganzen willen da iſt, nicht aber das Ganze 
ausgeſprochen für den Teil, ſo hat im ſtaatlichen Organismus, 
der eine moraliſche Einheit bildet, das Individuum 
als Teil des Staatsganzen unveräußerliche natürliche Rechte, 
die u. U. auch gegen die ſtaatliche Autorität geltend gemacht 
werden müſſen. Es iſt alſo im ſtaatlichen Organismus ſowohl 
das Einzelglied für das Ganze als auch das Ganze für jedes 
einzelne Glied da. Darum findet die ſtaatliche Strafgewalt ihre 
Grenze überall dort, wo das bonum commune weder bedroht 
noch verletzt wird, wie auch die Staatshoheit über die einzelnen 
Staatsbürger normiert, eingeſchränkt oder auch ausgedehnt wird 
nach Maßgabe des Staatszwecks, des bonum commune. 

Alle ſtaatliche Strafe iſt nur dann Strafe, wenn fie Der- 
geltung iſt. Da naturgemäß durch keine ſtaatliche Strafe eine 
vollkommene Vergeltung erreicht werden kann, iſt weder die 
Reichweite der ſtaatlichen Strafgewalt noch auch ihre letzte 


Begründung im Prinzip der Vergeltung zu finden. Begrün⸗ 
dung und Reichweite ſtaatlicher Strafgewalt leitet ſich vielmehr 
her aus dem bonum commune, denn nur um des bonum 
commune willen iſt dem Staat Strafgewalt zu eigen. Er hat 
die Aufgabe, den Staatszweck gegen böſen Willen nicht nur 
zu verteidigen, ſondern auch durchzuſetzen. Es hat aber die 
ſtaatliche Strafgewalt auch das Eigenrecht des Individuums 
zu beachten, weil der einzelne Bürger keineswegs völlig im 
Staat aufgeht. So überfchreiten grauſame, ungebührlich ent— 
ehrende Strafen z. B. ſowohl die vom bonum commune als 
auch vom Eigenrecht des Individuums gezogenen Schranken. 

Entſprechend kann das Recht des Staates zur Verhängung 
und zum Vollzug der Todesſtrafe nicht im Prinzip der Der= 
geltung begründet ſein. Eine Talion zwiſchen der todeswürdigen 
Tat und der in ſtaatlicher Autorität vollzogenen Hinrichtung 
kann in keiner Weiſe anerkannt werden. Das Recht des Staates 
auf die Todesſtrafe iſt begründet einzig und allein in der vor— 
nehmſten Aufgabe des ſtaatlichen Organismus, das bonum 
commune zu ſichern und zu ſchützen und gegen böſen Willen 
durchzuſetzen. Es, iſt nun Tatſache, daß für den einzelnen 
Staatsbürger in gewiſſen Fällen die Pflicht beſteht, ſein Leben 
für das Vaterland in die Schanze zu ſchlagen. Das Recht des 
einzelnen auf ſein Leben iſt dem Staate gegenüber demnach 
kein abſolutes, unverzichtbares Recht. Erſt recht tritt dieſes 
Recht zurück, wenn durch eine ſchwere Übeltat das bonum 
commune aufs ſchwerſte erſchüttert wird. Thomas v. Aquin 
bringt hierzu einen anſchaulichen Vergleich: Im menſchlichen 
Organismus wird ein Glied, das brandig oder den anderen 
Gliedern verderblich iſt, mit Recht entfernt, wenn es zur 
Rettung des ganzen Körpers notwendig iſt; wird der Einzel— 
menſch, als Glied der Gemeinſchaft ihr verderblich und droht 
fie durch ein Verbrechen zu verderben, fo iſt es löblich und 
heilſam, ihn zu töten, damit das Ganze gerettet werde. Das 
Recht des Staates, ſich gegen ſchwere Bedrohung feines Be— 
ſtandes auch durch Verhängung der Todesſtrafe zu ſchützen, wird 
für Kriegszeiten, Unruhen u. dal. auch von den Gegnern der 
Todesſtrafe zugegeben. Nicht ohne Grund dürfte man in ſolchen 
Fällen von einem Staatsnotſtand ſprechen, der die An⸗ 
wendung der Todesſtrafe gebieten würde. Iſt aber auch nur in 
einem Falle die Anwendung der Todesſtrafe notwendig und 
geboten, dann iſt das grundſätzliche Recht des Staates zur Der- 
hängung und zum Vollzug der Todesſtrafe erwieſen. 

Es iſt alſo nicht nötig, erſt auf Notwehr zurückzugehen und 
aus ihr das ſtaatliche Recht auf Anwendung der Todesitrafe 
abzuleiten. Indes macht der Gedanke der Notwehr den Urſprung 
des in Frage ſtehenden Rechts aus der Sicherung des bonum 
commune befonders deutlich, wie die rechtliche Behandlung 
des auf friſcher Tat ertappten Spions zeigt. Wenn das Recht 
des Staates auf Anwendung der Todesſtrafe grundſätzlich ge⸗ 
ſichert iſt, weil es Fälle gibt, in denen ihre Anwendung geboten 
erſcheint (das mit jeder Strafgewalt verbundene Begnadigungs⸗ 
recht wird dadurch nicht angetaſtet), ſo iſt auch außerhalb dieſer 
Notſtands⸗ und Notwehrfälle ihre Anwendung ſittlich er- 
laubt, wenn fie durch die Rüdficht auf das bonum commune 
nahegelegt wird. Als Norm treten hier die Nebenzwecke der 
Strafe der Abſchreckung und Beſſerung auf. Gerade die ab— 
ſchreckende Kraft der Todesſtrafe wird vielfach geleugnet. Aus 
der Statiſtik allein iſt hierzu kein richtiges Urteil zu gewinnen. 
Zudem gibt es Fälle, in denen nachweislich die Annahme, es 
ſei die Todesſtrafe abgeſchafft, zum Verbrechen anreizte. Es 
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iſt nicht unwahrſcheinlich, daß die ſinkende Kriminalitätsziffer 
in den ſog. Abolitionsſtaaten auf den Einfluß ſtaatlicher Sozial— 
maßnahmen zurückgeht. Auch der Beſſerungszweck iſt ſehr um— 
ſtritten. Wie der Abſchreckungszweck in einſeitiger Weiſe zum 
Hauptzwed der ftaatlichen Strafe erhoben wurde, fo hat man 
auch die Beſſerung des Derbrechers zum Hauptzweck erhoben 
und aus ihm gegen die Todesſtrafe geſchloſſen. So ſehr man 
die Beſſerung des Derbrecers als eine hohe ſittliche Aufgabe 
eines Kulturftaates begrüßen wird, jo wenig darf aber die 
rechte Ordnung umgekehrt werden. Die Erhaltung des Gemein— 
wohls iſt das wichtigſte Ziel des Staates; Beſſerung des todes— 
würdigen Derbrechers muß ſich dieſem Ziele ein- und unter⸗ 
ordnen. Überdies darf nicht vergeſſen werden, daß die Todes— 
ſtrafe oft als Sühne vom Verbrecher hingenommen und erlitten 
wird und ſo der Sittlichkeit dient. 

Ein Recht beſitzen heißt nun nicht, es unter allen Umſtänden 
ausüben müſſen. Wie das Recht auf die Todesſtrafe dem bonum 
commune entfließt, ſo könnte die faktiſch beſtehende Sicherheit 
des bonum commune auch nahelegen, auf die Ausübung des 
Rechtes zu verzichten, da es ſich um die ſchwerſte Strafe 
handelt, die ein Richter zu verhängen gezwungen ſein kann. 
Wenn die höhere Sittlichkeit eines Volkes es nahelegen würde, 
auf die Anwendung der Todesſtrafe zu verzichten, ſo wäre das 
fraglos ein gewaltiger Fortſchritt, den jeder von Herzen be— 
grüßen müßte. Die Entſcheidung darüber kann aber nie mit 
Gefühlsmomenten, noch weniger mit irriger Humanität be— 
gründet werden, ſondern allein aus dem bonum commune. 


Landgerichtspräſident Dr Münfter. 


Brief aus Wien (Dezember 1932). 


Die öfterreichifche Geſetzgebung im Jahre 1952 umfaßt zwei 
Gruppen: vorwiegend wirtſchaftliche Geſetze und ſolche, die fich 
auf das Gerichtsweſen beziehen. 

Sum erſten: Bei den Deviſenverordnungen muß ich auf das 
Jahr 1951 zurückgreifen, da dieſe heuer bloß ergänzt wurden. 
Das Deviſenrecht ſucht die Geldbeſtände im weſentlichen durch 
folgende Maßnahmen zu ſichern: Der Handel mit ausländiſchen 
Zahlungsmitteln wird der öſterreichiſchen Nationalbank und 
einzelnen vom Finanzminiſter ermächtigten Perſonen vorbehal— 
ten; die Kurſe der ausländiſchen Zahlungsmittel werden von 
der Nationalbank feſtgeſetzt. Überweifung, Gutſchrift und ſon— 
ſtige Verbringung in- und ausländiſcher Sahlungsmittel ins 
Ausland ſind an die Bewilligung der Nationalbank gebunden. 
Ausländiſche Zahlungsmittel find der Nationalbank anzuzeigen 
und können von dieſer zu den obenbezeichneten Kurfen ein— 
gelöſt werden. Auf Einlagebücher, Kaſſenſcheine oder Konto= 
korrentforderungen, die auf ausländiſche Währung lauten, kön— 
nen Rückzahlungen in dieſer nur mit Bewilligung der National— 
bank geleiſtet werden. Gold- und Silbermünzen der Schillings⸗ 
währung dürfen nicht um einen ihren Nennwert überſteigenden 
Betrag gehandelt werden. Von all dem beſtehen gewiſſe Aus- 
nahmen; das Spſtem iſt durch eine Anzahl von Clearingsver— 
trägen durchbrochen, die mit fremden Staaten geſchloſſen wurden. 
Die Deviſenverordnungen haben in Wirtſchaftskreiſen geteilte 
Aufnahme gefunden. 


Für die Rechtſprechung hat die Deviſenbewirtſchaftung eine 
Reihe neuer Probleme geſchaffen, die ſich insbeſondere um die 
Möglichkeit der Leiſtung in ausländiſcher Währung drehen. 
Im Suſammenhang mit der Beſtimmung, daß inländiſche Gold— 
und Silbermünzen nicht um einen, ihren Nennwert überſteigen⸗ 
den Betrag gehandelt werden dürfen, wurde auch die Frage 
aufgeworfen, wieweit Goldklauſeln bei Darlehen, Pfandbriefen 
u. dgl. ihre Gültigkeit behalten. Der zur Verfügung ſtehende 
knappe Raum verbietet es, ausführlich auf dieſes umfangreiche 
Gebiet einzugehen; es ſei bloß erwähnt, daß die Rechtſprechung 
im weſentlichen dazu neigt, der Deviſenregelung bloß den 
Charakter einer Art handelspolizeilicher Maßnahme zuzuerken⸗ 
nen, alfo insbeſonders die Einrede der Nichterfüllbarfeit im 


Um ſch au 85 


allgemeinen zurückweiſt. Eine grundlegende Entſcheidung des 
öſterreichiſchen Oberſten Gerichtshofs iſt bisher nicht ergangen. 

Das Geſetz über die Berabſetzung des Grundkapitals von 
Aktiengeſellſchaften ſchließt ſich vielfach an Ihre Noto. vom 
6. 10. 1951, RKGBl. I Nr. 67, an; doch wären folgende Ab— 
weichungen zu nennen: Unſer Geſetz ſieht eine dauernde Erleich— 
terung der Herabſetzung vor; dieſe Reduktion kann unter Um— 
ſtänden auch durch Einziehung eigener Aktien erfolgen. Schutz⸗ 
maßnahmen für die Gläubiger find im weſentlichen: Rück— 
zahlungen auf Aktien anläßlich der Kapitalsreduftion find 
unzuläſſig; ebenſowenig darf Aktionären die Pflicht zur vollen 
Auszahlung von Aktien nachgeſehen werden. Auch ſind der 
Verfügung über den Reingewinn beſtimmte Schranken geſetzt. 
Bedeutſam ſcheinen mir die Beſtimmungen dieſes Geſetzes über 
die Beſchränkung der Dienſtverhältniſſe von Vorſtandsmitgliedern 
und Direktoren der Aktiengeſellſchaften, die Möglichkeit der 
ſtaatlichen Regelung ihrer Bezüge und die Verfügung, daß kein 
Dorjtandsmitglied, Direktor u. dgl. mehr als 10 Amter dieſer 
Art gleichzeitig bekleiden darf. 

Viel Staub hat die Durchführungsb . des Juſtiz- und 
Finanzminiſters vom 1.10.1952 über die Geltendmachung der 
im 7. Creditanſtaltsgeſetz vorgeſehenen Haftungen aufgewirbelt. 
Für eine Reihe von Verpflichtungen der im Mai 1951 in 
Schwierigkeiten geratenen Creditanſtalt für Handel und Ge— 
werbe hat der Bund die Haftung übernommen. Die damit 
zuſammenhängenden Fragen wurden durch eine Reihe von 
Geſetzen geregelt. Das ſiebente derartige Geſetz befaßt ſich mit 
dem bereits im Bankhaftungsgeſ. von 1924 ausgeſprochenen 
Recht gewiſſer Bankinſtitute, ihre Vorſtandsmitglieder zur 
Schadenerſatzpflicht heranzuziehen. Die erwähnte DO. verfügt 
nun, daß von Amts wegen zur Sicherung ſolcher Haftungen 
bei Gericht die Exekution zur Sicherſtellung beantragt werden 
kann. Es werden darin auch die Bedingungen aufgezählt, unter 
welchen dieſem Antrag ſtattzugeben iſt. Dieſe Materie bedürfte 
wohl der Regelung im Geſetzeswege. Vach der öſterreichiſchen 
Verfaſſung gibt es ein Notverordnungsrecht nicht. Die erwähnte 
D. ſtützt ſich auf das ſogenannte kriegswirtſchaftliche Ermäch— 
tigungsgeſ. vom Jahre 1917, mit dem die Regierung ermäch— 
tigt wurde, Verordnungen mit Geſetzeskraft zu erlaſſen. Es 
wurde daher lebhaft erörtert, ob es materiell zuläſſig ſei, ſich 
auf dieſes allerdings formell noch beſtehende, durch die wirt— 
ſchaftlichen Verhältniſſe aber überholte Geſetz zu berufen. Eine 
Anfechtung beim Derfaffungsgerichtshof blieb erfolglos. 

Den Perſonalaufwand ſucht der Bund durch Abbau des 
Beamtenſtandes zu verringern. Schon in den letzten Tagen des 
Vorjahres erſchien eine Abbauverordnung, nach der unter Mit— 
wirkung der Beamten ſelbſt mindergeeignete und ältere Beamte 
in den dauernden Ruheſtand verſetzt werden können. Im 
Auguſt d. J. erſchien das Geſetz über die Beurlaubung öffent— 
lich⸗rechtlicher Angeſtellter gegen Wartegeld, wonach dieſe, falls 
ſie mindeſtens 20 Dienſtjahre haben, gegen verminderte Bezüge 
bis zu 5 Jahren beurlaubt werden können. Eine Wieder— 
einberufung iſt jederzeit möglich. Erfolgt dieſe innerhalb der 
fünfjährigen Friſt nicht, dann tritt der Beamte in den dauern— 
den Ruheſtand. 

Zum zweiten Teil: Die 7. Gerichtsentlaſtungsnovelle und die 
Strafprozeßnovelle ſind mit 15. Jänner 1952 in Kraft getreten. 
Die erſtere befaßt ſich mit der Sivilgerichtsbarkeit und verfügt 
vor allem die Zuftändigfeit des Einzelrichters bei Gerichts— 
höfen J. Inſtanz (Ihre Landgerichte) bis zu einem Streitwert 
von 8 50000, außerdem eine Einſchränkung des NRechtsmittel- 
zuges. Praktiſch bedeutet dies die nahezu völlige Abſchaffung 
der Senatsgerichtsbarkeit in 1. Inſtanz . 

Die Strafprozeßnovelle befaßt ſich mit der Verbilligung des 
Strafverfahrens. So wurde 3. B. die Möglichkeit gegeben, auch 
in Derbrechensfällen bloß einen Sachverſtändigen heranzuziehen. 
Weiter wurde die Zahl der Richter bei Senatsentſcheidungen 
in mehreren Fällen von 4 auf 5 herabgeſetzt. Beabſichtigt war 
auch, die zur Entſcheidung in Verbrechens (Dergehens-) Sachen 
berufenen Senate nur mit einem (ſtatt zwei) Berufsrichtern 
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und zwei Schöffen zu beſetzen. Über die vielfach, ſo auch von 
der öſterreichiſchen Richtervereinigung geäußerten Bedenken 
wurde dieſer Plan fallen gelaſſen. Auch follte die Zahl der 
Geſchworenen von 12 auf 6 herabgeſetzt werden, was gleich— 
falls unterblieben iſt. 

In der Strafprozeßnovelle wird auch der Juſtizminiſter er— 
mächtigt, die Strafgerichtsbarkeit mehrerer Bezirksgerichte (Ihre 
Amtsgerichte) einem davon zu übertragen und gleichzeitig 
Richter der hiedurch betroffenen Gerichte, ungeachtet ihrer ver— 
faſſungsmäßigen Unverſetzbarkeit, an eine andere Stelle zu 
verſetzen. ‚ 

Die Strafgeſetznovelle vom Auguſt 1952 fcheidet eine Anzahl 
geringfügiger Delikte aus und überweiſt dieſe der Polizei, 
wodurch das Strafgericht von viel überflüſſigem Ballaſt befreit 
wird. Dieſe Übertretungen ſind im Strafgeſetz, das in ver— 
änderter Form ſchon ſeit etwa 100 Jahren beſteht, alſo zu 


einer Zeit geſchaffen wurde, da es noch keine Trennung der 


Juſtiz von der Verwaltung gab, bisher verblieben. 

Eine Anzahl kleinerer Geſetze, 3. B. Aufſchiebung von 
Swangsverwaltungen auf 1 Jahr, Entſchädigung ungerecht ver— 
urteilter Perſonen, Swangsarbeitsanſtaltsgeſetz kann ich raum- 
mangelshalber bloß dem Namen nach anführen. 

Richter Dr. Franz Kaltenbrunner. 


Die grundrechtlichen Richtſätze der Weimarer 
Verfaſſung. 

Über deren rechtliche Bedeutung ſprach in der Juriſtiſchen 
Studiengeſellſchaft in Münſter i. W. Univerſitätsprofeſſor 
Dr. Neuwiem, Münſter. 

Der Vortragende ſtellte in den Mittelpunkt ſeiner Erörte— 
rungen den mit der Überſchrift „Grundrechte und Grundpflichten 
der Deutſchen“ verſehenen Teil der RVerf. Er machte vorweg 
darauf aufmerkſam, daß ſich gerade dieſer Teil mit ſeinen 
mannigfachen Freiheitsverbürgungen und feinen Generalpoſtu— 
laten der Geſellſchaft an den Staat ſchon in ſehr vielen Fällen 
als wirkſamer Schutzwall gerade auch für diejenigen erwieſen 
hat, die dem Grundgeſetz im übrigen recht kritiſch gegenüber— 
ſtehen. Das Streben des Redners war beſonders gerichtet auf 
die Erfaſſung der rechtsgrundſätzlichen Bedeutung der grund— 
rechtlichen Richtſätze der Weimarer Verfaſſung für die ver— 
ſchiedenen Außerungsformen des Staatswillens, d. h. auf die 
Verausſtellung der Bedeutung derjenigen grundrechtlichen Nor— 
men, die ſich wegen ihrer größtenteils nicht imperativiſchen 
Faſſung bloß wegweiſend an Geſetzgebung, Rechtſprechung und 
Verwaltung wenden und als bloß programmatiſche, direktive 
Sätze der näheren Konfretifierung noch bedürftig find. Um die 
gegenüber früher veränderte Bedeutung vieler heutiger Grund— 
rechtsbeſtimmungen ſcharf hervortreten zu laſſen, zeichnete der 
Redner zunächſt die einſchlägigen entwicklungsgeſchichtlichen 
Grundlagen in ihren großen Linien. Seine alsdann rechts- und 
ſtaatsphiloſophiſch fundierten Ausführungen liefen darauf hin- 
aus, daß man ſpeziell bei ſtaatsrechtlichen Unterſuchungen nicht 
nur formaliſtiſch⸗techniſch, nicht nur poſitiviſtiſch⸗ſtatiſch vorgehen 
dürfe, ſondern die poſitiviſtiſche Denkrichtung zu verbinden habe 
mit der Verausſtellung vom Derfaſſungsgeſetzgeber vorgeſtellter 
werthafter Zielinhalte. Dieſes Vorgehen bedinge, wie der Dor- 
tragende näher erläuterte, die Notwendigkeit der Einſchaltung 
ſtaatspolitiſcher Erwägungen. Nur fo kann die normative Der- 
krampfung vermieden und überwunden werden. Sucht man 
ſpeziell Derfafjungsnormen als Ausdruck eines beſtimmten 
Sweckſtrebens zu verſtehen, ſo ergibt ſich gerade für die im 
zweiten Derfaſſungsteil geſchaffenen Neupoſitionen, daß fie nicht 
die Ablehnung verdienen, die ſie zunächſt von rechtlicher Seite 
aus erfahren haben. Sie wollen gerade in Staaten mit ſtarker 
weltanſchaulicher Zerriffenheit im Wege der Toleranz und des 
Kompromiſſes den Widerſtreit im ſozialen Leben mit dem Ziel 
einer unbedingten Befriedung des Gemeinſchaftslebens an be— 
ſonders ernſten Gefahrenpunkten überwinden helfen. 

Der letzte Teil, in dem der Redner u. a. auch Stellung nahm 
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zu der von Carl Schmitt herausgebrachten jüngſten Studie 
über „Legalität und Legitimität“, deren Ergebniſſen der Dor- 
tragende, ſoweit das Verhältnis des zweiten zum erſten Der- 
faſſungsabſchnitt in Betracht kommt, nur beſchränkt beitrat, 
galt der Aufzeigung der Folgerungen aus den vorausgehenden 
Unterbauungen. Der Redner wies an Hand einer Reihe von 
Beiſpielen die praktiſche Bedeutung des von ihm eingenom— 
menen Standpunktes für Geſetzgebung, Rechtſprechung und Ver— 
waltung nach. Gerade den von der Weimarer Verf. neu ein— 
geführten Grundrechtsbeſtimmungen, die als Symbol der deut— 
ſchen Aultureinheit die eigentliche Subſtanz des Staates ſchaffen, 
iſt im Verhältnis zu den genannten Außerungsformen des 
Staatswillens eine interpretatoriſche Rechtsnormenkraft zu— 
zuſprechen. Landgerichtspräſident Dr. Münſter. 


Probleme des Kolonialmandatsſyſtems. 


Bald wird hoffentlich an Deutſchland die Frage herantreten, 
ob es wieder Kolonialpolitif betreiben will. Deutſchland muß 
auf dieſen Augenblick vorbereitet ſein. Dazu iſt es notwendig, 
daß eine gründliche Kenntnis der rechtlichen Stellung und des 
Schickſals unſerer Kolonien in möglichſt weite Ureiſe getragen 
wird. Dieſem Sweck ſollte der Vortrag dienen, den Hochſchul— 
profeſſor Dr. Hennig in der Rechts- und Staatswiſſenſchaft⸗ 
lichen Vereinigung in Düffeldorf hielt. 

Der Redner führte etwa folgendes aus: Bisher hat Deutſch— 
land nur einmal die Kolonialfrage angeſchnitten, nämlich bei 
Eintritt in den Völkerbund. Die damalige Frage Deutſchlands, 
ob es nunmehr das Recht habe, Kolonialmandate zu erhalten, 
wurde bejaht, jedoch wurde hinzugefügt, daß praktiſch eine 
Mandatserteilung nicht in Frage komme, weil kein Mandat 
zu vergeben ſei und die einmal erteilten Mandate nicht wider- 
rufen werden könnten. Die Unwiderruflichkeit widerſpricht 
jedoch dem Weſen des Mandats und ergibt ſich auch nicht aus 
dem Mandatsſtatut des Völkerbundes. Rechtlich iſt es von 
größter Bedeutung, wem unſere Kolonien jetzt gehören. Das 
Völkerbundsſtatut iſt abſichtlich unklar gehalten. Infolgedeſſen 
werden die verſchiedenſten Auffaſſungen vertreten, und zwar 
werden als Eigentümer angefehen: 1. ſämtliche alliierten und 
aſſoziierten Mächte, 2. die Mandatsmächte, 5. der Völkerbund; 
dies iſt die übliche Auffaſſung, die vom Völkerbund ſelbſt ver— 
treten wird, 4. Deutſchland. Die letzte Auffaſſung beruht dar— 
auf, daß die nach dem Verſailler Diktat zu entrichtende Ver— 
gütung noch nicht erfolgt iſt. Dieſe Vergütung müßte ſehr hoch 
fein. Der Redner ſchätzt den Wert unſerer Kolonien auf 
125 Milliarden R.; hat doch ſogar nach amtlicher engliſcher 
Schätzung eine einzige unſerer Südſeeinſeln, die allerdings aus 
hochwertigem Phosphat beſteht, einen Wert von (1% Milliarden 
Pfund! England, das / aller deutſchen Kolonien erhalten hat, 
betrachtet ſich heute als Eigentümer der Mandatsländer, wie 
3. B. daraus hervorgeht, daß es ein neues Dominion Gſtafrika 
hat ſchaffen wollen. Dieſer Plan, deſſen Verwirklichung die 
endgültige Loslöſung von Deutſch-Oſtafrika aus dem Mandats— 
verhältnis bedeutet hätte, iſt vorläufig geſcheitert, und zwar 
hauptſächlich am Widerſpruch der Eingeborenen. Die 
Frage des Eigentums an den Mandatsländern kann jedoch 
jederzeit wieder aktuell werden, z. 8B. wenn Japan aus dem 
Völkerbund austritt. Was gefchieht dann mit den ihm über— 
tragenen Südſeeinſelnd 

Eine weitere völlig ungeklärte Frage iſt, wem die Hoheits⸗ 
rechte über unſere Kolonien zuſtehen. Die Mandatsmächte be- 
anſpruchen ſie für ſich. Das ergibt ſich ſchon daraus, daß ſie 
vielfach, ohne den Völkerbund zu fragen, einen Gebietsaustauſch 
vorgenommen haben. Das iſt aber zweifellos unzuläſſig. Auch 
im übrigen verſtoßen die Mandatsmächte in erheblichem Maße 
gegen das Dölferbundsitatut. Nach dieſem iſt z. B. die mili⸗ 
täriſche Ausbildung der Eingeborenen verboten: trotzdem zieht 
Frankreich die Eingeborenen Kameruns und Togos zu drei— 
jährigem Heeresdienſt ein. Ferner iſt der Alkoholhandel unter— 
ſagt: in allen Kolonien hat indeſſen die Alkoholeinfuhr ge— 


Heft 3 1933 


waltig zugenommen, vor allem in Samoa, wo der Alkohol 
ſchwere Schäden unter den Eingeborenen angerichtet hat. Vor— 
geſchrieben iſt ferner gleiches Recht für alle Nationen: die 
deutſchen Schulen in Deutſch⸗-Oſt erhalten jedoch nur dann 
ſtaatliche Unterſtützung, wenn ſie Engliſch als Unterrichts— 
ſprache einführen. Die Mandatsmächte ſollen für die Wohlfahrt 
der Eingeborenen ſorgen: die Tropenkrankheiten haben indeſſen 
in erſchreckendem Umfange zugenommen, vor allem die von uns 
ſehr zurückgedrängte Schlaffranfheit in Kamerun. 

Eine Überwachung der Mandatsmächte findet praktiſch über- 
haupt nicht ſtatt. Der Völkerbund hat zwar einen Mandats— 
ausſchuß. An dieſem ſind aber auch die Mandatsmächte ſelbſt 
beteiligt. Vor allem aber darf dieſer Ausſchuß Beſchwerden 
überhaupt nur dann prüfen, wenn ſie ihm von den Mandats— 
ländern ſelbſt überreicht werden. 

Deutſchland braucht unbedingt Kolonien: als Siedlungsland, 
als Einfuhr- und Ausfuhrgebiet; die Erhöhung des Umſatzes 
würde die Beſchäftigung zahlloſer Arbeitsloſer bedeuten. Ob 
wir die Kolonien als ſolche oder als Mandate erhalten, iſt 
dabei zunächſt Nebenſache. Auch die Eingeborenen ſelbſt wün— 
ſchen die Rückkehr der Deutſchen. Für ihre Anhänglichkeit 
ſprechen nicht nur der treue Uriegsdienſt der Askaris unter 
Lettow⸗Vorbeck oder der freiwillige Tod des ſchwarzen Sultans 
von Moba beim Übergang feines Gebiets in engliſche Hände, 
ſondern auch viele Denkſchriften und Hilferufe der Eingeborenen 
aus neuerer Zeit. Beſonders hervorzuheben iſt, daß bei einer 
Probeabſtimmung in einem kleineren Gebiete von Deutſch-Oſt 
die Bevölkerung zu 95% für die Rückkehr der Deutſchen ge— 
ſtimmt hat. 

Der Wunſch der Eingeborenen gibt uns im Seitalter des 
Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker ein moraliſches Recht auf 
Wiedererlangung unſerer Kolonien. Außerdem haben wir aber 
auch ein rein juriſtiſches Recht auf Kolonien: der noch heute 
verbindliche Dorfrieden iſt auf Grund der 14 Punkte Wilſons 
geſchloſſen, und einer dieſer Punkte ſieht die gerechte Verteilung 
aller kolonialen Anſprüche vor. Dieſes unſer Recht auf Kolonien 
müſſen wir immer wieder mit aller Deutlichkeit verfechten. 
Denn, wie R. v. Ihering geſagt hat: niemand hat das Recht, auf 
fein Recht zu verzichten. LGR. Dr v. Hinüber, Düffeldorf. 


Neue handelsrechtliche Fragen 


behandelte in der Rechts- und Staatswiſſenſchaftlichen Ver— 
einigung in Düſſeldorf der Herausgeber der Mietkommen— 
tare, Rechtsanwalt Dr. Stern, Düffeldorf, Nachdem er das 
Beſtätigungsſchreiben, welchem in der Rechtſprechung eine ſtets 
wachſende Bedeutung beigelegt wird, ſowie die Frage der ſtillen 
Neferve einer Prüfung unterzogen hatte, ſprach er namentlich 
über den Eigentumsvorbehalt und die Verwirkung. 

Der ESigentumsvorbehalt ſei nur möglich, ſolange 
das Eigentum noch nicht übergegangen ſei, anderenfalls handele 
es ſich um eine Sicherungsübereignung, welche die Voraus- 
ſetzungen des $ 950 BGB. erfüllen müſſe. Als ein nach § 950 
BGB. erforderliches Rechtsverhältnis ſähen manche auch die 
Vereinbarung an, die Sache für den anderen beſitzen zu wollen. 
Ausführlich behandelte der Redner dann den Sigentumsvorbehalt 
im Dergleichsverfahren. Nach 8 4 feien die Gläubiger von auf 
beiden Seiten noch nicht erfüllten Verträgen an dem Dergleichs- 
verfahren nicht beteiligt, könnten alſo regelmäßig ihre volle 
Forderung beanſpruchen. Die herrſchende und vom Reichsgericht 
gebilligte Anſicht nehme an, daß bei einem Verkauf unter 
Eigentumsvorbehalt vor voller Zahlung der Vertrag beider- 
ſeitig noch nicht erfüllt ſei, weil der Verkäufer ſeine vertrag⸗ 
liche Verpflichtung, das Eigentum zu verſchaffen, noch nicht 
erfüllt habe. Der Redner bekämpfte dieſe Anſicht einmal aus 
wirtſchaftlichen Erwägungen, weil hierdurch bei der ſtändigen 
Zunahme der Verkäufe unter Eigentumsvorbehalt die Der- 
gleichsverfahren ſabotiert würden, zum anderen aus rechtlichen 
Gründen. Er legte dar, daß der Verkäufer alles ſeinerſeits 
Erforderliche getan habe und der Übergang des Eigentums nur 
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noch von einer dem Gegner obliegenden Leiſtung, nämlich 
der Zahlung, abhänge. Daß der Verkäufer alles getan, alſo 
erfüllt habe, zeige ſich z. B. darin, daß es gar keine Leiſtung 
mehr gebe, mit welcher er noch in Verzug kommen könne. 
Andererſeits würden bei Ablehnung des § 4 dem auf Kredit 
liefernden Verkäufer wichtige Sicherungen entgehen. Der Redner 
ſchlug daher eine die beiderſeitigen Intereſſen berückſichtigende 
Mittellöſung vor, welche durch Einführung etwa folgender Be— 
ſtimmung in das Geſetz verwirklicht werden könnte: „Iſt eine 
Sache unter Eigentumsvorbehalt verkauft und übergeben, die 
Tilgung aber noch nicht beendet, jo kann im Vergleichsverfahren 
über das Vermögen des Käufers der Verkäufer feinen Eigentums- 
vorbehalt nur in Höhe des nicht bezahlten Wertes geltend 
machen; die Vergleichsperſon kann dieſen Anſpruch durch 
Zahlung der vollen Schuld abwenden. Im Dergleichsverfahren 
des Verkäufers kann die Dergleichsperfon den Eigentums- 
vorbehalt fo lange nicht geltend machen, als der Käufer feiner 
vereinbarten Zahlungspflicht nachkommt.“ Der Vertrag würde 
hiernach alſo entſprechend der Zahlung als erfüllt gelten. 

Bei der vom Reichsgericht entwickelten Verwirkung 
handele es ſich um einen rein objektiven Tatbeſtand, welcher 
im Gegenſatz zu einem ſtillſchweigenden Verzicht ſubjektive 
Momente nicht berückſichtige, fo daß nicht einmal eine Kenntnis 
des Gläubigers, noch weniger ein Derfchulden erforderlich ſei. 
Man ſpreche bei dieſer weiten Anwendung der Verwirkung 
ſprachlich beſſer von einer Rechtseinbuße. Bei den ja beiden 
Teilen bekannten vertraglichen Anſprüchen werde eine Der- 
wirkung kaum in Frage kommen, ihr eigentliches Anwendungs— 
gebiet liege neben der allmählich an Bedeutung verlierenden 
Aufwertung auf dem Gebiet des Schadenserſatzes. Bier ſei es 
zur Vermeidung einer Verwirkung erforderlich, daß der Berech— 
tigte ohne Rückſicht auf die vielleicht erſt viel ſpäter eintretende 
Verjährung ſeinen Gegner nicht ungebührlich lange im Un— 
klaren laſſe darüber, ob er ihn in Anſpruch nehmen wolle oder 
nicht. § 242 BGB., auf welchen die Verwirkung zurückgehe, 
ſei einem Chirurgenmeffer vergleichbar, welches viel Gutes, aber 
auch viel Unheil anrichten könne. Es ſei zu wünſchen, daß das 
Recht, entſprechend den wechſelnden Anſchauungen und Er⸗ 
forderniſſen, in wohlgeſtalteter, gleichmäßiger Rechtſprechung 
ſtets zum Wohl des Volkes entwickelt und gepflegt werde. 

Amtsgerichtsrat Dr. H. v. Hinüber, Neuß. 


Wohlerworbene Rechte im Internationalen 
Privatrecht. 


Mit dieſen Rechten beſchäftigte ſich Rechtsanwalt beim Reichs- 
gericht Dr. Benkard in einer Sitzung der Juriſtiſchen 
Geſellſchaft zu Leipzig. Der Vortragende ſuchte den Begriff 
des wohlerworbenen Rechts (w. R.) zu entwickeln und auf Tat- 
beſtände, die in der Rechtſprechung beurteilt worden find, an— 
zuwenden. Vor allem darf bei dem w. R. in dieſem Sinne 
nicht an ſolche Rechte im Sinne der Reichsverfaſſung gedacht 
werden. Der Redner unterſchied zwiſchen dem Entſtehen eines 
Rechts und dem Inhalt dieſes Rechts. Iſt ein Recht unter 
der Herrſchaft einer Rechtsordnung zur Entſtehung gebracht, fo 
äußert es grundſätzlich ſeine Wirkung trotz Statutenwechſels 
auch weiterhin in einem anderen Rechtsgebiet, in dem es 
geltendgemacht wird. Im Schrifttum und in der Rechtſprechung 
wird der Begriff als ſolcher wenig verwendet. Frankenſtein 
ſpricht ſich in ſeinem Internationalen Privatrecht (Grenzrecht) 
grundſätzlich dahin aus: Handelt es ſich um einen abgeſchloſſenen 
Tatbeſtand, gleichviel ob er zum Erwerb oder zum Derluſt 
geführt hat, fo iſt das Recht wohlerworben bzw. (nach Sitel— 
mann) wohlverloren, und dieſer Erwerb oder Derluft des Rechts 
iſt endgültig und ändert ſich auch nicht bei einem Statuten- 
wechſel. Der Redner warf einen kurzen Rückblick auf die 
Geſchichte der Lehre. Juriſtiſche Korpphäen tauchten in der 
Erinnerung des Hörers wieder auf: Savigny mit dem Sitz des 
Rechtsverhältniſſes (Ermittelung des Rechtsgebiets, dem ein 
Rechtsverhältnis feiner eigentümlichen Natur nach angehört, 
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aber unter Anerkennung des Grundſatzes des Art. 50 EG. zum 
BGB.), v. Wächter, der die alte Statutenlehre bekämpfte, 
v. Bar, der mit der Lehre von der Natur der Sache Savignyſche 
Gedanken für den einzelnen Fall in die Praxis überſetzte, 
Sitelmann, der an das Völkerrecht anknüpfte. Engliſcher und 
amerikaniſcher Auffaſſung entſpricht die Anerkennung des wohl— 
erworbenen Rechts in jeder fremden Rechtsordnung. In Frank- 
reich iſt von Pillet der Grundſatz des wohlerworbenen Rechts 
zur Grundlage ſeines ganzen Lehrgebäudes gemacht worden. 
Der Vortragende wendete ſich dann der Erörterung einzelner 
Fälle zu, um die Bedeutung wohlerworbener Rechte zu zeigen. 
Ein 20jähriger Amerikaner kauft in Genf ein Kraftrad und 
verlegt ſeinen Wohnſitz nach Deutſchland; er iſt nach ſchweizer. 
Recht vollgeſchäftsfähig, aber nicht nach amerikaniſchem. Beſteht 
das Eigentum in Deutſchland weiterd Oder ein 20jähriger 
Engländer, der in der Schweiz wohnt, nach engliſchem Recht 
nicht vollgeſchäftsfähig, erwirbt die Reichsangehörigkeit. Kann 
er ſich auf ſchweizeriſches Recht ſtützend Im Anſchluß hieran 
wurde die im Schrifttum ſtreitige Frage aufgeworfen, ob Art.? 
Abſ. 2 EGBGB. eine allgemeine Regel oder eine Regel vom 
Standpunkt des deutſchen Richters enthält. Nach ſchweizer. 
Recht gilt der Satz „Heirat macht mündig“. Bleibt die minder— 
jährige Deutſche, die einen Schweizer geheiratet hat, nach erfolg— 
reicher Anfechtung der Ehe vollgeſchäftsfähig? Art. 2 EGBGB. 
erkennt das wohlerworbene Recht an. Für die Eheſchließung 
wird in Öfterreich die kirchliche Form gefordert. Das iſt in 
Deutſchland anerkannt (Art. 11 EEBEB., ſoweit nicht Art. 15 
eingreift). Kann man dieſe Regelung als Anwendungsfall der 
allgemeinen Regel anfehen? Das iſt bedeutſam für die Frage 
des Güterſtandes, der Unterhaltsanſprüche u. a. Bis 1912 galt 
in Frankreich der Grundſatz: La recherche de la paternité 
est interdite. Derlegte nun der uneheliche Erzeuger vor 1912 
nach erfolgreicher Durchführung des Rechtsſtreits durch das 
Kind feinen Wohnſitz nach Frankreich, fo betrachtete die fran— 
zöſiſche Lehre das Recht des Kindes als ein bereits feſt ent- 
ſtandenes. Weiter wurde die Frage geſtreift, ob das internatio— 
nale Privatrecht dem privaten oder dem öffentlichen Recht an— 
gehöre, eine Frage, deren Beantwortung nach deutſchem Recht 
in erſterem Sinne erfolgen müſſe. 

Der Redner unterſchied dann im einzelnen zwiſchen der Ent— 
ſtehung des Rechts und zwiſchen der Geltendmachung des 
Rechts — „Ausfuhrland“, „Einfuhrland“ —. Nur wenn das 
Recht gültig entſtanden iſt, iſt es ein wohlerworbenes. Die 
Frage, ob das Land, in dem das Recht entſtanden fein ſoll, 
für die Beurteilung der Entſtehung des Rechts zuſtändig iſt, 
hängt von der Vorfrage ab, aus welchem Recht die Beant— 
wortung jener Frage zu entnehmen iſt; und das iſt die lex 
fori. Der Redner erörterte hier die Bedeutung des w. R. unter 
dem Geſichtspunkt, daß eine Sache nach franzöſ. Recht durch 
ſchuldrechtlichen Vertrag ohne Übergabe in das Eigentum des 
Käufers übergeht und nun nach Deutſchland gebracht und dort 
gepfändet wird. Iſt der Inhalt des Rechts nach franzöſ. oder 
nach deutſchem Recht zu beurteilen — wenn man die Frage 
des Erfüllungsorts unerörtert läßt — d Dabei iſt zu berück- 
ſichtigen, daß der Inhalt der Rechte trotz der Namensgleichheit 
in verſchiedenen Ländern verſchieden ſein kann. Eine Sache, 
die bisher einer Rechtsordnung mit Mobiliarhypothefen unter- 
ſtand, wird nach Deutſchland gebracht. Iſt die Mobiliarhppothek 
hier anzuerkennend Dabei kommt in Betracht einmal das 
Recht des Ausfuhrlandes, das Recht, unter deſſen Herricaft 
ſich die Sache jetzt befindet, und die Anwendbarkeit des Art. 50 
EGBGB. unter dem Geſichtspunkt eines Verſtoßes gegen den 
Sweck eines deutſchen Geſetzes. 

Aus den vom Redner dann herangezogenen Entſcheidungen 
des Reichsgerichts ſeien hervorgehoben: RGF. 152, 416: Ein 
öſterreichiſcher Offizier hatte eine ruſſiſche Jüdin in Rußland 
geheiratet; dann nahmen die Eheleute Wohnſitz in Graz, ſpäter 
in Trieſt, wo ſie die italieniſche Staatsangehörigkeit erwarben, 
und ſchließlich in Karlsruhe; der Kläger verlangte Nichtigkeits⸗ 
erklärung, weil in Gſterreich — 8 64 ABG. — zwiſchen 
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Chriſten und Nichtchriſten keine gültige Ehe eingegangen wer— 
den kann. Das RE. berief ſich für die Abweiſung der Klage 
auf Sinn und Sweck der Nichtigkeitsklage, auf den Grundſatz 
des Heimatrechts in Eheſachen — nach italieniſchem Recht iſt 
die Ehe gültig — und darauf, daß der deutſche Richter keine 
Veranlaſſung habe, eine Ehe für nichtig zu erklären, die im 
Heimatftaat der Ehegatten als gültig behandelt wird. Der 
Redner meinte, daß die Begründung bei Anwendung des Satzes 
locus regit actum weſentlich einfacher geweſen wäre. RGS. 
155, 161: Jüdiſche Eheleute — der Ehemann Gſterr., die 
Ehefrau Deutſche oder Ruſſin —, deren Ehe in Eger vor einem 
örtlich nicht zuſtändigen Rabbiner (nicht Rabbiner der Haupt— 
gemeinde) geſchloſſen wurde, haben ſich über Scheidung geeinigt 
und dann in Eger zunächſt 1921 Scheidung von Tiſch und Bett 
und 1922 Trennung dem Bande nach erwirkt. Später iſt der 
Ehemann Deutſchöſterreicher, die Ehefrau Deutſche geworden. 
Letztere verlangte Unterhalt von dem in Leipzig wohnenden 
Ehemann. Auf die Klage iſt die Ehe als beſtehend erachtet 
worden, weil nach der Seititellung des LG.s die Eheſchließung 
nach öſterr. Recht zwar „ungültig“, aber keine Vichtehe, jon- 
dern vollwirkſam ſei, bis ſie für ungültig erklärt ſei. Der 
Vortragende ſtimmte dem zu: Die Gültigkeit der Ehe bedeute 
ein wohlerworbenes Recht; nach dem Perſonalſtatut des Ehe— 
mannes (Art. 17 EGBGB.) konnte die Ehe nicht gültig ge— 
ſchieden werden — kein wohlerworbenes Recht —. RZ. 
69, 1: Streit um Warenzeichen (Chartreuse). RGS. 100, 182: 
Benutzung des Namens Gervais zur Bezeichnung der Be— 
ſchaffenheit einer Ware, S 12 BGB. RG. 117, 215: Namens- 
ſchutz einer nordamerikaniſchen „Corporation“ nach $ 12 BGB. 
gegen Verletzungen in Deutſchland. RGS. 107, 94: Beſchluß 
einer deutſchen AG. in Elſaß-Lothr. auf Verlegung nach Karls» 
ruhe nach dem Einrücken der Franzoſen in die Reichslande. 
RG F. 92, 75: Zur Rechtsfähigkeit der Gothaiſchen Kauf- 
gewerkſchaften; aus der ſpäteren Seit hierzu JW. 1916, 595. 
RGS. 129, 98: Die Rechtsperſönlichkeit einer in Rußland 
konzeſſionierten AG. wurde durch Nationaliſierungsmaßnahmen 
nach dem ruſſiſchen Umſturz vom November 1917 vernichtet. 
Daher Mangel der Parteifähigkeit einer im Suſammenhang 
damit in Deutſchland gegründeten Liquidationsgeſellſchaft. 
„Wohl verlorenes“ Recht! RH. 107, 121: Iſt ein Rechts⸗ 
verhältnis unter der Herrſchaft eines beſtimmten Rechts einmal 
entſtanden, ſo bleibt dieſes Recht maßgebend; ſo der Regelfall; 
zwei Ausnahmen werden im Anſchluß daran ebenſo wie in 
RGS. 121, 54 erörtert. Ein ſolcher Grundſatz läßt den Partei— 
willen und das Recht des Erfüllungsortes als entbehrlich er— 
ſcheinen. RGS. 119, 259 über das anzuwendende Recht im 
Falle einer Schuldübernahme im Zuſammenhang mit der Aus— 
ſchließung der Aufwertung nach tſchechoſlowakiſchem Recht und 
Art. 50 EGBGB. Die Richtigkeit der Begründung des Urteils 
erſcheint dem Redner zweifelhaft. Die Entſch. in RG. 41, 550 
iſt anſcheinend die einzige, die den Ausdruck wohlerworbenes 
Recht verwendet. 

Der Redner wies dann darauf hin, daß die deutſche Lehre 
die Theorie der wohlerworbenen Rechte durch die Bewertung 
des Statusrechts abſchwäche, des Dauerzuſtandes, bei dem das 
Recht ſeinen jeweiligen Inhalt von der Rechtsordnung be— 
komme, in deren Gebiet es geltendgemacht wird. Wohlerworben 
iſt dann nur das ſubjektive Recht. Eingeſchränkt wird die 
Wirkung des w. R.s durch die Vorbehaltsklauſel (Art. 50 
EGS BGB.); dabei tritt ein Ruhen des Rechts für diejenige 
Rechtsordnung ein, in der es gerade geltendgemacht werden ſoll. 
Bei dem Wechſel des Status iſt zu beachten, ob damit eine 
Umgehung des Geſetzes beabſichtigt wird. Der Wechſel der 
Staatsangehörigkeit allein bedeute noch keine Umgehung, auch 
wenn etwa der Sweck damit verbunden wird, ſich ſcheiden zu 
laſſen oder zu heiraten. Eine Einſchränkung der Theorie des 
w. Rs iſt auch mit der vom Redner nur berührten „Ver— 
weiſung“ verbunden. Der Vortragende trat dann in eine kurze 
Würdigung der Lehre von der Wirkung des Statutenwechſels 
ein: Das einmal entſtandene Recht erhält mit jedem Statuten⸗ 
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wechſel einen neuen Gehalt. Der Redner zog die Lehre vor, 
durch die das wohlerworbene Recht ſeine dauernde Bedeutung 
behält mit Einſchränkungen nach verſchiedenen Richtungen, ſo 
im Mobiliarſachenrecht, bei der Mobiliarhypothek und unter 
Anerkennung der Dorbehaltsklauſel. RER. Arnold. 


Ethiſche Geſichtspunkte in Steuergeſetzgebung 
und Steuerverwaltung. 

Die Darmſtädter Juriſtiſche Geſellſchaft, die ſich an 
ihrem erſten Vortragsabend in dieſem Winter hiermit beſchäf— 
tigte, hatte als Berichterſtatter Miniſterialrat Dr. Dr. Grabower 
vom Reichsfinanzminifterium gewonnen. Der Redner ſchickte 
voraus, er ſei ſich bewußt, daß von den verſchiedenſten Ge— 
dankengängen aus gegen die Wahl dieſes Themas, überhaupt 
gegen die Möglichkeit der Feſtſtellung von Derbindungslinien 
zwiſchen Ethik und Steuerweſen die verſchiedenſten Einwen— 
dungen erhoben werden könnten. Aber die Entwicklung in 
Geſchichte, wiſſenſchaftlicher Meinung und praktiſcher Staats- 
führung beweiſe, daß die Steuergeſetzgebung von ethiſchen 
Momenten ſehr erheblich beeinflußt, die Steuerverwaltung von 
ihnen entſcheidend beſtimmt ſei und ſein müſſe. Die Wirk— 
ſamkeit ethiſcher Grundſätze in der ſteuerlichen Rechtſprechung 
vollends ſei eine Selbſtverſtändlichkeit. 

Seit Bodinus, der die Steuern als Nerv des Staats bezeichnet 
habe, ſei das Problem des Derhältnifjes von Wirtſchaft, Menſch, 
Staat und Steuer zueinander nicht zur Ruhe gekommen. Es 
laſſe ſich von da bis in die neueſte Zeit im einzelnen verfolgen 
und z. B. bei Adolf Wagner und Ibering feſtſtellen. Wie ſoll 
die Steuer überhaupt beſchaffen fein? In der Volkswirtſchafts— 
lehre klingen ethiſche Momente jeit den Zumaniſten ſtets wieder 
an. Der Geſichtspunkt der Gerechtigkeit, alſo eine abſolut 
ethiſche Einſtellung iſt fpäterhin z. B. von Schmoller ſcharf her— 
vorgehoben worden. Auch die Betriebswirtſchaftslehre, deren 
weſentliche Vertreter jeden SHuſammenhang mit der Ethik ab— 
lehnten, komme, jo führte der RE. weiter aus, gelegentlich 
darauf zurück. Die ausländifche Betriebswirtſchaftslehre, in— 
ſonderheit die amerikaniſche, habe den Gedanken der Betriebs— 
ethik weitgehend ausgebildet. Die Steuerrechtswiſſenſchaft, ſo 
alt wie die Fragen der Beſteuerung ſelbſt, müſſe deshalb gleiche 
Geſichtspunkte erkennen laſſen. In den Unterſuchungen der 
Finanzwiſſenſchaft über die Grundprinzipien der Beſteuerung 
überhaupt, ihrer Rechtfertigung aus dem Geſichtspunkt der 
Üquivalenztheorie, der Aſſekuranztheorie, der Gpfertheorie, 
ihrer praktiſchen Einzelausgeſtaltung in den Prinzipien der 
Gleichmäßigkeit, der Gerechtigkeit uſw., trete das gleiche zutage. 

Von der wirtſchaftswiſſenſchaftlichen Seite aus laſſe ſich nach⸗ 
weiſen, daß jede beſtimmte Art der Wirtſchaftsform das ihr 
gemäße Steuerſyſtem habe, der Merkantilismus die Akziſe, der 
Liberalismus vor allem in England die Einkommenſteuer u. a. 
Nicht anders zeige ſich der Zuſammenhang mit der Einſtellung 
der politiſchen Weltanſchauungen: Der Konfervative habe ſchon 
1906 die Erbſchaftsſteuer als den Familiengedanken beeinträch⸗ 
tigend abgelehnt. Der Liberale ſuche die Grundſätze der Frei— 
heit und Gleichheit auch im Steuerweſen zu verwirklichen. Ahn⸗ 
lich zeigten ſich deutlich Fuſammenhänge zwiſchen den jeweiligen 
wiſſenſchaftlichen Anſchauungen und den ſteuerlichen Fragen: 
Die Moraltheologen des 15. Jahrhunderts hätten die Steuer 
als Raub bezeichnet. Adolf Wagner habe 6 Jahrhunderte ſpäter 
in einem in Darmſtadt auf dem evangeliſch⸗ſozialen Kongreß 
gehaltenen Vortrag die Notwendigkeit ethiſcher Einſtellung des 
Steuerweſens ebenſo betont, wie neuerdings Teſchemacher, 
Popitz und andere darauf hingewieſen hätten. Aus dem Wechſel 
des Staatsgedankens heraus ließen ſich ähnliche Derbindungs- 
linien aufzeigen. Der Ständeſtaat habe das Steuerzahlen dem 
Bürger zuweiſen wollen, während der Adel den Uriegsdienſt 
leiſten ſollte; der moderne Staat verlange, daß jeder beitrage. 
So folge in jedem Fall aus der beſonderen ethiſchen Einſtellung 
eine wechſelnde Stellungnahme zu den ſteuerlichen Problemen. 

In der derzeitigen Steuergeſetzgebung ſeien ethiſche Gedanken⸗ 
gänge deutlich nachweisbar: In den Beſtimmungen des Ein— 
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kommenſteuergeſ., ſoweit das Exiſtenzminimum ſteuerfrei bleibe 
oder die durchgeſtaffelte Progreſſion des Steuerſatzes anerkannt 
ſei. Aus dem Dermögensfteuergef. ließen ſich die Freigrenzen 
anführen. Im Erbſchaftsſteuergeſ. ſei hinzuweiſen auf die 
mannigfaltigen Dorfchriften, die den näheren Verwandten, die 
beerbte Ehe uſw. ſchützten. Im Grunde genommen könne man 
auch im Umſatzſteuergeſ. Bezug nehmen auf die zwiſchenzeitlich 
praktiſch noch nicht ausgenutzte Möglichkeit der Phafenpaufcha= 
lierung, die die ſteuerliche Laſt doch zwiſchen dem größeren und 
kleineren Betrieb angemeſſen verteilen wolle. Gleiche Geſichts⸗ 
punkte ſeien in weitem Umfang aus der Nechtfprechung des 
Reichsfinanzhofs hervorzuheben. Inſoweit könne man auf die 
praktiſche Auswirkung des 8 11 RA., auf den neuerdings 
wiederholt unterſtrichenen Geſichtspunkt, daß Treu und Glauben 
auch im Verhältnis zwiſchen Finanzbehörde und Steuerpflich— 
tigen gelten, und auf die Ausbildung des Steuerrechtsſchutzes 
und die Ausgeſtaltung des Steuergeheimniſſes hinweiſen. 

Die Steuerverwaltung ſei ohne ethiſche Grundſätze überhaupt 
nicht denkbar. Ihr richtiges Funktionieren verlange einen fach— 
lich gründlich vorgebildeten Beamten und ebenſoſehr eine 
ethifch hochſtehende Grundeinſtellung dieſer Beamten bei der 
Ausübung ihrer Tätigkeit. Der Beamte ſei durch die Autorität 
des Staats auch dem wirtſchaftlich ſtärkſten Steuerpflichtigen 
gegenüber immer noch überlegen. Dieſe Macht aber müſſe er 
in der richtigen Weiſe handhaben. Verſtändnisvolles Eingehen 
auf die Notwendigkeiten des Steuerpflichtigen ſei nötig, eben- 
ſoſehr aber auch auf ſeiten des Steuerpflichtigen gleiches Vor— 
gehen gegenüber dem Fiskus. Der Wirtſchaftler müſſe ſich 
darauf einſtellen, daß der Staat heute zu hohem Prozentſatz 
gleichſam ſtiller Teilhaber ſeines Geſchäfts geworden ſei. Nur 
unter Berückſichtigung aller dieſer Geſichtspunkte ſei eine gute 
Steuerverwaltung überhaupt denkbar. 


Das Separatvotum des Richters. 

Über dieſes Thema ſprach in der Kieler Juriſtiſchen Ge— 
ſellſchaft Profeſſor Dr. Wedemeyer. 

Um die heutige praktiſche Bedeutung des Separatvotums 
darzutun, verwies der Vortragende auf die Satzungen der Uni— 
verſität Miel, nach denen jedes Senatsmitglied zu Protokoll 
geben kann, wie es geſtimmt hat, und der Eingabe an den 
Miniſter ein Sondergutachten beifügen kann. Die Geſchäfts⸗ 
ordnung des Reichsgerichts ſieht vor, daß jeder Richter ſeine 
abweichende Anſicht ſchriftlich niederlegen kann. Auch beim 
Oberverwaltungsgericht beſteht die Praxis, daß dem Vorſitzen— 
den Schriftſtücke über eigene Anſichten eingereicht werden. In 
den Akten des OSG. Celle aus den Jahren 1880-1900 finden 
ſich zahlreiche Separatvoten. 

Nach dem Allgemeinen Landrecht war die Einreichung einer 
ſchriftlichen Stellungnahme durch den überſtimmten Richter die 
Vorausſetzung eines Ausſchluſſes der Haftung. Dieſe Milde— 
rung der Haftung iſt in der heutigen geſetzlichen Regelung weg- 
gefallen. Dagegen iſt inſofern eine Milderung eingeführt, als 
der Staat in erſter Linie haftet und der Spruchrichter nach 
S 859 BGB. im allgemeinen überhaupt nicht haftet. Außerdem 
haftet nur der ſchuldige Richter. Eine Haftung des Kollegiums 
oder eine Geſamthaftung der Mitglieder beſteht nicht. Es gilt 
keine Vermutung für die Abſtimmung des Richters. Dieſer 
kann aber als Zeuge über die Abſtimmung vernommen wer— 
den. Ein Verbot der Vernehmung des Richters über die Be— 
ratung beſteht auch in Strafſachen nicht. 

Die actio ex syndicatu begründete nach Windſcheid eine 
Haftung für dolus und culpa lata. Nach Dernburg beſtand 
eine Haftung für jede culpa; der Spruchrichter haftet aber bei 
Fehlern im Urteil nicht für culpa levis. Im Gemeinen Recht 
war der Haftungsumfang beſtritten. Nach den Quellen des 
Römiſchen Rechts trat Haftung auch bei imprudentia ein. 

Nach der Kammergerichtsordnung von 1555 begründet das 
falſche Urteil in Verfolg von Geſchenken, Freundſchaft uſw. 
die Haftung. Bei Unfleiß uſw. erfolgt nur die diſziplinariſche 
Ahndung. Gemäß dem Reichsentſcheid von 1654 iſt beim 
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Kammergericht die Begründung des Standpunktes vom Richter 
ſchriftlich zu übergeben. Eine Haftung beſteht nur bei doloſem 
Verhalten. In der Praxis kommt eine Haftung des Richters 
für culpa levis nicht vor. 

Die ſchriftliche Stellungnahme der Richter iſt nicht die Regel 
bei den höchſten Gerichten. Nach der 1804 für Celle getroffenen 
Regelung hat der Berichterftatter an der Hand eines fchrift- 
lichen Gutachtens vorzutragen. Der 2. Berichterſtatter faßt ſich 
kürzer. Der Entwurf der ſchriftlich abgeſetzten Entſcheidung 
wird von ſämtlichen Richtern gezeichnet, wobei die Art der 
Zeichnung die Richtung der Abſtimmung erkennen läßt. 

Der amtliche Entwurf zur FPO. von 1874 erwähnte das 
Separatvotum nicht. Ein von Baer und Struckmann eingebrach— 
ter Antrag, daß eine abweichende Anſicht in den Geheimakten 
niederzulegen und dem Konzept der Urteile beizufügen ſei, 
wurde angenommen. Der Antrag Lasker, daß jeder Richter bei 
der Verkündung ſeine abweichende Anſicht ausſprechen und be— 
gründen dürfe (Schweiz, England, Nordamerika), wurde ab— 
gelehnt, desgleichen ein Antrag Grimm, der den Parteien Ein— 
ſicht in die Voten gewähren wollte. In der zweiten Leſung 
wurde jedoch ein Antrag Klotz auf Streichung des Separat- 
votums angenommen. Die Möglichkeit eines Separatvotums iſt 
auch heute nicht zu bezweifeln. Es kann erfolgen als Vermerk 
auf dem Urteil oder einem beſonderen Bogen. Eine eigene 
Stellungnahme mit Gründen erſcheint angezeigt, wenn die Ent— 
ſcheidung der innerſten Überzeugung des Richters widerſpricht. 

In der Ausſprache wies Dizepräfident Matthießen, der die 
Bedenken einer Dotierung hervorhob, darauf hin, daß beim 
OSG. Kiel in wichtigen Sachen von ſämtlichen Senatsmit- 
gliedern votiert wird. Das in der Regel ausführliche Gutachten 
des Berichterſtatters wird nach Bedarf auch im Regelfalle mit 
Vermerken des Dorſitzenden verſehen. 

Amts- und Landrichter Dr. Bellmann, Kiel. 


Geſellſchaftsfremde Intereſſen in der 
Aktiengeſellſchaft. 

In der Berliner Juriſtiſchen Geſellſchaft ſprach hierüber 
Juſtizrat hugo Horrwitz, Berlin. Was geſellſchaftsfremde 
Intereſſen (g.-f. J.) ſind, ergibt ſich aus dem Weſen der Aft.- 
Geſ., die als eine rein egoiſtiſche Kapitalgeſellſchaft die gleichen 
Siele wie ihre Aktionäre verfolgt, nämlich gute Kapitalanlage 
und Gewinnerzielung. Als g.⸗f. auszuſcheiden find daher alle 
gemeinnützigen, planwirtſchaftlichen, politiſchen oder 
nationalwirtſchaftlichen J., denen namentlich in der Rüſtungs⸗ 
induſtrie, bei der Bevorzugung ausländiſcher Produktionsſtätten, 
bei der Bildung ſtiller Reſerven, der Einſtellung von Arbeitern 
u. a. m., die eigenen J. der AktGeſ. gegenüberſtehen. Die Der- 
letzung ſolcher g.-f. J. kann weder die Anfechtung von GenDerf.- 
Beſchlüſſen noch die Haftung der Organe begründen. Eine 
Staatsklage wegen Gefährdung des Gemeinwohls (entipr. 8 7 
Martell o).) iſt ausgeſchloſſen; letzteres kann der Staat nur 
durch Erwerb der Aktienmehrheit oder durch Einführung eines 
Konzeffionszwanges oder durch Sondergeſetz zur Geltung bringen. 
Geſchützt iſt das Gemeinwohl nur durch das Aktienſtrafrecht 
und durch den neuen 8 260 a Abſ. 4 GB., der die Pflicht zur 
Berichterſtattung einſchränkt; hier wird aber zugleich das J. der 
Aktceſ. geſchützt. Auch bei den gemiſchtwirtſchaftlichen Akt.⸗ 
Gef. ſteht die öffentliche hand dem gewöhnlichen Aktionär gleich; 
fie kann keine Kückſicht au das Gemeinwohl verlangen (etwa 
Senkung der Strompreiſe eines kommunalen Elektrizitäts- 
werks), falls nicht die Satzung dies erlaubt. Wo die Grenze 
zwiſchen eigenen und g.⸗f. J. zu ziehen iſt, entſcheidet im Zweifel 
die Mehrheit, aber nach dem Geſichtspunkte des Geſamt— 
intereſſes, worunter nicht die Summe der Einzelintereſſen 
zu verſtehen iſt, ſondern ein einheitliches Intereſſe an Beſtand 
und Gedeihen der AktGeſ. N 

Der Vortragende erörterte dann die Konflikte, die ſich 
beim Suſammentreffen g.⸗f. und eigener J. der AftGef. er⸗ 
geben müſſen. Am leichteſten zu löſen find fie für den Ak⸗ 
tionär, den keine Treupflicht trifft, keine Förderungs- oder 
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Mitverwaltungspflicht, keine Verantwortung für ſeine Aus— 
übung des Stimmrechts. Verfolgung g.-f. J. durch den Aktionär 
iſt daher kein Mißbrauch, ſofern ſie nicht bei geringem eigenen 
Nutzen die AktGeſ. erheblich ſchädigt, alſo geradezu geſellſchafts⸗ 
feindliche Intereſſen verfolgt und damit ſittenwidrig wird. 
Anders bei den Mitgliedern der Verwaltung, die unter Treu— 
pflicht, als Dorftandsmitglieder auch unter Wettbewerbsverbot 
ſtehen und alle g.⸗f. J. abzuwehren haben. Die Organe müſſen 
ſich daher auch Gewinne entgehen laſſen. Ob ſie auch Schaden 
auf ſich nehmen müſſen, iſt unter billiger Abwägung der Inter— 
eſſen zu entſcheiden: Verkauf von Bankaktien, der die Gefahr 
eines run heraufbeſchwört, iſt dem Organ nur erlaubt, wenn 
dadurch ein Hauptteil feines Vermögens gerettet werden foll. 

Weiter beſprach der Vortr. die Verträge mit immanenter 
Konfliftsgefahr, wie Konſortial- und Konzernverträge; ferner 
die Stellung der Betriebsräte, die im AufſR. zwar 
eigens die Intereſſen der Arbeitnehmer, aber nur deren be— 
rechtigte Intereſſen zu vertreten haben und daher nicht gegen 
Intereſſen der Akteſ. handeln dürfen. In eigenartige Kon- 
flikte gerät der Beamte, der von feiner Behörde in der AufſR. 
entſandt wird. Seine Beamteneigenſchaft muß nach heute vor- 
wiegender Anſicht (anders Laband) zurücktreten hinter der 
Pflicht, die AktGeſ. zu ſchützen; er darf daher ſachwidrige, d. h. 
dem Geſamtintereſſe der AktGeſ. zuwiderlaufende Dienſtbefehle 
nicht ausführen und muß ſeine Geheimhaltungspflicht auch 
ſeiner Behörde gegenüber wahren. 

Der Vortrag feſſelte beſonders durch Aufzeigung der viel» 
geſtaltigen, in der AktGeſ. ſich kreuzenden Intereſſen, deren 
vorſichtige Abwägung allein zutreffende Urteile ermöglicht. 

Kammergerichtsrat Nothmann. 


Sprachecke 
(unter Mitwirkung des Deutſchen Sprachvereins). 


Im Deutſchen ſollen zwei Vorwörter nicht 

unmittelbar hintereinander ſtehen. 

In der Deutſchen Juriſtenzeitung 1952 Spalte 1515 findet 
ſich folgender Satzteil: „bei ſeit alter Zeit für den öffentlichen 
Verkehr benutzten Wegen“. 

Bier ſtehen die Vorwörter bei und ſeit unmittelbar 
hintereinander, eine Wortfolge, die das feinere Sprachgefühl 
ebenſo verletzt, wie wenn hinter einem Vorwort ein nicht von 
ihm abhängiges Geſchlechtswort ſteht. Denſelben Standpunkt 
vertritt auch Wuſtmann, der darüber in feinem Buche „Aller- 
hand Sprachdummbeiten“ ein Aufſätzchen „Zwei Präpoſitionen 
nebeneinander“ bringt. Bier führt er zutreffend aus, daß zwar 
zwiſchen einem Vorwort und dem von ihm abhängigen Worte 
ein kleineres Umſtandswort eingeſchoben werden dürfe, wie 
3. B. im Gerhardtſchen Kirchenliede „Durch ſo viel Angſt und 
Plagen“; dagegen ſoll kein Satzglied dazwiſchengeſchoben wer— 
den, das ſelbſt wieder aus einem Vorwort und einem davon 
abhängigen Worte beſteht. Es ſoll alſo nicht geſagt werden: 
durch von beiden Teilen erwählte Schiedsrichter. 

Abhelfen kann man hier auf mehrfache Weiſe: entweder ſetzt 
man hinter das 1. Dorwort ein Geſchlechtswort, alſo: bei 
den ſeit alter Zeit von dem öffentlichen Verkehr benützten 
Wegen, oder man wählt ſtatt des bloßen Mittelworts (benützt) 
einen ganzen Satz und ſagt: auf Wegen, die ſeit alter Seit für 
den öffentlichen Verkehr benützt werden. 

L. Winkler, Landgerichtspräſident, Waldshut. 


Die Zeilerſchen Umwertungszahlen. 


1955 


Monats⸗ Geldwert⸗ Wohlſtands⸗ Umwertungs⸗ 
durchſchnitte zahlen zahlen zahlen 
November 1932 1,188 Bill. 100,0 % 1,19 Bill. 
Dezember „, 1184 „ 100,0 % 1,18 „ 
Januar 1955 1,124 „ 100,0 5% 11 „ 
Februar 1 1,169. „ 100, % „, 


Die ferneren Zahlen werden auch weiterhin jeweils in der 
DR. veröffentlicht. Die Schriftleitung. 
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Zur Behebung der Not des akademiſchen Nachwuchſes 
hat der RhB. allgemeine Vorſchläge gemacht, die in feiner 
Seitſchrift 1952, S. 152, abgedruckt worden ſind. Eine 
Herabſetzung der Altersgrenze, Arbeitsſtreckung bei Ge— 
haltskürzung uſw. ſollten damit vermieden werden. Mit 
dieſen Dorfchlägen und denen, die der Nachwuchsausſchuß 
des Landgerichtsbezirksverbandes Groß-Berlin aufgeſtellt 
hatte, hat ſich die Dertreterverfammlung des Bundes 
preußiſcher Gerichtsaſſeſſoren vom 11. und 12. November 
1952 befaßt. Nach einem Bericht in den Mitteilungen 
des Bundes Nr. 42 vom 10. Februar 1955 find die Vor- 
ſchläge zwar einſtimmig gebilligt worden; es wurden 
aber Sweifel laut, ob ſie überhaupt und ob ſie rechtzeitig 
in die Tat umgeſetzt werden würden; dies letztere wurde 
mit aller Schärfe gefordert. Es heißt in dem Bericht: 

„Mit ganz beſonderem Nachdruck wurde darauf hingewieſen, 
daß es nicht mehr angängig ſei, nur immer und immer wieder 


über dieſe Frage zu diskutieren und Entſchließungen zu faſſen; 


es ſei jetzt vielmehr der Zeitpunkt gekommen, in dem die ver- 
antwortlichen Stellen erklären müßten, ob ſie dieſe Vorſchläge 
durchführen wollten oder was ſonſt veranlaßt werden ſolle. Bis 
zur Durchführung geeigneter Maßnahmen dürften nicht wieder- 
um Wochen und Monate vergehen. In ſolchem Falle würde 
dem Nachwuchs nichts übrig bleiben, als radikalere Maß— 
nahmen zu fordern, nämlich in erſter Linie die Herabſetzung 
der Altersgrenze, die Schaffung eines Freijahrs uſw. Man 
erkannte an, daß ſolche Maßnahmen den älteren Beamten 
Opfer auferlegen würden, aber man konnte auch nicht ein- 
ſehen, warum die Not dieſer Seit allein vom Nachwuchs ge— 
tragen werden ſollte. Man hielt es aus den verſchiedenſten 
Gründen immer noch für beſſer, daß die Alteren die Hände 
in Schoß legten, als daß die Jüngeren feierten. Dem Dor- 
ſitzenden wurde ſtrengſte Unnachgiebigkeit in Fragen der Nach— 
wuchspolitik zur Pflicht gemacht.“ 

In derſelben Nummer klagt der Dorſitzende des Bun— 
des, daß man den Votſchrei gehört und ſogar anerkannt 
habe, daß aber die befreiende Tat ausgeblieben ſei: ob- 
wohl man für Angelegenheiten mit politiſchem Einſchlage 
Geld habe, für den Nachwuchs habe man weder Seit noch 
Geld. Er fährt dann fort: 


„Die Jugend weiß, daß ſie der Not von Staat und Volk ihr 
Opfer bringen muß. Sie weiß, daß es um ihre eigene Zukunft 
und um die der Nation geht. Aber ſie lehnt es ab, allein Opfer 
zu bringen oder ſich auf ihre beſonders ſchwachen Schultern 
deſto ſchwerere Laſten häufen zu laſſen. Es iſt möglich, die 
notwendigen Gpfer gerecht und auf alle Schultern zu verteilen. 
Das beweiſen die unten erwähnten Vorſchläge. Dieſe Vorſchläge 
haben wir gemeinſam mit den anderen höheren Beamten aus— 
gearbeitet, die ſpeziell für die Juſtiz beſtimmten zuſammen mit 
dem Richterverein. Wir wiſſen zu gut, daß der höheren Be— 
amtenſchaft nichts gefährlicher iſt, als ein innerer Streit. Des⸗ 
halb haben wir mit nicht immer geringen Mühen die Un⸗ 
geduldigen und Peſſimiſten unter uns bewegen können, unſere 
bisherige Politik mitzumachen. Man muß ſich aber allenthalben 
darüber klar ſein, daß dieſe Politik nunmehr zu Ende iſt. 
Weitere Verhandlungen ſind nicht möglich, keinerlei Kompromiß 
kann mehr erörtert werden, keine Seit darf mehr verloren 
gehen. Nicht mehr nach Monaten oder Wochen, buchſtäblich nach 
Tagen rechnen uns die Kollegen vor, daß nun Erfolge ſichtbar 
werden müßten. Deshalb müſſen die unten erörterten Vor⸗ 
ſchläge umgehend und ohne jeden Seitverluſt durchgeführt wer- 
den. Geſchieht das nicht oder nicht ausreichend, dann hat die 
Politik, die von den angeblich beſonnenen Elementen“ gemacht 
worden iſt, zu einem ſchweren Mißerfolg geführt. Ein zweites 


Mal wird ſie nicht begonnen werden, dazu kennen wir die 
Stimmung unter den Kollegen in allen Bezirken zu gut. Der 
Nachwuchs muß dann darauf verzichten, die Frage aufzuwerfen, 
ob feine Forderungen mit denen anderer Berufs- oder Alters- 
gruppen kollidieren. Ich ſehe keine Möglichkeit, wie z. B. die 
Forderungen auf Herabſetzung der Dienſtaltersgrenze, Freijahr, 
Arbeitsſtreckung bei Gehaltskürzung uſw. vermieden werden 
ſollen, wenn alle anderen Vorſchläge immer nur abgelehnt 
werden.“ 

Dieſe Sprache klingt ungewöhnlich ſcharf. Man wird 
ſie aber ſofort verſtehen, wenn man hört, daß von 4000 
Gerichtsaſſeſſoren rund 2000 ohne jedes Einkommen ſind, 
und allein in Berlin zwiſchen ein- und zweihundert 
Wohlfahrtsunterſtützung beziehen. Ein grauenvolles 
Schickſal, deſſen Ende nicht abzuſehen iſt, das aber auch 
gerade deshalb den Nachwuchs zur Verzweiflung zu trei- 
ben geeignet iſt. Allzu lange hat man von ſeiten der Be— 
hörden der Not der akademiſchen Jugend die erforderliche 
Beachtung zu ſchenken unterlaſſen, im Dordergrunde ſtand 
eben die Rieſenzahl der gewerblichen Arbeiter. Nachdem 
man aber verſäumt hat, rechtzeitig Schritte zu tun, ſollte 
man wenigſtens jetzt nicht mehr zaudern und die zur Ab— 
hilfe der dringendſten Not aufzuwendenden Mittel bereit— 
ſtellen. Andrerſeits muß aber auch darauf hingewieſen 
werden, daß Altersgrenze uſw. ſicher nicht geeignet ſind, 
die Not zu beſeitigen. Die Gründe, die gegen ſolche 
Mittel ſprechen, ſind oft genug erörtert worden. Um nur 
einen herauszugreifen würde wohl der Not eines kleinen 
Teiles abgeholfen, der große Reſt wäre nach wie vor dem 
Elende verfallen. Und eine fo geſchaffene Derlagerung 
der Not würde in den Kreiſen der älteren Richter ein- 
ziehen in noch höherem Maße, als es bereits geſchehen, 
würde ihnen die Ausbildung ihrer Kinder unmöglich 
machen und ſo gerade die Mitglieder des Bundes treffen, 
die aus ihren Reihen ſtammen. Trotz aller Anerkennung 
der Lage der Aſſeſſoren wäre aber auch von ſeiten der 
Richter ein lebhafter Widerſpruch zu erwarten, die ſich 
ſtets für den Nachwuchs eingeſetzt haben, aber die zu— 
ſtändigen Behörden zu Maßnahmen zugunften der Aſſeſ— 
ſoren nicht zwingen können. Es kann deshalb im Inter— 
eſſe der Aſſeſſoren nur geraten werden, Schritte in der 
angedeuteten Richtung zu unterlaſſen gegen die, die an 
ihrer Lage ohne jede Schuld ſind. Die Auswirkung wäre 
für den ganzen Stand verhängnisvoll, könnte zu einer 
Trennung führen, die den Aſſeſſoren keinen Vorteil, wohl 
aber den Derluft einer ihnen gern und nach Kräften ge— 
währten Unterſtützung eintragen würde. 

Zur Stellung der Gerichte und der Richter in anderen 
Ländern bringen die Rhein.-⸗Weſt f. Seitung vom 
22. Februar und der Ring vom 20. Februar 1955 Mit- 
teilungen, die wohltuend gear die bei uns üblichen An⸗ 
griffe abſtechen und der Achtung und Wertſchätzung Aus⸗ 
druck geben, die man ihnen dort zollt. 

Das Geſchäftsjahr des Kaſſationshofes in Rom iſt mit 
folgender Feremonie eröffnet worden: 

„Schauplatz war die Aula Magna des Juſtizpalaſtes und 
Muſſolini ſelbſt war im Sylinder erſchienen, Vertretungen des 
Senats, der Kammer, der Faſchiſtiſchen Partei, des Gerichtes 
der Datifah-Stadt, des Faſchiſtiſchen Sondergerichts und der 
verſchiedenen Gerichte der Hauptitadt; dazu ein elegantes Pu= 
blikum. Der Kaſſationshof, unſerem Reichsgericht entſprechend, 
kommt in feierlichem Zuge herein; die Richter im roten Talar 
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mit Bermelinbeſatz, voran die Kanzler und Sekretäre. Im 
Vorraum präſentiert eine Kompagnie Grenadiere das Gewehr, 
eine Abteilung Carabinieri und faſchiſtiſche Miliz den Kara- 
biner; auch im Saal find Carabinieri mit dem roten Feder- 
buſch verteilt. Das Publikum klatſcht Beifall. Der erſte Kanzler 
des Kaſſationshofes verlieſt das königliche Dekret, in dem die 
Straf- und Sivilkammern für das kommende Jahr eingeſetzt 
werden; darauf hält der Generalprokurator (unſerem Gber— 
reichsanwalt entſprechend) die eigentliche Eröffnungsrede.“ 

Die zweite Mitteilung betrifft England: 

„Königliches Richtertum — in England. 

Über eine parlamentariſche Interpellation in England be- 
richteten die Times“ wie folgt: ‚Mitglieder des Parlaments 
wünſchten an den Premierminiſter die Anfrage zu richten, ob 
die Regierung der an Lord Juſtice Scoutton geübten Uritik 
Aufmerkſamkeit geſchenkt habe und was ſie zu tun gedenke. 
Die Mitglieder des Parlaments mußten feſtſtellen, daß ihre 
Anfrage nicht zugelaſſen wurde, da es unmöglich iſt, die Band— 
habung eines der Richter Seiner Majeſtät durch Anfrage im 
Parlament einer Kritif zu unterziehen.“ — Glückliches Eng— 
land!“ 

Damit vergleiche man die Kritik, die ein Erich Bührig 
laut Gewerkſchafts zeitung, Organ des Ad GB., 
vom 18. Februar 1955 in einer Betriebsrätekonferenz des 
ADG. und des Afa-Bundes am 22. Januar 1955 an 
einem Urteil des Reichsarbeitsgerichts geübt hat: 

„Dieſe Entſcheidung ſteht im Widerſpruch mit vielen anderen 
Entſcheidungen des RAG. und iſt juriſtiſch falſch. Das RAG. 
hat mehr als einmal geſagt, daß es die Beweiserhebung ſeines 
Vorrichters, des Landesarbeitsgerichts, nicht nachprüfen könne. 
Wenn die Angriffe, die in dem Falle gegen den Beſchluß des 
Arbdeiterrats erhoben wurden, gegen die Entſcheidung eines 
Landesarbeitsgerichts erhoben worden wären, hätte es ſie als 
unerheblich ohne weiteres zur Seite geſchoben, weil die Beweis— 
erhebung nicht nachprüfbar ſei. Die Entſcheidung des RAG. 
in dieſem Falle erklärt ſich m. E. nur ſo: es hat geklagt ein 
gekündigter und entlaſſener Stahlhelmer gegen 5 Freigewerk— 
ſchaftler. Das ſind Momente, die im Unterbewußtſein der 
Reichsrichter eine nicht unerhebliche Rolle ſpielen. Sie mögen 
ſich deſſen ſelber nicht bewußt ſein, aber es iſt ſchon einmal ſo.“ 

Jedes Wort hierzu wäre zu viel. 

Das Berliner Tageblatt vom 25. Februar 1933 
weiſt in einem Aufſatz „Gleichheit vor dem Geſetz“ darauf 
hin, daß der in Art. 109 Abſ. 1 Verf. aufgeſtellte Satz: 
„Alle Deutſchen ſind vor dem Geſetz gleich“ ein Grund— 
prinzip ſtaatlicher Ordnung ſei, über deſſen Tragweite 
zwar unter den Staatsrechtlern Meinungsverſchieden— 
heiten beſtänden, aus denen aber eines mit unanfechtbarer 
Klarheit hervorgehe: 

„Darüber, daß Artikel 109 Abſ. 1 der Derfaffung die Gleich— 
heit aller Deutſchen gegenüber der Verwaltung, gegenüber der 
Geſetzesanwendung normiert, gibt es keine Meinungsverſchieden⸗ 
heit. Ob die Vorſchrift der Verfaſſung auch den Geſetzgeber 
bindet, in dem Sinne, daß er Sonderrechte und Privilegien nicht 
einführen bzw. nicht aufrechterhalten darf, iſt umſtritten; nicht 
umſtritten dagegen iſt, daß ne # und Juſtiz bei der An⸗ 
wendung der Geſetze ohne „ aA ver Perfon alle Deutſchen 
gleich venandeln müſſen. j . 

Diefe Auslegung des Fleichheitsſatzes konnte auch nicht um— 
ſtritten ſein. Denn ſie iſt das ſelbſtverſtändlichſte Poſtulat jedes 
Rechtsſtaats, iſt die unantaſtbare Grundlage jeder ſtaatlichen 
Ordnung. Sie iſt das, was man — Gerechtigkeit nennt, iſt 
das, was man unter objektiver Staatsführung verſteht.“ 


Es iſt zu begrüßen, daß dieſer richtige Satz im Berliner 
Tageblatt ſo ſcharf betont wird. Doppelt zu begrüßen, 
weil er meiner Erinnerung nach zu anderen Seiten 
weniger klar herausgehoben worden iſt. 


Beft 5 1955 
Für die Unabhängigkeit der Rechtspflege hat ſich der 
Reichsbund deutſchnationaler Rechtsanwälte und Notare 
laut Berl. Börſenzeitung vom 18. Februar in 
einer Entſchließung vom 11. Februar 1935 eingeſetzt: 

„Das Urteil des II. Strafſenats des Reichsgerichts vom 
20. Juni 1952, abgedruckt in RGSt. Bd. 660 S. 585 ff., beweiſt 
— auch wenn man die in der Schrift von Farnow „Gefeſſelte 
Juſtiz“ angeführten Fälle zum Teil als nicht erwieſen anſehen 
will —, daß das Preußiſche Juſtizminiſterium unter Verletzung 
des Art. 102 RD. in ein ſchwebendes Derfahren eingegriffen 
und verſucht hat, die Unabhängigkeit der Richter zu beeinträch— 
tigen. Dieſes Urteil des Reichsgerichts iſt ein Markſtein für die 
Geſchichte des Niedergangs der preußiſchen Juſtiz, verurſacht 
durch die Mißachtung des Grundſatzes der Unabhängigkeit der 
Rechtspflege ſeitens leitender Beamten des Juſtizminiſteriums. 

Bei der Erneuerung des preußiſchen Staats- und Derwal- 
tungsweſens muß verlangt werden, daß diejenigen, welche dieſen 
Niedergang der preußiſchen Juſtiz veranlaßt haben, zur Der- 
antwortung gezogen und aus der Juſtizverwaltung entfernt 
werden. Es muß Dorforge getroffen werden, daß die preußiſche 
Juſtizverwaltung nur Männern anvertraut wird, die die Grund— 
ſätze der Unabhängigkeit der Rechtspflege in Preußen achten 
und nach der beiten Tradition preußiſcher Juſtiz heilig halten.“ 

Nach einer andern Richtung geht folgende Nachricht der 
Doffifhenr Heitung vom 25. Februar 1933: 

„Der deutſchnationale Abgeordnete und Univerſitätsprofeſſor 
von Freytagh-Loringhoven polemiſierte in Breslau gegen das 
Reichsgericht und den Staatsgerichtshof. 

„An die Reichsregierung müſſe das Verlangen gerichtet wer— 
den, daß fie unter keinen Umſtänden weder durch das Reichs— 
gericht, noch durch den Staatsgerichtshof ſich in ihrem Vor— 
gehen beirren laſſen dürfe. Das Reichsgericht könne man eventuell 
durch eine einfache Beſtimmungsabänderung ausſchalten. 

Dieſe Möglichkeit beſtehe beim Staatsgerichtshof nicht ohne 
weiteres. Man müſſe ſich deshalb an die Art erinnern, wie 
die Einrichtung des Staatsgerichtshofes zuſtande gekommen ſei: 
Im November 1918 ſeien Recht und Eid gebrochen worden 
und die mit dem Makel des Eidbruches belaſtete neue Der- 
faſſung habe ſich durch Einſetzung eines Staatsgerichtshofes mit 
dem Schimmer von Recht umgeben wollen. Da aber die durch 
Rechtsbruch uns aufgezwungene Derfaffung im Widerſpruch zu 
unſerem Denken und Fühlen ſtehe, ſei auch der Staatsgerichts— 
hof ein Unfug und eine Vergewaltigung, und man müſſe es 
ablehnen, ſich ſeinem Spruch zu fügen.“ 

Wenn die Worte tatſächlich ſo gefallen ſind, müſſen ſie 
als ſehr bedenklich bezeichnet werden. Beſagen ſie doch 
nichts anderes, als daß Gerichte, deren Entſcheidungen 
den Abſichten der Staatsregierung nicht entſprechen, aus- 
geſchaltet werden ſollen. Bisher war es — das kommt 
auch in der vorſtehenden Entſchließung betont zum Aus⸗ 
druck — in Deutſchland heiligſte Pflicht und heiligſtes 
Recht der Richter, ohne Anſehen der Rechtſuchenden ledig- 
lich nach Recht und Gewiſſen Recht zu ſprechen. Gerade 
eine ſolche unbeirrbare Rechtſprechung zu ſichern, nicht 
um der Perſon der Richter willen, hat man ihre Unab— 
hängigkeit verfaſſungsrechtlich feſtgelegt in der richtigen 
Erkenntnis, daß ohne eine unabhängige Recht arechung 
der Staat einfach nicht beſtehen kann. Dieſer Satz gilt in 
allen Kulturländern. Wo man ihn zeitweiſe außer Kraft 
geſetzt hatte, iſt man bald wieder zu ihm zurückgekehrt, 
weil eben ein geordnetes Staatsleben ohne ihn nicht mög— 
lich war. In der heutigen Seit, da das Rechtsbewußt— 
ſein und das Rechtsgefühl des Dolfes bereits erhebliche 
Einbußen erlitten haben, ſollten ſolche Gedanken nicht 
einmal gehegt, viel weniger ausgeſprochen werden. Das 
Wort „Justitia fundamentum regnorum“ enthält eine 
tiefe Wahrheit, an der wiemand rütteln darf. 
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In der „Deutſchen Allgemeinen Zeitung“ vom 24. Ja⸗ 
nuar geht Dr. Jürgen Humbert unter der überſchrift „Not⸗ 
zeit und Recht“ auf die Entwicklung unſeres Rechtes in 
den letzten Jahrzehnten ein, deren Hauptkennzeichen das 
Eingreifen der öffentlichen Hand in die Dertragsfreiheit 
und die Belaſtung des Unternehmers mit ſozialen Pflichten 
zum Schutze der wirtſchaftlich Schwachen ſeien. Die Durch— 
führung dieſes Gedankens habe immer wieder neue Geſetze 
und Derordnungen gefchaffen, neue Rechtsgebiete erfchlof- 
fen. Dieſe ſtarke Hergliederung des Rechtsſtoffes ſei ein 
Nachteil, weil der Juriſt ihn in feiner Unüberſichtlichkeit 
nicht mehr vollſtändig beherrſchen könne. Eine gefährliche 
Wendung habe die Entwicklung in der jüngſten Seit durch 
die ſich überſtürzenden Notverordnungen mit ihren ein— 
ſchneidenden Maßnahmen auf allen Gebieten genommen, 
die die Notzeit erfordert habe. Die Not des Staates ſei ſo 
groß geworden, daß man wie an einem bedrohten Deich 
immerzu damit arbeiten müſſe, um den Durchbruch zu ver— 
hindern. Unſer ganzes Notrecht ſtehe „unter der Dik— 
tatur der Armut“. Er ſagt dann weiter: 

„Wenn nun in normalen Seiten unſer Recht, wie oben gezeigt, 
ſchon ſtark zergliedert und ſpezialiſiert war, fo iſt die Der- 
arbeitung und Handhabung des Notrechts für den Juriſten jetzt 
eine faſt unmögliche Aufgabe geworden, weil die Überſicht immer 
ſchwerer geworden iſt. Vor allen Dingen weiß man auch gar 
nicht, wohin dieſe Entwicklung noch führt, und wie der Über— 
gang auf eine normale Regelung ſpäter durchgeführt werden 
ſoll, wenn die Zeiten beſſer geworden ſind. Die Arbeit wird 
aber beſonders noch dadurch erſchwert, daß das Erſcheinen jeder 
neuen Notverordnung eine Fülle unlöslicher Streitfragen hervor- 
ruft, weil der Geſetzgeber ſich entweder bei der Abfaſſung des 
Textes der Verordnung infolge Seitmangels unklar ausgedrückt 
hat oder die Übergangsregelung nicht genügend durchdacht hat 
(oder beides), ſo daß vielfach unerwünſchte Erfolge eintreten, 
die Verwirrung anrichten. Wenn man auch die Schwierigkeit, 
in der der Geſetzgeber ſich befindet, voll anerkennen muß, ſo 
iſt man ſich auch vollkommen darüber einig, daß der zur Seit 
beſtehende Fuſtqud alles andere als ideal iſt. Und wohin diese 
Entwicklung gefübrt hat, beweiſt das viel umſtrittene Vereil 
des Staatsgerichtshofes vom 26. 10. 1952, deſſen Auswirungen 
ja bekannt ſind.“ . 

Derfaffer weiſt dann auf die Reformpläne kin, die auf 
eine Anderung des Straf- und Prozeßreches, ſowie der 
Derfaffung hinzielten, die römiſches und anderes undeut⸗ 
ſches Recht ausrotten und rein deutſches Recht ſchaffen 
wollten. N . 

„Alle dieſe Reformpläne zeigen mit Deutlichkeit, daß eine 
allgemeine Unzufriedenheit mit den beſtehenden Suſtänden 
herrſcht, beweiſen aber auch, daß ſich unſer Staat in einer nicht 
ungefährlichen Lage befindet, da man von allen Seiten an ſeinen 
Grundfeſten zu rütteln verſucht.“ n 

Er hält alle dieſe Pläne zur Seit für verfehlt mit Aus— 
nahme der Umgeſtaltung der Derfaffung. 


„Bevor nicht die Grundlagen des St ͤ ſti 
ſind, auf denen man Armen kann, bebor nicht der geiettigt 
Weg der Geſetzgebung wieder freigegeben worden iſt, bevor 
nicht eine ſtarke Staatsgewalt vorhanden iſt, die ungeſtört durch 
die Einflußnahme der Parteien ſachdienliche Arbeit leiſten kann 
ſcheinen mir alle Reformpläne keine Ausſicht auf Erfolg zu 
verſprechen. Man ſollte ſich deshalb lieber dieſen Sielen zu⸗ 
wenden und ſich darauf beſchränken, die Schwierigkeiten, die die 
Notgeſetzgebung mit ſich gebracht hat, zu überwinden und 
möglichſt alles zu vermeiden, was dieſe Schwierigkeiten ver. 
größern kann. Vor allem ſollte man ſich aber auch der gemein⸗ 
ſamen Bekämpfung der ſogenannten Zuſtizkriſe mit allen Kräften 
widmen und dafür ſorgen, daß wieder mehr Vertrauen und 
Anerkennung der Arbeit der Juſtizbehörden entgegengebracht 
wird! Es geht nicht an, daß eine große Anzahl von Dolfs- 
genoſſen ſich ein Geſchäft daraus macht, planmäßig die Rechts⸗ 
pflege des Staats lächerlich zu machen und ihr unlautere Beweg⸗ 
gründe unterzuſchieben. Würde in dieſem Sinne gemeinſam 
mehr gearbeitet, jo beftände mehr Ausſicht, die Krife in abſeh⸗ 
barer Zeit zu überwinden und den Gedanken des Rechts ſtaates 
zum Siege zu verhelfen.“ 

Die Ausführungen des Derfaffers kann man nur be— 
grüßen. Die gleichen Gedanken find in der DRZ. mehr⸗ 
fach geäußert worden. Die Unüberſichtlichkeit des geltenden 
Rechts iſt heute tatſächlich ſo weit gediehen, daß kein 
Juriſt ſich mehr durchzufinden vermag. Und für Reformen 
kommt es nicht darauf an, daß ſie überhaupt, ſondern von 
wem und zu welcher Seit ſie gemacht werden. Das Recht 
kann nicht nach parteipolitiſchen, ſondern nur nach Grund— 
ſätzen geſtaltet werden, die die Schaffung eines wahren 
Rechtes verbürgen. Woßltuend berühren befonders die 
Sätze über die Dertrauensfrife. Leider find ſie noch nicht 
Allgemeingut geworden. So wird in dem „Weſtdeutſchen 
Beobachter“ vom 29. Januar das Urteil eines Shwur- 
gerichts als ein „unmögliches“ bezeichnet. Aber nicht nur 
dies, es werden auch Richter, Staatsanwalt und Ge— 
ſchworene mit folgenden Worten bedacht: 

„Kaum einer im Gerichtsfaal hat dieſen Urteilsſpru 5 
ſtanden. Aber es iſt on er fo: Br ck Staat. 
anwälte, in geordneten penſonsverheißenden Stellen ſitzende 
Kichter, ſolide Bürger als Geſchworene, ſie können und werden 
unſere Seit nicht verſtehen, nicht eher — bis ſie ſelbſt einmal 
die Leidtragenden ſind, bis die Saat aufgeht, die ein inſtinkt⸗ 
loſes Bürgertum ſelbſt ſäe. Das Urteil ſchreit zum Himmel 
Es muß revidiert werden! ö 


Hier wird wenigſten inſoweit etwas Neue 

als nicht die reaktionär Geſinnung, ſondern die 1 
gutbürgerliche Stellung der Beteiligten den Grund zum 
Mißtrauen abgeben nuß. Eine recht bedenkliche Einſtel⸗ 
lung. Daß es für die zu Urteilsfindung Berufenen Pflich⸗ 
ten gibt, ſpielt überhupt keine Rolle. Inſoweit iſt die 
Dertrauenskriſe nur un ein neues Moment bereichert. 

J. B. Senatspräſident am RG. Linz. 


Mitteilungen 


Beitfpiegel. 

Herr Reichsgerichtsrat i. R. Hettner hat mit der Februar⸗ 
nummer die Bearboſtung des Feitſpiegels niedergelegt. Wir 
möchten nicht verfehlen ihm für ſeine ſchwierige und verant⸗ 
wortungsreiche Cätigken, auch an dieſer Stelle unſeren herz- 
lichſten Dank zu ſagen. — Die weitere Leitung des Seitſpiegel⸗ 
hat in Vertretung Kerr Senatspräſident am Reichsgericht Linz 
übernommen. Die Schriftleitung. 


Deutſche Vereinigung für Staatswiſſenſchaft⸗ 
liche Fortbildung. 
über „Ausgewählte Kapitel aus dem Recht 


der Gegenwart“ wird in der Seit vom 26. März bis 
1. April einſchließlich ein Lehrgang für nehere Juſtiz- und Der- 


waltungsbeamtein Weimar abgehalten. Er ſoll einen Über⸗ 
blick über die nere Entwicklung des poſitiven Rechts geben 
und zugleich i das berſtändnis ihrer Bedingtheit und Aus- 
wirkung einfüen. Sein Siel iſt, den höheren Beamten in Der- 
waltung und zuſtiz behilflich zu ſein, aus der erdrückenden 
Fülle des neu Rechtsſtoffes das für ihre Berufsarbeit Wich⸗ 
5 finnhaft- erfafen und lebenswirklich zur Anwendung zu 
ringen. 

Am Song, den 26. März, 20 Uhr, wird der Le i 
der Weimalle mit einem Vortrag von Geh. ee 
Dr. Richar Schmidt, Leipzig, über „Die Krifis und ihre 
Einwirkumuf das Recht” eröffnet werden. Der endgültige 
Studienpliſt ſoeben erſchienen. Nähere Auskunft erteilt die 
Geſchäfts e, Berlin NW 7, Univerſitätsſtr. 3 b. 
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Schrifttum 


A. Aus den Geitſchriften. 


Deutsche Juriſtenzeitung, Heft 4: DO. zum Schutz des d. 
Volks (Mink. Dr. Noche). Univerſität u. Ausleſe (Präf. 
Schwiſter). Luftkrieg, Zivilbevölkerung u. Völkerrecht (Gbſtst. 
Dr. Fonck). Bismarcks Stellung zum Dualismus Reich Preu⸗ 
zen (ArchR. Dr. Goldſchmidt). Verfaſſung u. Privatrecht (Prof. 
Dr. Stoll). 

Jur. Wochenſchrift, Heft 4: Beſchwerde gegen Zulaſſung des 
ProzBevollm. durch das Arbeitsgericht (LER. Aubele). Gren⸗ 
zen der Dertretungsbefugnis wirtſch. Vereinigungen nach 8 11 
ArbG. (AGR. Dr. Schlichting). — Heft 5/6: Rechtsſicherheit 
u. Richterfpruch im Steuerrecht (Präf. Dr. Dorn). Gefährdung 
der Rechtseinheit im Steuerrecht u. ⸗ſtrafrecht (Staatsſekr. Dr. 
Popitz). Beſteuerung nach dem Derbrauche (RA. Dr. Kauf: 
mann). Dermögensfteuer (ORegR. Henrychowski). — Heft 7: 
Revifion des StGEntwurfs (Oſterr. BIM. Dr. Schuſchnigg). 
Übergeſetzlicher Notſtand u. kein Ende (Prof. Dr. Vitzinger). 
Urteilsformel bei Unbeweisbarkeit von Einzelakten einer fort⸗ 
geſetzten Tat (OStA. Dr. Weber). Mechaniſche Protokolle 
(LG D. Braune, LED. Dr. Hellwig, RA. Dr. Jonas). 

Gruchots Beiträge, Beft 1: Anſprüche des Abzahlungskäu⸗ 
fers beim Dertragsrüdtritt (ASR. Dr. Aſch). Erwerbsverbot 
als Derfügungsverbot (RA. Dr. Aubernagel). Grundſtück u. 
Katafterparzelle (ORegR. Buch). 

Golidammers Archiv, Heft 1: Treu u. Glaube im StP. 
(Esta. Dr. Mattil). Unzuläſſige Berufung (GAſſ. Dr. Bull). 
Rechtſpr. des Bayr Obs. (Prof. Dr. Doerr). 

Konkurs- u. Treuhandweſen, Heft 2: Nutzbarmachung der 
Haftſumme für die Gläubiger während des Genoſſenſchafts⸗ 
konkurſes (Richter Dr Höver, OR. Citron). Wiederauf— 
lebungsklauſel in Rechtſpr. des OLE. Dresden (RA. Dr. Cahn). 
Mißbrauch des Zwogl., Inanſpruchnahme begrenzt haftender 
Dergleihsbürgen (Synd. Dr. Künne). Beteiligung nicht betei⸗ 
ligten Gläubigers am PglVerf. (AGR. Levy), 

Danziger Jur. Monatsſchrift, Heft 1: Rückgriffsrecht der Ge⸗ 
noſſen im Konkurs der Genoſſenſchaften (IR. Dr. Lewinsky). 
Neue poln. SP®. (RA. Dr. Lewitter). Grundſtücks⸗, Hypo- 
theken⸗, Handelsmakler (IR. Sander). 

Heſſiſche Rechtſprechung, Heft I: Landw. Vermittlungs fn. 
(GAſſ. Jöckel). 

Meckl. Zeitſchrift für Rechtspflege, Heft 5: Forderung für 
el. Strom vor Konkurseröffnung iſt nicht Maſſeſchuld (RA. 
v. Maltzahn). Muß erſter Bppothekar im Entſchuldungsvfn. 
Oſthilfeentſchuldungsbriefe annehmen! (RA. Neubeck). 

Württ. Zeitfchrift für Verwaltung, Heft 2: Fuläſſigkeit des 
ord. Rechtswegs in Württ. (Min. Ir. Hofacker). Fuläſſigkeit 
des Rechtswegs für Schadensanſprüche wegen mangelhafter Be- 
ſchaffenheit öff. Wege (Min R. Dr. Boficker) 

Heitſchr. des D. Notarvereins, Heft 2: Grundſtückwertzuwachs⸗ 
ſteuer der Länder (IR. Bauer). Steurn u. öff. Laſten in u. 
nach ZwDerfteigerung (RA. Dr Hoeriger). Eintragung des 
Dorbehalts der Deviſenbewirtſchaftungstelle bi Hyp. für Aus⸗ 
länder (GAſſ. Dr. Söwenthal, RA. Or Caro). 

(Egerer) Richterzeitung, Heft 1: Rüknahme des Dorbehalts- 
eigentums (Adv. Dr. Leicht). Deviſenprzzeſſe (20. Dr Schick). 
Furückbehaltungsrecht (Dr. Eiſinger). Ein Jahr Perichtsaktuare 
(Rechtspfleger) (GR. Dr. Reinold). . 

Prager Jur. Seitſchrift, Heft 3: Übergabe (Bf. Coronini- 
Cronberg). Anſchließender Konkurs Adv. Dr. Gompery). 
Strafrecht im Bankgeſetz, Fortſ. in Heft x (Adv.Dr. Stranskp). 


Bücherbeſprechunger 


eſtſchrift für RA. IR. Dr. jur h. c. Albert Pint zu feinem 
3 2 N Gewidmet von dem deutſch und dem 
Berliner Anwaltverein ſowie von der Fita Walter 

de Gruyter & Co., Berlin 1952. 680 S. (15, ge 17 RM.) 
Einem ihrer Beſten brachten die deutſchen Anilte dieſe 
Ehrengabe; mit Stolz geben ſie im Vorwort ihrer Gugtuung 
Ausdruck, daß ſie einen der erſten und gefeiertſteneutſchen 
Juriſten zu den ihrigen zählen können. Allerdings nt lange 
mehr ſollte dieſe Freude dauern: der unerbittliche Senmann 


hat auch dieſe Leuchte der Wiſſenſchaft und Praxis dahingerafft, 
freilich erſt nach einem an Ehren und Erfolgen reichen Leben. 
Auch blieben die wiſſenſchaftlichen Arbeiten des Derblichenen, 
vor allem ſeine Beteiligung an Staub's unſterblichem Werke des 
NG. Seine Darſtellung der Perſonalgeſellſchaften in der neuen 
Auflage gehört in ihrer Klarheit und Schlichtheit wohl zu den 
beſten Erläuterungen dieſes ſpröden Rechtsſtoffes. 
Reichsgerichtsrat Dr. Schwarz, Leipzig. 


Schlegelberger, Dr. Franz, Staatsſekretär im Reichsjuftizmintite- 
rium, Boche, Dr. Werner, Min.⸗Rat im Reichsminiſterium 
des Innern: Das Recht der Neuzeit 1914 bis 1955. Ein 
Führer durch das geltende Recht des Reichs und Preußens 
ſeit 1914. In achter Auflage bearbeitet von Boche, Berlin, 
1955, Franz Dahlen. 528 S. (Kart. 6,85 RM.) 

Das Werk gibt, nach alphabetiſchen Stichworten geordnet, 
einen Überblick über das noch heute geltende Recht (Geſetze und 
Verordnungen) des Reiches und Preußens ſeit dem 1. Auguſt 
1914, ſoweit es noch heute in Geltung iſt. Damit wird es 
für den vielbeſchäftigten Praktiker zum unentbehrlichen Rüſt⸗ 
zeug, da es ihm das zeitraubende Nachforſchen darüber erſpart, 
ob eine Beſtimmung noch in Geltung iſt. Das Werk wird je- 
weils mit dem Stande des Jahresſchluſſes des Vorjahres neu 
aufgelegt. Es iſt für den Siviljuriſten ebenſo empfehlenswert 
wie für den Verwaltungsjuriſten. e 

Reichsgerichtsrat Dr. Schwarz, Leipzig. 


Goldſchmidt, J., Univerſitätsprofeſſor, Berlin: Sivilprozeßrecht. 
Sweite, umgearbeitete und erneuerte Auflage. Julius 
Springer, Berlin 1952. 507 S. (Geh. 22 RM.) 

Die erſte Auflage erſchien vor drei Jahren. Ihre günſtige 
Beſprechung in der DR. (1929 S. 244) iſt durch den Erfolg 
des Buches glänzend gerechtfertigt worden. Die Neuauflage weiſt 
beachtſame Perbeſſerungen auf. Alle Zitate und Derweifungen 
find in die Anmerkungen geſetzt; durch Derſchiedenheit des 
Druckes ſind Grundſätzliches und Einzelheiten geſchieden. Die 
Kechtſprechung der oberen Gerichte iſt faſt vollſtändig ver- 
arbeitet, der Nachweis des Schrifttums dagegen auf das Grund— 
sätzliche beſchränkt; Polemik hat der Verfaſſer vermieden. Von 
beſenderem Wert ſind die Darſtellung der Grundzüge des öſter— 
reichiſoen 5p. ſowie die Überſicht der außerdeutſchen Prozeß 
rechtsquefen. Ich zweifele nicht, daß ſich das wertvolle Werk 
in der neren Geſtalt zu den bisherigen noch viele weitere 
Freunde hinz erwerben wird. 

Reichsgerichtsrat Dr. Schwarz, Leipzig. 


Petters, Dr. W., LER, Mannheim: Praktiſche Strafrechtsfälle 
mit Löſungen. 6. umgearb. Aufl. J. Bensheimer, Mann⸗ 
heim 1955. 528 S. (6 RM.) 


In DR. 50 S. 198 habe ich die 3. Auflage des Buches be- 
ſprochen. Ihr find die 4., 5. und 6. Auflage überraſchend ſchnell 
gefolgt. Der Erfolg iſt wohlverdient. das Buch kann Studenten 
und Referendaren warm empfohlen werden. Erwünſcht wäre 
bei den Löſungen eine Berückſichtigung der Rechtslehre und 
ferner Anführung der Rechtſprechung nach der wertvollen 
Spruchbeilage der DRZ. 

Senatspräſident Dr Scherling, Hamm. 


Mezger, Dr. E., Prof., München: Strafrecht. Ein Lehrbuch. 
Dunker & Humblot, Leipzig 1951. XII u. 528 S. (Geh. 
17 RM., geb. 19 RM.) 

Das neue Lehrbuch bedeutet eine ſehr beachtenswerte Be⸗ 
reicherung des ſtrafrechtlichen Schrifttums. Das Kernftüd bildet 
die Lehre vom Verbrechen, deren Darſtellung dem Werk das Ge⸗ 
präge gibt. Der Neukantianismus, die ſüdweſtdeutſche Wert⸗ 
philoſophie, die Lehre vom „emotionalen“ (geſtaltenden, fchöpfe- 
riſchen); Denken haben zu einer neuen rechtsphiloſophiſchen 
Orientierung der Strafrechtswiſſenſchaft geführt, die „teleolo- 
giſche“ (zweckgerichtete) Begriffsbildung gefördert und nament⸗ 
lich in verſchiedenen Gebieten des allgemeinen Teils des Straf- 
rechts neue Gedankengänge ausgelöſt. Mezger hat neben dem 
Gewordenen auch dieſes Werden — unter erſchöpfender und 
ſorgfältiger Verwertung des reichen Schrifttums und der Rſpr. 
d. RG. — mit einer im Rahmen eines Lehrbuchs nur irgend 
erreichbaren Vollſtändigkeit zur Darſtellung gebracht. Er hat 
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‚fein Möglichſtes getan, die Schwierigkeiten zu verringern, die 
dem Studierenden bei der Aufnahme eines ſolchen in der Um— 
bildung begriffenen Lehrſtoffs erwachſen; auch äußere Mittel, 
wie Fettdruck der Kernſätze und Durchſchießung ſonſtiger wich⸗ 
tiger Stellen dienen dieſem Zweck. Für den im Strafrecht be⸗ 
reits geſchulten Praktiker iſt gerade der durch Mezgers Dar⸗ 
ſtellung vermittelte tiefe Einblick in die Neugeſtaltung der 
Strafrechtsdogmatik von beſonderem Reiz; ihm bietet die Durch⸗ 
arbeitung des Werks einen hohen wiſſenſchaftlichen Genuß. 
Reichsgerichtsrat Dr. Wachinger, Leipzig. 


Buſch, E., MinR., Dr. Schäfer, AGR., Dr. Wichards, LGR., 
unter Mitwirkung v. Dr. Dörffler, Min., ſämtl. im 
Pr. In.: Reichsgeſetz über Straffreiheit. F. Vahlen, Ber⸗ 
lin 1955. 61 S. (1,95 AM.) 

Bei dem weittragenden Umfang des Geſetzes iſt das Auf- 
tauchen verſchiedenartigſter Streitfragen nicht verwunderlich. 
Um ſo mehr iſt es zu begrüßen, wenn hierin von beſonders 
dazu berufener Seite aus Klarheit geſchaffen wird. Jedenfalls 
werden dieſe Erläuterungen zu jeder ſich in der Praxis er⸗ 
gebenden Sweifelsfrage zutreffende und erſchöpfende Auskunft 
geben. So wird das Heft nicht nur für Staatsanwaltſchaften 
und Gerichte ſowie für den Verteidiger, ſondern auch für alle 
politiſch intereſſierten Kreife ein äußerſt willkommenes und 
wertvolles Hilfsmittel darſtellen. 

Gberſtaatsanwalt Dr Rogivue, Magdeburg. 


Schumacher-Weber, Pia: Die Strafbarkeit bei der Behandlung 
von Geſchlechtskrankheiten (nach $ 7 Geſchl.-Krankh.-Geſ.). 
(Deröffentlihungen aus dem Gebiete der Medizinalver⸗ 
waltung, XXXVII. Band — 5. Heft.) R. Schoetz, Berlin 
1952. 114 S. (4,80 RM.) 

Das Buch bringt nach einem geſchichtlichen Rückblick über den 
Werdegang des Geſetzes Ausführungen über die allg. Bedeutung 
des Geſetzes. Beſonders zu § 7 werden Verbote, die Strafbar— 
keit, die ſtrafbaren Handlungen, die Teilnahmeformen bei der 
verletzung des § 7, das Verhältnis der einzelnen Straftat— 
beſtände des 8 7 zueinander, ſowie das Verhältnis der in § 7 
enthaltenen Derbote zu anderen Straftatbeſtänden des StG. 
und anderer Strafgeſetze eingehend behandelt. In einem Schluß⸗ 
abſchnitt wird ausgeführt, daß das Problem der Bekämpfung 
des Kurpfufchertums durch 8 7 GBEK. ungenügend gelöft iſt. 
Reformvorſchläge werden gebracht. Ein Literaturverzeichnis 
vervollſtändigt die Arbeit. Sie dürfte wohl zur Seit die um— 
faſſendſte Abhandlung über das Thema darſtellen. 

Oberregietungsmedizinalrat Dr. Schütz, Leirzig. 


de Gueherry, Dr R., MinRat, Dresden: Milchgeſetz mit allen 
AusfBeſt. des Reichs und Sachſens. C. Heinrich, Dresden 
1952. 168 S. (4,80 RM., geb. 5,60 RM.). 

Das handliche Werk bietet überſichtlich geordnet neben den 
Geſetzestexten Erläuterungen, die für den Landwirt, Molkerei⸗ 
inhaber und Milchhändler Belehrung und Auskunft, für die 
Behörden wertvolle Hinweiſe bei der Überwachung des Milch⸗ 
verkehrs und der Entſcheidung von Streitfragen enthalten. 
Jedem Praktiker im Freiſtaate Sachſen wird das Buch nützliche 
Dienſte leiſten. Beſonders wertvoll iſt, daß auch die wichtigen 
dienſtlichen Beſtimmungen der Behörden mit verarbeitet jind. 

Erſter Staatsanwalt Fiedler, Leipzig. 


Heß, Dr. A., RA., Hamburg: Die Phantaſie im Leben der 
Völker und der Wiſſenſchaft, insbeſ. im Recht. C. Binſtorff, 
Roſtock. 84 S. (4 RM.) 

Daß Phantafie, die Mutter alles Guten und Schönen, auch 
der Grund alles Rechtes ſei, verkündete 1894 ein (von Heß nicht 
erwähnter) Vortrag Heinrich Dernburgs. Ahnliche Bekenntniſſe 
finden ſich ſchon früher. So z. B. bei Savigny (1840). Ja, fie 
begegnen in Seiten auf denen der Schein der Nüchternheit 
liegt, z. B. bei Chriftian Thomaſius (1699). Wie nötig Seelen⸗ 
kunde für die erſprießliche Rechtspflege iſt, hat unſere Ent⸗ 
wicklungsſtufe, der die Pforten der Dölkerpſychologie offen 
ſtehen, wohl erkannt. Es ſchadet aber nicht, wenn es ihr noch 
tiefer eingeprägt wird. Solches gefchieht in der ſehr lebendigen, 
ja etwas ſprunghaften, an blendenden Gegenſätzen und Schlag⸗ 
worten reichen Abhandlung, die leider von Fremdwörtern wim— 
melt und auch ſonſt mit der Sprache nach eignen Regeln um⸗ 

eht. Selbſtändige Leſer finden in ihr manches Anregende. Doch 
ebührt der Seelenforſchung nicht an Stelle, ſondern neben der 

Denklehre ihr Platz. ER 

Reichsgerichtsrat Dr. Georg Müller, Leipzig. 
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Heyland, Dr. C., Prof. RA., Frankfurt a. M.: 
gültigkeit von Huſicherungen nach deutſchem und preuß 
Beamtenrecht. C. Heymann, Berlin 1952. 16 f. (8 am.) 

Die Wiſſenſchaft hat das Beamtenrecht bisher itiefns; ; 
behandelt, es wenigſtens fehlen laſſen an 905 le 

Unterſuchung von beamtenrechtlichen Einzelfragen. Um fo er 

freulicher iſt es, daß der Verfaſſer eine ſolche Einzelfrage, die 

Rechtsgültigkeit der beamtenrechtlichen Suſicherungen, einer 

gründlichen und erſchöpfenden Erörterung unterzogen hat. Er 

unterſcheidet vermögensrechtliche, dienſtrechtliche und gemiſcht 
vermögensrechtlich⸗dienſtrechtliche Zufidterungen, kennzeicanet fie 
als zweiſeitigen Verwaltungsakt und behandelt dann ihre Zu- 
läſſigkeit und ſonſtigen Vorausſetzungen wie ihre Geltend- 
machung und ihren Widerruf. Aus der Fülle der Einzelaus⸗ 
führungen ſollen nur die über Zuläſſigkeit einer Zuſicherung 
auf Anſtellung und die über Zuficherung und Notverordnungen 
hervorgehoben werden. Die Rechtſprechung iſt ſorgfältig benutzt 
worden (leider ohne Anführung der DR.). Sie wird dem 
Verfaſſer durch Verwertung und Fortentwicklung der von ihm 
gewonnenen wiſſenſchaftlichen Ergebniſſe danken. 
Reichsgerichtsrat Hagemann, Leipzig. 


Swoboda, Dr. E., Prof. OS GR., Graz: Das Privatrecht der 
Zukunft. Dr. W. Kothſchild, Berlin 1952. 64 S. (5 RM.) 


Verf. weiſt hin auf die hohe Bedeutung der vergleichenden 
Rechtswiſſenſchaft für die Fortbildung des Privatrechts und 
für die mit Rüdjicht auf die Mltwirtſchaft erwünſchte Rechts⸗ 
annäherung zwiſchen den eignen Staaten. Er betont die 
Notwendigkeit ſtändiger Fo g des Rechts, namentlich 
auch durch die Kechtſprechung, ei aber der Zufanımenhang 
mit der Dergangenheit und dem geſchriebenen Kecht gewahrt 
bleiben müſſe. Als die für olle Rechtsordnung und richterliche 
Tätigkeit maßgebenden vier Grundgedanken ſieht er an die 
Gedanken der Gerechtigkeit, der durch die Zwecke der Allgemein⸗ 
heit eingeſchränkten Freiheit, der Gleichheit vor dem Geſetz, 
der Harmonie oder geiſtigen Einheitlichkeit. Leider geſtattet 
der zur Verfügung ſtehende Raum nur dieſe kurzen Andeu— 
tungen. Das Buch erfüllt den Zweck, den es fich ſelbſt fett, 
Anregungen zum denken und Forſchen zu geben, in hohem 
Maße. Niemand wird die Schrift mit ihrem erſtaunlichen 
Gedankenreichtum ohne Gewinn für feine Rechtsanſchauung und 
damit für ſe're richterliche Tätigkeit aus der Hand legen. 

Reichsgerichtstat D. Epping, Leipzig. 


Die Rechts- 


Levi-Ries, Leo, Rechtsanwalt in Düffeldorf: Gebühren- 
Ordnung und Vertragsbeſtimmungen der Architekten, auf- 
geſtellt vom Allgemeinen Gebührenordnungs⸗Ausſchuß 
i. d. F. vom 1. 2. 1952 unter Mitw. des Architekten Bobrek 
in Düſſeldorf nebſt Aihang: Der Rechtsſchutz des Archi- 
tekten an ſeinen Entwirfen und Werken. Induſtrie⸗Verlag, 
Düſſeldorf 1952. 108 >. (Leinwandband 4,50 RM.) 

Die Gebührenordnung der Architekten, eine Aufſtellung der 
beteiligten Fachgruppen, nimmt für ſich in Anſpruch, daß ihr 
Inhalt die Grundſätze für die Bemeſſung der üblichen Der- 
gütung im Sinne des § 652 BGB. wiedergibt. Auch ſofern 
dies nicht für zutreffend erachtet wird, bleibt doch die Tatſache 
beſtehen, daß die Gebch. ſich im Bereiche des Architektenver⸗ 
trages weitgehende Beachtung errungen hat. Ihre Bedeutung 
für das Bauweſen läßt die Erläuterung und Auslegung ihrer 
Beſtimmungen als ein dankenswertes Unternehmen erſcheinen, 
welches in der veliegenden Arbeit zum erſten Male verſucht 
worden iſt. Dabe war es ein glücklicher Gedanke, daß ſich ein 
Kechtskundiger ud ein Baumeiſter gemeinſam der Aufgabe 
unterzogen haben Die Schrift wird in ihrer lichtvollen Art von 
allen beteiligten Kreifen gerne begrüßt werden, auch vom 
Richter, welcher ur Entſcheidung über die Anſprüche des Bau- 
meiſters beruferiſt. Einer der Leitgedanken der Derfaffer iſt 
es, den Architeenvertrag im Gegenſatz zum RG. als Werk— 
vertrag, nicht & Dienſtvertrag aufzufaſſen. 

Kammergerichtsrat Granzow, Berlin. 


Wolfdietrich telhaber. Fragen tarifvertraglicher Akkordrege— 
lungen. Schwann, Düſſeldorf. : 
Derf. befe ſich mit Tarif- und Akkordvertrag unter be- 
ſonderer Beikſichtigung der Rechtſprechung des Reichsarbeits- 
gerichts. E' recht gute Arbeit, die auch für den Praktiker 
eine willkonene Unterſtützung bilden kann. 
Senatspräſident Linz, Leipzig. 
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„ A., Prof., Jena, u. Nipperdey, Dr. H. C., Prof., 
en ee Arbeitsrechts. II. Bd. 5.—5. Aufl. 
J. Bensheimer, Mannheim 1952. 796 S. (25 RAT, geb, 

28 NM.) 

Die früheren Aufl. des ausgezeichneten Werkes ſind hier ein⸗ 
gehender beſprochen. Diefer Band behandelt das kollektive 
Arbeitsrecht und die Arbeitsgerichtsbarkeit nach dem Stande 
von Geſetzgebung, Rechtſprechung und Schrifttum bis zum 
1. 5. 52. An Vollſtändigkeit und Suverläſſigkeit läßt er keinen 
Wunſch offen. Sandgerichtsrat Mulert, Münſter . W. 


DHepöne, Dr 9, Präſ. d. ArbG. Berlin, unter Mitw. von 
Rohlfing, Dr Th. und Heinitz, Dr. E., AG R., Berlin: 
Arbeitsgerichtsgeſetz. Textausgabe m. ausführl. Erläute- 
rungen. W. de Gruyter & Co., Berlin 1952. 884 S. (Geb. 
15,— RM.) 

Die drei Derfaffer haben in gründlicher, ſachkundiger Arbeit 
die ihnen auf Grund ihrer Praktikerſtellung in reichhaltigem 
Maße zur Derfügung ſtehende Praxis bei der Kommentierung 
verwertet und dadurch und unter Anwendung einer guten 
Syſtematik ein Handbuch geſchacfen, das jeder, der ſich irgend⸗ 
wie mit Fragen des Arbeitsprozeßrechtes zu befaſſen hat, mit 
beſtem Erfolge verwenden wird. Die zweckentſprechende Anfüh⸗ 
rung und Einfügung der Vorſchriften der HPG. und materieller 
Geſetze mit arbeitsrecktlichem Inhalt erhöhen den Wert dieſes 
Buches, das Schrifttum und Entſcheidungspraxis — übrigens 
unter mehrfacher Erwähnung der in der DRS. abgedr. Entſch. — 
auch der jüngſten Seit weitgeheneſt berückſichtigt. 

Landgericht ne D. Franke, Berlin. 


Man, Dr. F., Prof., Köln, und Vipperder, Dr B. C., Prof., 
Köln: Steuergutſcheine und Cariflockerung. C. Heymann, 
Berlin 1935. 297 S. (10 RM.) 

Der Kommert;r hat ſich die nicht einfache Aufgabe geſtellt, 
die Not O. zur Belebung der Wirtſchaft vom 4. 9. 52 uns die 
DO. zur Vermehrung und Erbaltung der Arbeitsgelegenheit 
vom 5. 9. 52 vollſtändig zu Sn Das Kernftüd der 
Noto). vom a. 9. 32 bildet die Nauergutſchein v., nach ihr 
kam beſondere Bedeutung er inzwiſchen aufgehobenen Der- 
mehrungs b O. vom 5. 9. 52 zu. Der Erläute s dieſer beiden 
Teile einſchließlich der dazu erlaſſenen Durchfüdeungsbeſtim⸗ 
mungen iſt der Hauptraum gewidmet. Das W 
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die DO. vom 22. 5. 26 iſt an dieſer Stelle nicht einmal erwähnt. 
Bei der „Repräſentantenhaftung“ fehlt ebenſo die Angabe der 
abweichenden Anſichten. Dieſe Beiſpiele würden ſich beliebig 
vermehren laſſen. Richter Dr. Ewald, Hamburg. 


v. Edartsberg, Dr, Frankfurt a. M.: Die Anſtellungsverträge 
der Organmitglieder im Konkurs handelsrechtlicher Kör- 
perſchaften. C. Heymann, Berlin 1952. 55 S. (Geb. 5 RM.) 


Der Verfaſſer kommt zu dem intereſſanten Ergebnis, daß die 
SS 17, 22, 25 KO. zur Beſeitigung der Gehaltsanſprüche der 
- Organmitglieder unanwendbar ſind. Er will aber durch er— 
gänzende Dertragsauslegung gemäß 8 157 BGR. unter Zu- 
hilfenahme der Unmöglichkeitslehre ein tragbares Ergebnis in- 
ſoweit erzielen, als ſich die Gehaltsanſprüche der Organmit— 
glieder durch die Monkurseröffnung infolge ihrer verringerten 
Tätigkeit in einen Anſpruch auf angemeſſene Vergütung ver- 
wandeln und jegliche Schadenserſatzanſprüche aus vorzeitiger 
Beendigung des Vertragsverhältniſſes für die Zeit nach Ab- 
ſchluß des Uonkursverfahrens wegfallen. Er verwendet dabei 
mit die vom RArbG. entwickelten Grundſätze über die Tragung 
des Betriebsriſikos. Bei der Klaffifizierung ihrer Gehalts- 
anſprüche ſchließt er ſich der' herrſchenden, das Lidlohnprivileg 
ablehnenden Anſicht ohne weiteres an, obſchon hier eine Ein— 
ſchränkung geboten iſt. Die Berechtigung der Amtsnieder— 
legung der Organmitglieder während des Konkursverfahrens 
lehnt er mit Recht ab, ſoweit nicht Grund zur friſtloſen Kündi— 
gung vorliegt. Dieſe Arbeit iſt für alle, die ſich mit Konkurs- 
recht zu befaſſen haben, ſehr leſenswert. Man kann nur wün⸗ 
ſchen, daß ſich auch die Praxis von der Ganabarfeit der hier 
gezeigten neuen Wege überzeugt. 

Amtsgerichtsdirektor Dr Schumann, Leipzig. 


Neuberg, J., Geh. OR., Berlin: Geiſtiges Urheberrecht, 
Schriftſtellerſchutz, Künſtlerſchutz. F. Hirt, Breslau. 95 S. 
(Geb. 2,85 RM.) 

Das Werk (ein Bändchen von „Jedermanns Bücherei“) be- 
handelt den Schriftſtellerſchuz und den Künftlerfchug. Das 
geiſtige Urheberrecht an ſchriftſtelleriſchen und künſtleriſchen Er— 
zeugniſſen „für jedermann verſtändlich und doch des wiſſen— 
ſchaftlichen Charakters nicht entbehrend darzuſtellen“, iſt reiz⸗ 
voll, aber ſchwierig. Ob es hier gelungen ſei, müßten Laien 
mitenitſcheiden. Wer das Gebiet ſchon kennt bedarf des Ab— 
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wertvolle Bereicherung und beſonders nach der erde den, Lſes kaum. Denen, die es moch nicht kennen, ſollten Weg- 


lichen Seite hin glückliche Ergänzung des bisherigen Schrifks“ 
tums zur SteuergutfcheinD®. dar. Darüber hinaus bringt es 
in der Erläuterung des dritten und vierten Teils der Notb 0). 
vom 4. 9. 52 eine m. W. anderweitig nicht gebotene zuſammen⸗ 
hängende Darſtellung der dort getroffenen kredit⸗ und finanz⸗ 
politiſchen Maßnahmen. Die Beigabe des Textes der zahlreichen 
Durchführungsbeſtimmungen kommt der Brauchbarkeit des 
Werkes ſehr zu ſtatten. . 
Regierungsmt Wetter, München. 


Warneyer, Dr O., RSR.: Verſicherungsdertragsgeſetz. C. U. 
Beck, München. 405 S. (9 RM.) 78 

„Erläuterungen an Hand der Rechtſprechung, vornehmlich der 
des RG.“ iſt das Siel der Bandansgabe. kenntnis der Recht⸗ 
ſprechung des RG. allein reicht für Praktiker u. Wiſſenſchaftler 
nicht aus. Warneper verzichtet darauf, die Literatur in grö⸗ 
ßerem Umfang anzuführen; häufiger führt er nur Kuhfahl- 
Sauer an ind ſelbſt Bruck nur gelegentlich. damit iſt die Be⸗ 
deutung des Werkes für die Praxis nur begre zt, beſonders in 
einer Zeit, in der die Kollegen kaum in der Che find, ſich eine 
ausreichende Handbücherei anzulegen. Wer & Richter oder 
Ra. nicht darauf verzichten will und kann, nem Problem 
nachzugehen, der kommt mit Warneper Nicht aus um fo weniger, 
als die Rechtſprechung des RG. in Derſicherugsſachen nicht 
überall unangefochten iſt. Die einſeitige Wiedeſabe der An⸗ 
ſichten des RG. und der ihm folgenden Gerichttverführt den 
wenig Unterrichteten zu der Annahme, daß gewir Rechts ſätze 
unbeſtritten ſeien, jo wird z. B. bei dem Begriff er Deräuße- 
rung der verſicherten Sache i. S. des § 69 De die gewiß 
ſehr beachtliche abweichende Anſicht von Bruck, wt erwähnt 
und nur auf eine UeEntſcheidung verwieſen; die eichfalls in 
Hanſ RF. 1951 A S. 482 abgedruckte Eutſcheidunge⸗ OSG. 
Düſſeldorf fehlt. Die Ausführungen über Verſicherunfür Rech⸗ 
nung wen es angeht, ſind m. E. zu knapp; das gleickgilt z. B. 
für den Abſchnitt VII der Vorbemerkungen über Avertung, 


werper ſagen, wo fie Genaueres finden. Hieran fehlt es. Weder 


Angaben des Schrifttums noch Entſcheidungsbelege bieten Hilfe 


an. Ein einziges wirkliches RG.⸗Fitat (S. 11) ift vorhanden. 
Das zweite (S. 18) nennt nur den Urteilstag und muß oben- 
drein inhaltlich dahin berichtigt werden, daß es ſich um „Die 
Afrikanerin“ ued nicht um „Carmen“ handelt. Bei der An- 
führung von Namen (nirgend mit Stellenangabe) find Licht- und 
Schatten auch ungleich verteilt. 

Reichsgerichtsrat Dr. Georg Müller, Leipzig. 


Bovenſiepen, Dr. R., OS GR., Kiel: Lateiniſche Rechtsſprich⸗ 
wörter. F. Vahlen, Berlin 1952. 2. Aufl. 55 S. (I RM.) 
. Eine geiſtvolle Arbeit. 158 lateiniſche Rechtsſprichwörter ſind 
für Zivil-, Straf⸗ und öffentliches Recht gedeutet und er⸗ 
läutert. Dieſe durch Jahrhunderte auf uns überkommenen Lehr⸗ 
und Lernhilfen geben ſchlagſchattenſcharf den Schlüſſel zum 
Verſtändnis ganzer Rechtsinſtitutionen, auch heute noch, da 
ganze Teile unſeres deutſchen Rechtes auf römiſch⸗rechtlicher 
Ausgeſtaltung beruhen. Darum iſt das Buch nicht nur rein 
philologiſch ein intereſſanter Verſuch, ſondern auch ein blut⸗ 
volles und für die praktiſche Juſtiz verdienſtliches Werk. 
Amtsgerichtsdirektor Gecckel, Gotha. 


Poſener, Paul: Portikus Fachlexika, Jur- Iſches Fremdwörter 
buch, zugleich eine Erklärung gebr schlicher Fachausdrücke. 
Atlas, Dr. Alterthum & Co., Ber! „ Halenſee 1952. 5. Aufl. 
185 S. (2,85 RM.) 

Das Buch bringt nicht nur die Erklärung juriſtiſcher Fach⸗ 
ausdrücke, ſondern von Fremdwörtern, auch mediziniſchen, die 
im täglichen Verkehr vor Gericht häufig angewandt werden. 
Für eine zukünftige Auflags empfehle ich die Erweiterung unter 
Berückſichtigung häufiger in Gutachten, insbeſondere ärztlichen, 


gebrauchter Bezeichnun en. Dann wird das Wörterbuch eine 


noch größere Bedeutung als jetzt erlangen. N 
©berreserungsmedizinalrat Dr Schütz, Leipzig. 
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